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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Clemens KUZMINSKI über die 

Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes 

für Fremdenwesen und Asyl vom 30.03.2018, 11.04.2018 Zl.  XXXX Wien, nach Durchführung 

einer mündlichen Verhandlung am 30.06.2020 zu Recht: 

A) 

I. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides wird gemäß § 

3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005) als unbegründet abgewiesen. 

II. Die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides wird gemäß § 

8 Abs. 1 AsylG 2005 als unbegründet abgewiesen. 

III. In Stattgabe der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. und IV. des angefochtenen 

Bescheides wird ausgesprochen, dass eine Rückkehrentscheidung gemäß § 9 Abs. 2 und 3 

BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG) auf Dauer unzulässig ist. 

IV. Dem Beschwerdeführer wird gemäß § 58 Abs. 2 in Verbindung mit § 55 Abs. 1 AsylG 

2005 der Aufenthaltstitel „Aufenthaltsberechtigung Plus“ erteilt. 

V. In Erledigung der Beschwerde werden die Spruchpunkte V. und VI. des 

angefochtenen Bescheides gemäß § 28 Abs. 1 und 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 

(VwGVG) ersatzlos behoben.  

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 



- 2 - 

 

 

E N T S C H E I D U N G S G R Ü N D E :  

I. Verfahrensgang: 

Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Afghanistan, Angehöriger der Volksgruppe 

der Pashtunen und sunnitischer Moslem, gelangte illegal ins österreichische Bundesgebiet 

und stellte am 17.12.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. Am gleichen Tag wurde er 

dazu vor der Landespolizeidirektion (LPD) Niederösterreich,  XXXX einer niederschriftlichen 

Erstbefragung zugeführt. Dabei gab er zu seinen Fluchtgründen an, dass seine Eltern in 

Afghanistan von Feinden getötet worden seien, als er ein Kleinkind gewesen sei. Er sei mit 

seinem Bruder nach Pakistan gereist. Sein Bruder sei weiter nach Österreich gereist. Er sei bei 

der Frau seines Bruders in Pakistan geblieben. Vor etwa vier Jahren habe sein Bruder seine 

Frau von Pakistan nach Österreich geholt. Der Beschwerdeführer hätte das Haus der 

Schwiegereltern seines Bruders verlassen müssen. Er habe in einer Moschee in  XXXX bis vor 

etwa zwei Monaten gewohnt, denn diese sei von den pakistanischen Behörden geschlossen 

worden. Der Beschwerdeführer sei mit anderen Schülern nach  XXXX – Pakistan gebracht 

worden. Dort hätten sie mit den Taliban zusammenarbeiten müssen. Er habe dies nicht 

gewollt, deswegen habe er Pakistan verlassen. 

Am 29.12.2015 teilte der Verein Menschenrechte Österreich mit E-Mail mit, dass mit dem 

Beschwerdeführer ein Beratungsgespräch geführt worden sei. Seine Eltern und zwei seiner 

Brüder seien verstorben. Drei Schwestern würden in Afghanistan leben. Ein Bruder,  XXXX lebe 

in Österreich ( XXXX ). Der Beschwerdeführer stehe seit zwei Tagen mit seinem Bruder in 

Kontakt. Der Beschwerdeführer habe keine Schule besucht. 

Ein Gutachten der medizinischen Universität Wien, Zentrum für Anatomie und Zellbiologie, 

Abteilung Anatomie, Knochenlabor stellte am 10.06.2016 fest, dass das fiktive Geburtsdatum 

mit  XXXX  angenommen wurde. Deim Beschwerdeführer kann zum Zeitpunkt der 

Asylantragstellung von einem Mindestalter mit 16,87 Jahren ausgegangen werden. Mit 

19.06.2016 stellte die belangte Behörde fest, dass der Beschwerdeführer spätestens am  XXXX  

geboren wurde.  

Das Bezirksgericht Wien-Favoriten übertrug mit Beschluss vom 30.08.2016,  XXXX , dem 

Kinder- und Jugendhilfeträger Wien, da keine anderen geeigneten Personen zur Verfügung 

standen, die Obsorge über den zu diesem Zeitpunkt minderjährigen Beschwerdeführer.  
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Am 23.11.2017 wurde der Beschwerdeführer vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 

(BFA), Regionaldirektion (RD) Wien, niederschriftlich einvernommen. Dabei gab er zu 

Protokoll, er sei  XXXX geboren worden. Er habe sieben Jahre dort gelebt und danach zu 

seinem XXXX , Pakistan lebenden Bruder gezogen. Sein Bruder hätte bei seinem 

Schwiegervater gelebt. Er habe vier Jahre mit seinem Bruder zusammengelebt, denn seine 

Eltern seien verstorben gewesen. Sein Bruder würde nunmehr in Österreich und drei 

Schwestern in Afghanistan leben. Es würden benfalls fünf Cousins väterlicherseits in 

Österreich leben. Der Beschwerdeführer gab an, er würde bei seinem Bruder leben. 

In Pakistan habe er die Koranschule besucht. In Österreich sei er weiter zur Schule gegangen.  

Er gehöre der Volksgruppe der Paschtunen an und sei sunnitischer Moslem. 

Sein Vater sei politisch tätig gewesen, er sei Mitglied einer Partei gewesen. Da der 

Beschwerdeführer noch jung gewesen sei, könne er darüber keine Angaben machen. 

Er sei traditionell in Pakistan verheiratet worden. Seine Lebensgefährtin, würde jetzt bei 

seinen Schwiegereltern in Afghanistan leben.  

 

Zu seinem Fluchtgrund befragt gab der Beschwerdeführer an, sein Vater sei durch unbekannte 

Täter getötet worden. Seine Mutter sei eines natürlichen Todes gestorben. Er sei mit seinem 

Bruder nach Pakistan geflüchtet, als er etwa sieben Jahre alt gewesen sei. Da er nicht länger 

beim Schwiegervater seines Bruders hätte leben können, sei er in ein Waisenhaus - eine 

Koranschule gezogen. Die Imame hätten den Beschwerdeführer nach  XXXX bringen lassen, 

um ihn als Talibankämpfer auszubilden. Er sei zum Schwiegervater seines Bruders geflüchtet, 

welcher ihn nach afghanischen Riten verehelicht habe. Die Lehrer der Koranschule hätten den 

Beschwerdeführer habhaft werden wollen, deswegen sei er geflüchtet.  

Es wurde eine Schulbesuchsbestätigung,  XXXX für den Zeitraum 04.09.2017 biis 02.02.2018, 

eine Bestätigung des Lehrgangs Übergansstufe am  XXXX für Jugendliche ohne Kenntnisse der 

Unterrichtssprache Deutsch zur Absolvierung des Pflichtschulabschlusses vom 30.06.2017 

sowie diverse Deutschkursbestätigungen in Vorlage gebracht. Der Beschwerdeführe hat die 

Prüfung ÖSD Zertifikat A2 am 31.05.2017 bestanden. 

Mit dem im Spruch bezeichneten Bescheid vom 30.03.2018 wies das BFA den Antrag des 

Beschwerdeführers sowohl hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als 

auch hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gem. §§ 3 Abs. 1 bzw. 8 

Abs. 1 jeweils iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 ab (Spruchpunkte I. und II.), erteilte einen 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gem. § 57 leg. cit. nicht 

(Spruchpunkt III.), erließ gem. § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG gegen den 

Beschwerdeführer eine Rückkehrentscheidung gem. § 52 Abs. 2 Z 2 Fremdenpolizeigesetz 
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2005 (FPG; Spruchpunkt IV.), stellte gem. § 52 Abs. 9 FPG fest, dass seine Abschiebung gem. § 

46 FPG nach Afghanistan zulässig sei (Spruchpunkt V.) und setzte gem. § 55 Abs. 1–3 die Frist 

für die freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers mit zwei Wochen ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung fest (Spruchpunkt VI.). 

Beweiswürdigend führte das BFA aus, es sei im gesamten Verfahren keine persönlch gegen 

die Person des Beschwerdeführers gerichtete Verfolgung für das Heimatland Afghanstan 

geltend gemacht worden. Da im gesamten Staatsgebiet Afghanistans aufgrund der 

Länderfeststellungen keine allgemeine Gefahr festgestellt werden hätte können, gehe das BFA 

davon aus, dass im Heimatstaat des Beschwerdeführers keine individuelle bzw. konkrete 

Bedrohung i.S. des Art. 2 bzw. 3 EMRK drohe. 

Rechtlich begründend führte das BFA zu den Spruchpunkten I. und II. aus, dass der 

Beschwerdeführer keinen asylrelevanten Fluchtgrund nach der Genfer Flüchtlingskonvention 

in Bezug auf sein Heimatland vorgebracht habe. Der Verwaltungsgerichshof verlange 

exzeptionelle Umstände für die maßgebliche Wahrscheinlichkeit einer Verletzung von Art 3 

EMRK. Der Beschwerdeführer sei gesund und arbeitsfähig, könne Rückkehrhilfe in Anspruch 

nehmen und eine in Kabul fehlende familiäre Anknüpfung führe nicht zu einer 

Unzumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative bzw. zu einer realen Gefahr einer 

Verletzung im Sinne des Art. 3 EMRK. Zu Spruchpunkt III. hielt es rechtlich fest, § 57 AsylG 

2005 sei nicht erfüllt. In der Begründung zu Spruchpunkt IV. kam das BFA nach Durchführung 

einer Interessenabwägung iSd Art. 8 EMRK zu dem Ergebnis, dass die öffentlichen Interessen 

an einer Außerlandesbringung die persönlichen Interessen des Beschwerdeführers 

überwiegen würden und daher die Erlassung einer Rückkehrentscheidung zulässig sei. Zu 

Spruchpunkt V. führte das BFA mit näherer Begründung aus, dass sich keine Gründe nach § 50 

Abs. 1–3 ergeben hätten, weshalb die Abschiebung zulässig sei. Spruchpunkt VI. begründete 

das BFA damit, dass keine Gründe hervorgekommen seien, wonach eine längere als die 

14tägige Frist gesetzt hätte werden können. 

Dagegen erhob der Beschwerdeführer durch die  XXXX innerhalb offener Frist gegenständliche 

Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Darin wird neben einer Wiederholung des 

Vorbringens und mangelhaften Länderinformationen vorgebracht, dass das BFA  die 

Asylrelevanz bezüglich der Rekrutierung Minderjähriger feststellen hätte müssen. Die 

Beschwerde führt weiters aus, bei richtiger rechtlicher Beurteilung hätte das BFA erkennen 

müssen, dass eine Abschiebung eine Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers nach Art. 

3 EMRK bedeuten würde, weshalb das BFA dem Beschwerdeführer den Status des subsidiär 

Schutzberechtigten hätte zuerkennen müssen. Zudem sei der Beschwerdeführer so gut in 

Österreich integriert, dass bei einer Abschiebung Art. 8 EMRK verletzt würde. 
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Die Beschwerde beantragt, dem Beschwerdeführer den Status des Asylberechtigten, in 

eventu, den Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, in eventu, festzustellen, 

dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig sei und daher 

festzustellen, dass die Voraussetzungen für das Vorliegen einer Aufenthaltsberechtigung 

(plus) vorlägen und daher ein Aufenthaltstitel nach § 55 AsylG 2005 zu erteilen sei, in eventu, 

die oa. Spruchpunkte des Bescheides zu beheben und (gemeint: das Verfahren) zur Erlassung 

eines neuen Bescheides an das BFA zurückzuverweisen sowie zur gebotenen Ergänzung des 

mangelhaft gebliebenen Ermittlungsverfahrens jedenfalls eine mündliche 

Beschwerdeverhandlung durchzuführen. 

Das Bundesverwaltungsgericht führte eine solche antragsgemäß am 30.06.2020 durch. Der 

Beschwerdeführer erschien mit seiner Rechtsvertretung: XXXX , das BFA hatte bereits in der 

Beschwerdevorlage die Abstandnahme von der Teilnahme an der Beschwerdeverhandlung 

erklärt. 

Der Beschwerdeführer hielt die Beschwerde und sein bisheriges Vorbringen aufrecht.  

Der Beschwerdeführer gab an er sei afghansicher Staatsangehöriger, gehöre der Volksgruppe 

der Pashtunen an und sei praktizierender sunnitischer Moslem. Er praktiziere das Gebet und 

würde fasten. Er stamme aus der Provinz  XXXX und habe dort bis zu seinem siebenten 

Lebensjahr gelebt, nachher seien sein Bruder und er nach XXXX , Pakistan gezogen. Er sei nicht 

mehr nach Afghanistan zurückgekehrt. 

In  XXXX sei er vier Jahre zur Schule gegangen. In Europa habe er ein Jahr die HTL besucht, eine 

Übergangsstufe und dann die HAK. 

Er habe drei Schwestern und einen Bruder. Sein Bruder würde hier in Österreich und seine 

drei Schwestern in Afghanistan leben, er habe jedoch keinen Kontakt zu seinen Schwestern. 

„Richter: Vorhalt: Ihr  XXXX hat bei seiner Einvernahme (AS 181f) nur einen Bruder namens  

XXXX erwähnt, aber nicht Sie. 

Beschwerdeführer: Ich weiß es nicht, warum mein Bruder den Namen  XXXX genannt hat. Ich 

kann es besser erklären: Er ist nach Österreich gekommen, dann hat er versucht seine Familie 

nachzuholen und auch mich. Ich war dreimal offiziell mit meinem Namen auf der 

Österreichischen Botschaft in XXXX .“ 

In Pakistan Pakistan habe er solange sein Bruder dort gewesen sei, bei seinen Bruder und bei 

der Familie des Schwiegervaters seines Bruders gelebt. Als sein Bruder seine Frau nachgeholt 

habe, sei er zur Schule XXXX , eine Koranschule mit Internat, geschickt worden.  

„Richter: Vorhalt: Ihr Bruder  XXXX habe bei seiner Einvernahme auch nichts von einem 

gemeinsamen Aufenthalt in Pakistan berichtet (AS 182ff). 
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Beschwerdeführer: Ich weiß nicht den Grund, warum er nicht darüber gesprochen hat. Ich bin 

100-%-ig sicher, dass wir beide, gemeinsam nach Pakistan gegangen und auch dort 

gemeinsam gelebt haben.“ 

Nachgefragt gab er an, seine Eltern seien verstorben, als er etwa ein Jahr alt gewesen sei. Sein 

Bruder hätte ihm erzählt, dass Vater Mitglied der Partei Hizbi-e Islami gewesen sei. Der 

Beschwerdeführer wisse die genaueren Umstände nicht. Auf die Frage des Richters, ob er 

selbst Probleme mit staatlichen Organen, Behörden in Afghanistan, z. B. Polizei, Militär, 

Geheimdienst gehabt hätte antwortete er: „Ich war – wie gesagt – ein sehr kleines Kind, 

höchstens sieben Jahr alt. So zu sagen hatte ich mit denen nichts zu tun gehabt. Wenn wir als 

Familie mit dem Staat kein Problem gehabt hätten, wäre mein Vater nicht getötet worden. 

Wenn wir keine Probleme gehabt, hätte weder mein Bruder noch ich die Provinz verlassen 

müssen.“ Er gab nachgefragt an, soweit er es von seinem Bruder wissen würde, habe es 

Probleme mit der Partei Hizbi-e Islami gegeben, sein Vater sei Mitglied dieser Partei gewesen. 

In XXXX , Pakistan, hab er ein Problem in einer Koranschule gehabt, sie hätten beabsichtigt, 

dass er mit den Taliban zusammenarbeiten sollte. Der Beschwerdeführer erklärte: „Warum 

ich zur Koranschule gegangen bin, hat seinen kulturellen Grund gehabt. Als junger Mann 

konnte ich nicht mit der Frau meines Bruders im Haus leben. Ich war jung, sie war jung und die 

Kultur erlaubt es nicht, deswegen wurde vom Schwiegervater meines Bruders in diese 

Internatschule geschickt. Später, als der Vorschlag der Taliban gekommen ist, sind wir nach  

XXXX (Pakistan) geschickt worden, um dort weiterzulernen. Wir sind durch die Lehrer und 

Gelehrte der Koranschule nach  XXXX geschickt worden, dort haben wir gelernt, wie man 

Explosionsmaterial zu Explosion bringt und wie man einen Selbstmordanschlag tätigt und wie 

man Waffen benutzt. Ca. zwei Monate waren wir in XXXX . Sobald ich in diesen zwei Monate 

die Situation wirklich bemerkt habe, wollte ich niemals dort bleiben, weil ich eingesehen habe, 

dass das gefährlich ist, ich wollte auch nicht mit den Taliban zusammenarbeiten. Ich wollte von  

XXXX zurück nach  XXXX zurück und zwar zum Schwiegervater meines Bruders. Das war wieder 

ein kulturelles Problem, ich wollte auch nicht mit ihnen zusammenleben.“ 

Auf die Frage des Richters, ob er verheiratet worden sei, antwortete er, dass der 

Schwiegervater seines Bruders eine Familie gefunden, die ein junges Mädchen, eine Tochter 

gehabt hätte. Durch diese familiäre Beziehung hätten sei eine Niqa gemacht, damit sie 

zusammen sein hätten konnten. Der Beschwerdeführer sei 15 oder 16 Jahre alt gewesen, das 

Mädchen war schon 21. 

„Richter: Vorhalt: Bei der Erstbefragung AS 19 haben Sie angegeben, dass Sie sich im Haus 

Ihres Schwiegervaters Ihres Bruders aufgehalten haben, beim BFA (AS 139), dass Sie im Haus 

des eigenen Schwiegervaters gelebt haben, was stimmt jetzt? 
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Beschwerdeführer: Man hat das falsch verstanden. In den Fall ist beides richtig, ich kann es gut 

erklären. Wie gesagt ich bin zum Schwiegervaters meines Bruders hingegangen, es war seine 

Idee mich mit der Tochter eines Bekannten zu verheiraten. Aus diesem Grund war ich nur einer 

Woche im Haus des Schwiegervaters meines Bruders. Nachgefragt, ich war höchstens zwei 

Monate dann im Haus meines eigenen Schwiegervaters.“ 

Der Beschwerdeführer hätte aus der Schule bzw. den Trainingszentrum der Taliban in  XXXX 

nicht entfliehen müssen, sie hätten die Schule verlassen dürfen. Als er sich der Gefährlichkeit 

seiner Situation bewusst gewesen sei, habe er versucht jeden Cent zu sparen und zu behalten. 

Als sie eines Tages offiziell einen Tag frei gehabt hätten, sei er mit einem Bus zurück nach  

XXXX gefahren. Er habe sich bis zu seiner Ausreise, etwa drei Monate in  XXXX aufgehalten. 

Der Schwiegervater seines Bruders hätte ihm ein Mädchen gesucht, damit der 

Beschwerdeführer bei diesem wohnen könne. Danach habe der Beschwerdeführer im Haus 

meines Schwiegervaters in  XXXX gelebt. 

Zum unmittelbaren Anlass seiner Ausreise erzählte der Beschwerdeführer: „Als ich zur nach  

XXXX gegangen haben, haben mich andere Schüler gesehen, haben die Lehrer und Gelehrter 

gefragt, was ich da mache, weil sie wussten, dass ich in  XXXX war. Natürlich merkte ich es 

auch, dass die Taliban ein Problem damit hatten, dass ich noch einmal in  XXXX war. Ich habe 

in meiner Zeit in  XXXX einige Informationen gesammelt und die Taliban hatte Angst, dass ich 

diese weiterverbreite. Aus diesem Grund musste ich dann Pakistan verlassen.“ 

Nachgefragt gab der Beschwerdeführer weiters an er habe keine gesundheitlichen oder 

psychischen Probleme, er sei gesund, er versuche eine Lehrstelle zu bekommen. Zurzeit 

besuche er einen B2-Kurs. Er habe auch schon als Dolmetscher ehrenamtlich für  XXXX 

gearbeitet. 

Der Beschwerdeführer gab an, er habe mit seinem Bruder etwa acht Monate in einem 

Haushalt gelebt, danach sei er ausgezogen. Er besuche seinen Bruder hin und wieder, dieser 

unterstütze ihn aber finanziell nicht. Die Beschwerdeführervertretung ergänzte: „Es gab eine 

Pflegevollmacht, aber keine ausdrückliche Übertragung der gesetzlichen Vertretung an den 

Bruder, weil der Beschwerdeführer zwischenzeitig volljährig wurde.“ Der Beschwerdeführer 

gab des Weiteren an, es würden noch fünf Cousins und deren Familie in Österreich leben. 

Auch zu ihnen habe er Kontakt. 

Auf die Frage des Richters, ob der Beschwerdeführer mit Frau  XXXX zusammenleben würden, 

antwortete der Beschwerdeführer mit nein. Er würde sie seit Ende 2018/Anfang 2019 kennen. 

Er habe sie in der Handelsakademie  XXXX  kennengelernt. Sie seien Freunde. Frau  XXXX sei 

in der Ukraine geboren und hätte den Asylstatus zugesprochen bekommen. Er wisse auch, 

dass sie Muslimin sei. Er habe nicht nach islamischen Recht geheiratet. Sie würden an 

verschiedenen Adressen wohnen. Sie würde nichts vom Beschwerdeführer benötigen. Sie 
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habe schon vor dem Kind (mj. Sohn des Beschwerdeführers) gearbeitet und sie sei jetzt zu 

Hause und passe auf das Kind auf und werde von ihrer Familie unterstützt. 

Auf die Frage des Richters, welche Ausbildungen der Beschwerdeführer in Österreich gemacht 

habe, anwortete er: „Ich habe in Österreich mit der HTL-Übergangsklasse begonnen, dann bin 

ich in die HAK gegangen. Ich war ein Semester in der HAK. Die HAK hat mich nicht gefallen, ich 

wollte eine Tourismusschule machen oder eine Lehre machen.“ Er habe die Deutschdiplome 

bis B1 gemacht und habe noch mehr Deutschkursbestätigungen. Den Pflichtschulabschluss 

habe er aufgrund der Übergangsklasse in der HTL nicht machen müssen. Er hätte sich nunmehr 

für die Tourismusschule in der Wassermanngasse angemeldet.  

Er habe ein Praktikum in einem Studentenheim am  XXXX gemacht und habe bei  XXXX 

ehrenamtlich als Dolmetscher gearbeitet. Er habe auch eine Wohnung  XXXX  

Anmerkung: Der Beschwerdeführer beantwortet einen großen Teil der Fragen auf Deutsch. 

 

In der am 15.07.2020 eingebrachten Stellungnahme bezog sich die Rechtsvertretung des 

Beschwerdeführers auf die Entscheidung Nunez, Appl. Nr. 5557/09 des Europäischen 

Gerichtshofs vom 28.06.2011. Nach Art. 3 der UN-Kinderrechtskonvention sei bei allen 

Maßnahmen, die Kinder betreffen, das Wohl des Kindes als vorrangiger Gesichtspunkt zu 

berücksichtigen. Dieser Grundsatz des Vorrangs des Kindeswohls sei zudem in Art. 1 BVG über 

die Recht von Kindern verankert, wonach „bei allen Kindern betreffenden Maßnahmen 

öffentlicher und privater Einrichtungen (…) das Wohl des Kindes eine vorragige Erwägung 

sein“ müsse. Eine unzureichende Berücksichtigung des Kindeswohls könne demnach zur 

Fehlerhaftigkeit der Interessenabwägung und somit zu einer Verletzung des Art. 8 EMRK 

führen (vgl. auch dazu jüngst VfGH 11.06.2018, E 435/2018 mwN zur Rechtsprechung des 

EGMR und des VfGH). Die Entscheidung des VfGH vom 25.02.2013, U2241/12 sei auch für den 

gegenständlichen Fall einschlägig und die rechtlichen Ausführungen seien überwiegend 

übertragbar. Insbesondere halte der VfGH fest, dass der Kontakt zwische Vater und Sohn über 

moderne Kommunikationsmittel lebensfremd sei und körperliche Nähe sowie nonverbale 

Interaktion nicht ersetzen könne. Eine grundrechtskonforme Auslegung gelange unzweifelhaft 

zu dem Ergebnis, dass eine Außerlandesbringung des Beschwerdeführers mit einer Verletzung 

des Kindeswohls (VwGH vom 20.09.2017, RA 2017/19/0163, Rz 12 mwN), nicht zuletzt 

aufgrund der besonders nachteiligen Implikationen für die kindliche Entwicklung, einhergeht 

und damit eine unverhältnismäßige Maßnahme darstellen würde (vgl. zum Recht eines Vaters 

auf persönlichen Kontakt mit seinem Kind VwGH 16.05.2012, 2011/21/0277 sowie VwGH 

17.04.2013, 2013/22/0088). 
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II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Zur Person des Beschwerdeführers wird Folgendes festgestellt: 

Der Beschwerdeführer ist Staatsbürger von Afghanistan, der Volksgruppe der Pashtunen 

zugehörig und sunnitischen moslemischen Glaubens. Er ist am 17.12.2015 illegal in das 

Bundesgebiet eingereist und hat gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz gestellt. 

Nicht festgestellt werden kann eine konkrete Verfolgung des Beschwerdeführers in 

Afghanistan. Allfälligen Behelligungen kann sich der Beschwerdeführer durch eine 

Niederlassung in anderen Landesteilen entziehen. Eine konkrete Verfolgung des 

Beschwerdeführers in Pakistan ist nicht relevant.  

Der Beschwerdeführer hat eine sexuelle Beziehung zu einer ukrainischen Staatsbürgerin, die 

in Österreich den Asylstatus hat. Aus dieser Beziehung ist ein Sohn hervorgangen, der am  

XXXX in Wien geboren worden ist. Der Beschwerdeführer hat zu der Mutter und zu seinem 

Sohn so oft es geht Kontakt – am Wochenende und wenn möglich auch unter der Woche. Es 

kann damit – zumindest ansatzweise – von einem Familienleben gesprochen werden.  

Der Bruder des Beschwerdeführers mit seiner Familie und die Cousins des Beschwerdeführers 

mit ihren Familien leben ebenfalls in Österreich. Auch mit seinen Verwandten steht der 

Beschwerdeführer regelmäßig in Kontakt.  

In Österreich hat der Beschwerdeführer die Deutschprüfungen ÖSD auf B1 Niveau 

abgeschlossen. Er hat auch einen großn Teil der Befragung während der Verhandlung vor dem 

Bundesverwaltungsgericht am 20.06.2020 in deutscher Sprache beantwortet. Ein vom 

Beschwerdeführer absolvierter Übergangslehrgang auf der Handelsakademie ersetzt einen 

allfälligen Pflichtschulabschluss. Der Beschwerdeführer  möchte die Tourismusschule in  XXXX 

absolvieren. Er ist für das Schuljahr 2020/21 angemeldet. Der Beschwerdeführer hat 

ehrenamtlich in einem Studentenheim  XXXX geholfen und für die  XXXX 

Übersetzungstätigkeiten gemacht. Mit dem Beschwerdeführer sind Gespräche in deutscher 

Sprache möglich. 

Der Beschwerdeführer hat keinen Kontakt zu eventuellen afghanischen Verwandten 

(Schwestern) in seinem Herkunftsland. 
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Festgestellt wird, dass die aktuell vorherrschende – in Afghanistan derzeit aber noch ohne 

Meldung großer Fallzahlen aufgetretene – COVID-19-Pandemie kein Rückkehrhindernis 

darstellt. Der Beschwerdeführer ist gesund und gehört im Hinblick auf sein Alter und das 

Fehlen physischer (chronischer) Vorerkrankungen keiner spezifischen Risikogruppe 

betreffend COVID-19 an. Es besteht keine hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass der 

Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Afghanistan eine COVID-19-Erkrankung mit 

schwerwiegendem oder tödlichem Verlauf bzw. mit dem Bedarf einer intensivmedizinischen 

Behandlung bzw. einer Behandlung in einem Krankenhaus erleiden würde. 

Zur allgemeinen Lage in Afghanistan und der Situation des Beschwerdeführers bei einer 

Rückkehr in den Herkunftsstaat wird Folgendes festgestellt (Ausschnitte aus den LIB): 

1. Länderspezifische Anmerkungen 

COVID-19: 

Berichten zufolge, haben sich mehr als 30.000 Menschen in Afghanistan mit COVID-19 angesteckt (WP 25.5.2020; 

vgl. JHU 26.6.2020), mehr als 670 sind daran gestorben. Dem Gesundheitsministerium zufolge, liegen die 

tatsächlichen Zahlen viel höher; auch bestünde dem Ministerium zufolge die Möglichkeit, dass in den 

kommenden Monaten landesweit bis zu 26 Millionen Menschen mit dem Virus infiziert werden könnten, womit 

die Zahl der Todesopfer 100.000 übersteigen könnte. Die COVID-19 Testraten sind extrem niedrig in Afghanistan: 

weniger als 0,2% der Bevölkerung – rund 64.900 Menschen von geschätzten 37,6 Millionen Einwohnern – wurden 

bis jetzt auf COVID-19 getestet (WP 25.6.2020). 

In vier der 34 Provinzen Afghanistans – Nangahar, Ghazni, Logar und Kunduz – hat sich unter den 

Sicherheitskräften COVID-19 ausgebreitet. In manchen Einheiten wird eine Infektionsrate von 60-90% vermutet. 

Dadurch steht weniger Personal bei Operationen und/oder zur Aufnahme des Dienstes auf Außenposten zur 

Verfügung (WP 25.6.2020). 

In Afghanistan sind landesweit derzeit Mobilität, soziale und geschäftliche Aktivitäten sowie 

Regierungsdienste eingeschränkt. In den größeren Städten wie z.B. Kabul, Kandahar, Mazar-e Sharif, 

Jalalabad, Parwan usw. wird auf diese Maßnahmen stärker geachtet und dementsprechend 

kontrolliert. Verboten sind zudem auch Großveranstaltungen – Regierungsveranstaltungen, 

Hochzeitsfeiern, Sportveranstaltungen – bei denen mehr als zehn Personen zusammenkommen 

würden (RA KBL 19.6.2020). In der Öffentlichkeit ist die Bevölkerung verpflichtet einen Nasen-Mund-

Schutz zu tragen (AJ 8.6.2020). 

Wirksame Maßnahmen der Regierung zur Bekämpfung von COVID-19 scheinen derzeit auf keiner 

Ebene möglich zu sein: der afghanischen Regierung zufolge, lebt 52% der Bevölkerung in Armut, 

während 45% in Ernährungsunsicherheit lebt (AF 24.6.2020). Dem  Lockdown folge zu leisten, "social 

distancing" zu betreiben und zuhause zu bleiben ist daher für viele keine Option, da viele Afghan/innen 

arbeiten müssen, um ihre Familien versorgen zu können (AJ 8.6.2020). 
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Schulen und Universitäten sind nach aktuellem Stand bis September 2020 geschlossen (AJ 8.6.2020; vgl. RA KBL 

19.6.2020). Über Fernlernprogramme, via Internet, Radio und Fernsehen soll der traditionelle Unterricht im 

Klassenzimmer vorerst weiterhin ersetzen werden (AJ 8.6.2020). Fernlehre funktioniert jedoch nur bei wenigen 

Studierenden. Zum Einen können sich viele Familien weder Internet noch die dafür benötigten Geräte leisten und 

zum Anderem schränkt eine hohe Analphabetenzahl unter den Eltern in Afghanistan diese dabei ein, ihren 

Kindern beim Lernen behilflich sein zu können (HRW 18.6.2020). 

Die großen Reisebeschränkungen wurden mittlerweile aufgehoben; die Bevölkerung kann nun in alle Provinzen 

reisen (RA KBL 19.6.2020). Afghanistan hat mit 24.6.2020 den internationalen Flugverkehr mit einem Turkish 

Airlines-Flug von Kabul nach Istanbul wieder aufgenommen; wobei der Flugplan aufgrund von Restriktionen auf 

vier Flüge pro Woche beschränkt wird (AnA 24.6.2020). Emirates, eine staatliche Fluglinie der Vereinigten 

Arabischen Emirate, hat mit 25.6.2020 Flüge zwischen Afghanistan und Dubai wieder aufgenommen (AnA 

24.6.2020; vgl. GN 9.6.2020). Zwei afghanische Fluggesellschaften Ariana Airlines und der lokale private Betreiber 

Kam Air haben ebenso Flüge ins Ausland wieder aufgenommen (AnA 24.6.2020). Bei Reisen mit dem Flugzeug 

sind grundlegende COVID-19-Schutzmaßnahmen erforderlich (RA KBL 19.6.2020). Wird hingegen die Reise mit 

dem Auto angetreten, so sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich. Zwischen den Städten Afghanistans 

verkehren Busse. Grundlegende Schutzmaßnahmen nach COVID-19 werden von der Regierung zwar empfohlen 

– manchmal werden diese nicht vollständig umgesetzt (RA KBL 19.6.2020). 

Seit 1.1.2020 beträgt die Anzahl zurückgekehrter Personen aus dem Iran und Pakistan: 339.742; 337.871 

Personen aus dem Iran (247.082 spontane Rückkehrer/innen und 90.789 wurden abgeschoben) und 1.871 

Personen aus Pakistan (1.805 spontane Rückkehrer/innen und 66 Personen wurden abgeschoben) (UNHCR 

20.6.2020). 

Quellen: 

 AF - Asia Foundation (24.6.2020): Afghanistan’s Covid-19 Bargain, 

https://asiafoundation.org/2020/06/24/afghanistans-covid-19-bargain/, Zugriff 26.6.2020 

 AJ - al-Jazeera (8.6.2020): Afghan schools, universities to remain closed until September, 

https://www.aljazeera.com/news/2020/06/afghan-schools-universities-remain-closed-september-

200608062711582.html, Zugriff 26.6.2020 

 AnA – Andolu Agency (24.6.2020): Afghanistan resumes international flights amid COVID-19, 

https://www.aa.com.tr/en/asia-pacific/afghanistan-resumes-international-flights-amid-covid-

19/1888176, Zugriff 26.6.2020 

 GN – Gulf News (9.6.2020): COVID-19: Emirates to resume regular passenger flights to Kabul from June 

25, https://gulfnews.com/uae/covid-19-emirates-to-resume-regular-passenger-flights-to-kabul-from-

june-25-1.71950323, Zugriff 26.6.2020 

 HRW - Human Rights Watch (18.6.2020): School Closures Hurt Even More in Afghanistan, 

https://www.hrw.org/news/2020/06/18/school-closures-hurt-even-more-afghanistan, Zugriff 

26.6.2020 
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 JHU -John Hopkins Universität (26.6.2020): COVID-19 Dashboard by the Center for Systems Science and 

Engineering (CSSE) at Johns Hopkins University (JHU), https://coronavirus.jhu.edu/map.html, Zugriff 

26.6.2020 

 RA KBL – Rechtsanwalt in Kabul (19.6.2020): Antwortschreiben per Mail, liegt bei der 

Staatendokumentation auf. 

 TN – Tolonews (15.6.2020): Govt Will Resume Bread Distribution: Palace, 

https://tolonews.com/afghanistan/govt-will-resume-bread-distribution-palace, Zugriff 29.6.2020 

 TN – Tolonews (15.6.2020): Poor Claim ‘Unjust’ Bread Distribution in Jawzjan, 

https://tolonews.com/afghanistan/poor-claim-%E2%80%98unjust%E2%80%99-bread-distribution-

jawzjan, Zugriff 29.6.2020 

 UNHCR – (20.6.2020): Border Monitoring Update COVID-19 Response 14-20 June 2020, 

https://data2.unhcr.org/en/documents/download/77302, Zugriff 26.6.2020 

 WHO – World Health Organization (25.3.2020): Coronavirus disease 2019 (COVID-19) Situation Report –

65, https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-reports/20200325-sitrep-65-

covid-19.pdf?sfvrsn=2b74edd8_2, Zugriff 16.4.2020 

 WP - Washington Post (25.6.2020): Coronavirus sweeps through Afghanistan’s security forces, 

https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/afghanistan-coronavirus-security-forces-

military/2020/06/24/0063c828-b4e2-11ea-9a1d-d3db1cbe07ce_story.html, Zugriff 26.6.2020 

 XI – Xinhua (23.6.2020): Pakistan receives 1st Afghan export since COVID-19 pandemic, 

http://www.xinhuanet.com/english/2020-06/23/c_139159139.htm, Zugriff 26.6.2020 

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Fälle registriert (NYT 22.4.2020). 

Nachbarländer von Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zählen zu jenen Ländern, die von COVID-19 

besonders betroffen waren bzw. nach wie vor sind. Dennoch ist die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten 

Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020). COVID-19 Verdachtsfälle können in Afghanistan aufgrund von 

Kapazitätsproblem bei Tests nicht überprüft werden – was von afghanischer Seite bestätigt wird (DW 22.4.2020; 

vgl. QA 16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch wird die Dunkelziffer von afghanischen Beamten 

höher geschätzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan können derzeit täglich 500 bis 700 Personen getestet werden. 

Diese Kapazitäten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 Personen täglich erhöht werden (WP 20.4.2020). 

Die Regierung bemüht sich noch weitere Testkits zu besorgen – was Angesicht der derzeitigen Nachfrage 

weltweit, eine Herausforderung ist (DW 22.4.2020). 

Landesweit können – mit Hilfe der Vereinten Nationen – in acht Einrichtungen COVID-19-Testungen 

durchgeführt werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitäten und -ausrüstung einige 

Einrichtungen dazu gezwungen Testungen vorübergehend einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem können 

COVID-19-Verdachtsfälle in Einrichtungen folgender Provinzen überprüft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 

30.3.2020) und Kandahar. COVID-19 Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, Uruzgan und Zabul 

werden ebenso an die Einrichtung in Kandahar übermittelt (TN 7.4.2020a). 
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Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfällig für den Ausbruch von Krankheiten: nach wie 

vor ist Polio dort endemisch (als eines von drei Ländern weltweit) (WP 20.4.2020) außerdem ist das 

Gesundheitssystem fragil (AnA 21.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an 

adäquaten Medikamenten für Patient/innen, die an COVID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen 

Medikamente, die hierfür zur Verfügung stehen, kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an 

COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese Herausforderung 

(AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit stehen 10.400 Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 

Beatmungsgeräte zur Verfügung (TN 8.4.2020; vgl. DW 22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgeräte 

plant die afghanische Regierung zu besorgen. Weiters mangelt es an geschultem Personal, um diese 

medizinischen Geräte in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). 

Engpässe bestehen bei den PPE (personal protective equipment), persönlichen Schutzausrüstungen für 

medizinisches Personal; außerdem wird mehr fachliches Personal benötigt, um Patient/innen auf den 

Intensivstationen zu betreuen (ARZ KBL 7.5.2020). 

Aufgrund der Nähe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans (DW 22.4.2020; vgl. NYT 

22.4.2020); dort wurde nämlich die höchste Anzahl bestätigter COVID-19-Fälle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. DW 

22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl positiver Fälle unter dem Gesundheitspersonal verstärkt. 

Mitarbeiter/innen des Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausrüstung – die Provinzdirektion 

bestätigte dies und erklärtes mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). Betten, 

Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräte und Medikamente wurden bereits bestellt – jedoch ist unklar, wann die 

Krankenhäuser diese Dinge tatsächlich erhalten werden (NYT 22.4.2020). Die Provinz Herat verfügt über drei 

Gesundheitseinrichtungen für COVID-19-Patient/innen. Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind 

für Patient/innen mit leichten Symptomen bzw. Verdachtsfällen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit 

schweren Symptomen hingegen, werden in das Regionalkrankenhaus von Herat, welches einige Kilometer vom 

Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN 7.4.2020b). In Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgeräte 

auf nur 10 bis 12 Stück geschätzt (BBC 9.4.2020; vgl. TN 8.4.2020). 

Beispiele für Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Eine Reihe afghanischer Städte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und Kandahar (TG 

1.4.2020a). Zusätzlich wurde der öffentliche und kommerzielle Verkehr zwischen den Provinzen gestoppt (WP 

20.4.2020). Beispielsweise dürfen sich in der Stadt Kabul nur noch medizinisches Personal, Bäcker, 

Journalist/innen, (Nahrungsmittel)Verkäufer/innen und Beschäftigte im Telekommunikationsbereich bewegen. 

Der Kabuler Bürgermeister warnte vor "harten Maßnahmen" der Regierung, die ergriffen werden, sollten sich 

die Einwohner/innen in Kabul nicht an die Anordnungen halten, unnötige Bewegungen innerhalb der Stadt zu 

stoppen. Die Sicherheitskräfte sind beauftragt zu handeln, um die Beschränkung umzusetzen (TN 9.4.2020a). 

Mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 22.4.2020): Aufgrund 

der Maßnahmen sorgen sich zehntausende Tagelöhner in Kabul und Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge, 

arbeiten allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). 

Offiziellen Schätzungen zufolge können z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagelöhner aufgrund des Lockdowns nicht 

arbeiten und haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um Hunderttausende zu 

ernähren, nimmt die Bevölkerung die Bedrohung durch das Virus nicht ernst. Zwar hat die Bevölkerung anfangs 
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großzügig gespendet, aber auch diese Spenden werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen 

Auswirkungen auf Unternehmen sichtbar werden (NYT 22.4.2020). 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration (IOM) unterstützen 

das afghanische Ministerium für öffentliche Gesundheit (MOPH) (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die 

WHO übt eine beratende Funktion aus und unterstützt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen 

Bereichen während der COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb der 

Gemeinschaften 3. Monitoring (durch eigens dafür eingerichtete Einheiten – speziell was die Situation von 

Rückkehrer/innen an den Grenzübergängen und deren weitere Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an 

Einreisepunkten – an den 4 internationalen Flughäfen sowie 13 Grenzübergängen werden medizinische Kontroll- 

und Überwachungsaktivitäten durchgeführt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).   

Taliban und COVID-19 

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren könnten, um Gesundheitsbehörden zu 

erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 

2.4.2020; vgl. TD 2.4.2020). In der nördlichen Provinz Kunduz, hätten die Taliban eine Gesundheitskommision 

gegründet, die direkt in den Gemeinden das öffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus stärkt. Auch sollen 

Quarantänezentren eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfälle untergebracht wurden. Die 

Taliban hätten sowohl Schutzhandschuhe, als auch Masken und Broschüren verteilt; auch würden sie jene, die 

aus anderen Gebieten kommen, auf COVID-19 testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie 

in Baghlan, wird die Bevölkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee über COVID-19 

informiert. Wie in der Provinz Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit (Schutz)material, helfen 

Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu gelangen, die in Taliban kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere 

Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD 13.3.2020). 

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den Modus Operandi der 

Truppe. Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten gewogen zu halten, setzen die Taliban 

auf Volksnähe. Durch die Präsenz vor Ort machten die Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hätten, um 

COVID-19 medizinisch viel entgegenzusetzen: Die Taliban können Prävention betreiben, behandeln können sie 

Erkrankte nicht (NZZ 7.4.2020). 

 

Quellen: 

 AnA – Andalous (21.4.2020): COVID-19 rips through fragile Afghan health system, 

https://www.aa.com.tr/en/asia-pacific/covid-19-rips-through-fragile-afghan-health-system-/1812821, 

Zugriff 23.4.2020 

 ARZ KBL – Arzt in Kabul (7.5.2020): Antwortschreiben per E-Mail; liegt bei der Staatendokumentation auf. 

 BBC (9.4.2020): Coronavirus: The porous borders where the virus cannot be controlled, 

https://www.bbc.com/news/world-asia-52210479, Zugriff 9.4.2020 
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 DW – Deutsche Welle (22.4.2020): Coronavirus: Tough times ahead as Afghanistan struggles to manage 

pandemic, https://www.dw.com/en/coronavirus-tough-times-ahead-as-afghanistan-struggles-to-manage-

pandemic/a-53207173, Zugriff 23.4.2020 

 IOM AUT – International Organization for Migration in Austria (27.3.2020): Antwortschreiben per E-Mail. 

 IOM KBL – International Organization for Migration Kabul Chapter (13.5.2020): Antwortschreiben per E-

Mail. 

 IOM – International Organization for Migration (11.5.2020): Return of Undocumented Afghans - Weekly 

Situation Report (03-09 May 2020), https://afghanistan.iom.int/sites/default/files/Reports/ 

iom_afghanistan-return_of_undocumented afghans-_situation_report_03-09_may_2020.pdf, Zugriff 

13.5.2020 

 NYT – New York Times (22.4.2020): Afghanistan’s Next War, 

https://www.nytimes.com/interactive/2020/04/22/magazine/afghanistan-coronavirus.html?search 

ResultPosition=3, Zugriff 24.4.2020 

 NZZ – Neue Züricher Zeitung (7.4.2020): Die Taliban, dein Freund und Helfer, 

https://www.nzz.ch/international/afghanistan-die-taliban-betreiben-corona-praevention-ld.1550115, 

Zugriff 9.4.2020 

 TG – The Guardian (1.4.2020): 'No profit, no food': lockdown in Kabul prompts hunger fears,  

https://www.theguardian.com/global-development/2020/apr/01/no-profit-no-food-lockdown-in-kabul-

prompts-hunger-fears, Zugriff 2.4.2020 

 TG – The Guardian (1.4.2020a): Afghanistan braces for coronavirus surge as migrants pour back from Iran, 

https://www.theguardian.com/global-development/2020/apr/01/afghanistan-braces-for-coronavirus-

surge-as-migrants-pour-back-from-iran, Zugriff 2.4.2020 

 TN – Tolonews (9.4.2020): 40 New COVID-19 Cases in Afghanistan, Total 484, 

https://tolonews.com/health/40-new-covid-19-cases-afghanistan-total-484, Zugriff 9.4.2020 

 TN – Tolonews (9.4.2020a): Andarabi: All Kabul Roads Will be Blocked, 

https://tolonews.com/afghanistan/andarabi-all-kabul-roads-will-be-blocked, Zugriff 9.4.2020 

 TN – Tolonews (8.4.2020): Only '300' Ventilators in Afghanistan to Treat COVID-19: MoPH, 

https://tolonews.com/index.php/afghanistan/only-300-ventilators-afghanistan-treat-covid-19-moph, 

Zugriff 9.4.2020 

 TN – Tolonews (8.4.2020a): Kabul Clinic Shut Down After Doctor Dies from COVID-19, 

https://tolonews.com/index.php/health/amiri-medical-complex%E2%80%99s-activities-suspended-health-

ministry, Zugriff 9.4.2020 

 TN – Tolonews (7.4.2020): Number of COVID-19 Cases in Afghanistan: 367, 

https://tolonews.com/health/number-covid-19-cases-afghanistan-367, Zugriff 8.4.2020 
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 TN – Tolonews (7.4.2020a): Coronavirus Testing Lab Opens in Kandahar: Officials, 

https://tolonews.com/health/coronavirus-testing-lab-opens-kandahar-officials, Zugriff 8.4.2020 

 TN – Tolonews (7.4.2020b): 41 Health Workers Test Positive for Coronavirus in Herat, 

https://tolonews.com/afghanistan/41-health-workers-test-positive-coronavirus-herat, Zugriff 8.4.2020 

 UD – Undark (2.4.2020): With Taliban Help, Afghanistan Girds for a Virus, 

https://undark.org/2020/04/02/afghanistan-covid-19/, Zugriff 8.4.2020 

 WHO MIT – Mitarbeiter der Weltgesundheitsorganisation (WHO) in Mazar-e Sharif (10.5.2020): 

Antwortschreiben per E-Mail; liegt bei der Staatendokumentation auf. 

 WP – Washington Post (20.4.2020): More than a dozen staff members in Afghanistan’s presidential palace 

test positive for coronavirus, https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/afghanistan-

coronavirus-presidential-palace/2020/04/20/5836a856-8308-11ea-81a3-9690c9881111_story.html, Zugriff 

24.4 

2. Politische Lage 

Letzte Änderung: 18.5.2020 

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.4.2019). Auf einer Fläche 

von ca. 632.000 Quadratkilometern (CIA 24.5.2019) leben ca. 32 Millionen Menschen (CSO 2019). 

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen (BFA 7.2016; vgl. Casolino 2011), die vorsieht, dass kein 

Gesetz gegen die Grundsätze und Bestimmungen des Islam verstoßen darf und alle Bürgerinnen und Bürger 

Afghanistans, Mann wie Frau, gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA 3.2014; vgl. Casolino 2011, 

MPI 27.1.2004). 

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Präsident der Republik direkt vom Volk 

gewählt wird und sein Mandat fünf Jahre beträgt (Casolino 2011). Implizit schreibt die Verfassung dem 

Präsidenten auch die Führung der Exekutive zu (AAN 13.2.2015) und die Provinzvorsteher, sowie andere wichtige 

Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Präsidenten ernannt und sind diesem rechenschaftspflichtig. Viele 

werden aufgrund persönlicher Beziehungen ausgewählt (EC 18.5.2019). 

Die ursprünglich für den 20. April 2019 vorgesehene Präsidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die 

Wahlbehörden auf eine landesweite Wahl so kurz nach der Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet 

waren. Der Oberste Gerichtshof Afghanistans konnte die Herausforderungen für die Wahlkommission 

nachvollziehen und verlängerte die Amtszeit von Präsident Ashraf Ghani bis zu der auf den 28.9.2019 

verschobenen Präsidentschaftswahl (DZ 21.4.2019). Die unabhängige afghanische Wahlkommission 

(Afghanistan’s Independent Election Commission) hat mehr als vier Monate nach der Präsidentschaftswahl in 

Afghanistan Mohammed Ashraf Ghani zum Sieger erklärt (DW 18.2.2020). Der amtierende Präsident erhielt 

50,64% der Stimmen, wie die Kommission verlautbarte (DW 18.2.2020; vgl. REU 25.2.2020; UNGASC 17.3.2020). 

Da Ghani im ersten Durchgang die Präsidentschaftswahl bereits gewonnen hat, ist  keine Stichwahl mehr 

notwendig (DW 18.2.2020). CEO bzw. Regierungsgeschäftsführer Abdullah Abdullah, kam den Resultaten zufolge 

auf 39,52% (DW 18.2.2020; vgl. REU 25.2.2020). Die Präsidentenwahl hatte am 28. September stattgefunden. 
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Nach monatelangem, erbittertem Streit um die Richtigkeit von Hunderttausenden von Stimmen waren nur noch 

1,8 Millionen Wahlzettel berücksichtigt worden. Hingegen lag die Zahl der registrierten Wähler bei 9,6 Millionen. 

Afghanistan hat eine geschätzte Bevölkerung von 35 Millionen Einwohnern (DW 18.2.2020). 

Wochenlang stritten der amtierende Präsident Ashraf Ghani und sein ehemaliger Regierungsgeschäftsführer 

Abdullah Abdullah um die Macht in Kabul und darum wer die Präsidentschaftswahl im vergangenen September 

gewonnen hatte. Abdullah Abdullah beschuldigte die Wahlbehörden, Ghani begünstigt zu haben, und anerkannte 

das Resultat nicht (NZZ 20.4.2020). Am 9.3.2020 ließen sich sowohl Ghani als auch Abdullah als Präsident 

vereidigen (NZZ 20.4.2020; vgl. TN 16.4.2020). Nach monatelanger politischer Krise (DP 17.5.2020; vgl. TN 

11.5.2020), einigten sich der afghanische Präsident Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah auf eine Machtteilung: 

Abdullah wird die Friedensgespräche mit den Taliban leiten und Mitglieder seines Wahlkampfteams werden ins 

Regierungskabinett aufgenommen (DP 17.5.2020; vgl. BBC 17.5.2020; DW 17.5.2020). 

Anm.: Weitere Details zur Machtteilungsvereinbarung sind zum Zeitpunkt der Aktualisierung noch nicht bekannt 

(Stand: 18.5.2020) und werden zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gegeben (BBC 17.5.2020).   

Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 

Die afghanische Nationalversammlung ist die höchste legislative Institution des Landes und agiert im Namen des 

gesamten afghanischen Volkes (Casolino 2011). Sie besteht aus zwei Kammern: dem Unterhaus oder 

Volksvertretung (Wolesi Jirga) mit 250 Abgeordneten (für 5 Jahre gewählt), sowie dem Oberhaus oder Ältestenrat 

(Meschrano Jirga) mit 102 Abgeordneten (AA 15.4.2019). 

Das Oberhaus setzt sich laut Verfassung zu je einem Drittel aus Vertretern der Provinz- und Distrikträte 

zusammen. Das letzte Drittel der Senatoren wird durch den Präsidenten bestimmt (AA 15.4.2019). Die Hälfte der 

vom Präsidenten entsandten Senatoren müssen Frauen sein. Weiters vergibt der Präsident zwei Sitze für die 

nomadischen Kutschi und zwei weitere an behinderte Personen. Auch ist de facto ein Sitz für einen Vertreter der 

Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft reserviert (USDOS 13.3.2019). 

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevölkerungszahl auf die 34 Provinzen. Verfassungsgemäß 

sind für Frauen 68 Sitze, für die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und für Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-

Gemeinschaft ein Sitz reserviert (AAN 22.1.2017; vgl. USDOS 13.3.2019, Casolino 2011). 

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Ob das neue Parlament, das sich nach den Wahlen vom Oktober 2018 

erst mit erheblicher Verzögerung im April 2019 konstituierte, eine andere Rolle einnehmen kann, muss sich 

zunächst noch erweisen. Zwar beweisen die Abgeordneten mit kritischen Anhörungen und Abänderungen von 

Gesetzentwürfen in teils wichtigen Punkten, dass das Parlament grundsätzlich funktionsfähig ist, doch nutzt das 

Parlament auch seine verfassungsmäßigen Rechte, um die Arbeit der Regierung destruktiv zu behindern, 

Personalvorschläge der Regierung z.T. über längere Zeiträume zu blockieren und sich Zugeständnisse wohl auch 

durch finanzielle Zuwendungen an einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Insbesondere das Unterhaus hat 

sich dadurch sowohl die Regierung der Nationalen Einheit als auch die Zivilgesellschaft zum Gegner gemacht. 

Generell leidet die Legislative unter einem kaum entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaft der 

Parlamentarier gegenüber ihren Wählern (AA 2.9.2019). 
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Die Präsidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemäß Verfassung alle fünf Jahre statt (USIP 11.2013). 

Mit dreijähriger Verzögerung fanden zuletzt am 20. und 21. Oktober 2018 – mit Ausnahme der Provinz Ghazni – 

Parlamentswahlen statt (AA 15.4.2019; vgl. USDOS 13.3.2019). Die letzten Präsidentschaftswahlen fanden am 28. 

September 2019 statt (RFE/RL 20.10.2019). 

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 8,8 

Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Die Wahl war durch Unregelmäßigkeiten geprägt, darunter Betrug 

bei der Wählerregistrierung und Stimmabgabe, Einschüchterung der Wähler, und einige Wahllokale mussten 

wegen Bedrohungen durch örtliche Machthaber schließen. Die Taliban und andere Gruppierungen behinderten 

die Stimmabgabe durch Drohungen und Belästigungen (USDOS 13.3.2019). 

Wegen Vorwürfen des Betruges und des Missmanagements erklärte Anfang Dezember 2018 die afghanische 

Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen für ungültig (RFE/RL 

6.12.2018). Die beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zählung der 

abgegebenen Stimmen (TN 12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schließlich am 14.5.2019, fast 

sieben Monate nach dem Wahltag, veröffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Präsident Ghani die Wahl als 

„Katastrophe“ und die beiden Wahlkommissionen als „ineffizient“ (AAN 17.5.2019). 

Politische Parteien 

Die afghanische Verfassung erlaubt die Gründung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im 

Widerspruch zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 29.5.2018). Um den Parteien einen allgemeinen und 

nationalen Charakter zu verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen 

Organisationen, der aufgrund von ethnischer, sprachlicher (Casolino 2011; vgl. MPI 27.1.2004) oder 

konfessioneller Zugehörigkeit erfolgt (Casolino 2011; vgl. MPI 27.1.2004; USDOS 29.5.2018). Auch darf keine 

rechtmäßig zustande gekommene Partei oder Organisation ohne rechtliche Begründung und ohne richterlichen 

Beschluss aufgelöst werden (MPI 27.1.2004). 

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit über 70 registrierten Parteien eine starke 

Zersplitterung auf (AA 2.9.2019). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System Afghanistans 

noch nicht etablieren können (DOA 17.3.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen mehr als 

Machtvehikel ihrer Führungsfiguren denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 2.9.2019; vgl. AAN 

6.5.2018, DOA 17.3.2019). Ethnische Zugehörigkeit, persönliche Beziehungen und ad hoc geformte Koalitionen 

spielen traditionell eine größere Rolle als politische Organisationen (AA 2.9.2019). 

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien können keine Kandidatenlisten erstellen, es sind 

keine Sitze für die Parteien reserviert und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu gründen. Der 

Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abläufe bestimmt, sondern wird eher wie ein partimoniales Erbgut 

gesehen, das von einer Generation an die nächste, vom Vater zum Sohn, übergeben wird. Die Menschen 

vertrauen den Parteien nicht und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen Parteien beizutreten (DOA 

17.3.2019). 
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Friedens- und Versöhnungsprozess 

Die afghanischen Regierungskräfte und die Amerikaner können die Taliban, die über rund 60 000 Mann verfügen, 

nicht besiegen. Auch die Islamisten sind nicht stark genug, um die Regierungstruppen zu überrennen, obwohl sie 

rund die Hälfte des Landes kontrollieren oder dort zumindest präsent sind. In Afghanistan herrscht fast zwei 

Jahrzehnte nach dem Sturz des Taliban-Regimes durch die USA eine Pattsituation (NZZ 20.4.2020). Das lang 

erwartete Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban wurde Ende Februar 2020 unterzeichnet 

(AJ 7.5.2020; vgl. NPR 6.5.2020) – die afghanische Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch 

unterzeichnete sie dieses. Diesem Abkommen zufolge hätten noch vor den für 10.03.2020 angesetzten inneren 

Friedensgesprächen, von den Taliban bis zu 1.000 Gefangene und von der Regierung 5.000 gefangene Taliban 

freigelassen werden sollen. Zum einen, verzögern die Unstimmigkeiten zwischen den Taliban und der 

afghanischen Regierung über Umfang und Umsetzungstempo des Austauschs, die Gespräche (AJ 7.5.2020) 

[ Anm.: 800 Taliban-Gefangene entließ die afghanische Regierung, während die Taliban 100 der vereinbarten 

1.000 Sicherheitskräfte frei ließen – (NPR 6.5.2020)], Andererseits stocken die Verhandlungen auch aufgrund des 

innerpolitischen Disputes zwischen Ashraf Ghani und Abdullah Abdullah, die beide die Präsidentschaft für sich 

beanspruchten. Die Taliban haben seit dem unterzeichneten Abkommen im Februar mehr als 4.500 Angriffe 

verübt. Die von dieser Gewalt am stärksten betroffenen Provinzen sind auch jene Provinzen, die am stärksten von 

COVID-19-Fällen betroffen sind (AJ 7.5.2020). In den innerafghanischen Gesprächen wird es um die künftige 

Staatsordnung, eine Machtteilung und die Integration der Aufständischen gehen (NZZ 20.4.2020). 

Das Abkommen mit den US-Amerikanern 

Das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban enthält das Versprechen der US-Amerikaner, 

ihre noch rund 13.000 Armeeangehörigen in Afghanistan innerhalb von 14 Monaten abzuziehen. Auch die 

verbliebenen nichtamerikanischen NATO-Truppen (Stand Ende 2019: rund 6.700 Mann) sollen abgezogen 

werden. In den ersten 135 Tagen nach der Unterzeichnung werden die US-Amerikaner ihre Truppen in 

Afghanistan auf 8.600 Mann reduzieren. Der Abzug der ausländischen Truppenangehörigen, von denen die 

meisten Beratungs- und Ausbildungsfunktionen wahrnehmen, ist abhängig davon, ob die Taliban ihren Teil der 

Abmachung einhalten. Sie haben im Abkommen zugesichert, terroristischen Gruppierungen wie etwa al-Qaida 

keine Zuflucht zu gewähren. Die Taliban verpflichteten sich weiter, innerhalb von zehn Tagen nach 

Unterzeichnung, Gespräche mit einer afghanischen Delegation aufzunehmen (NZZ 20.4.2020; vgl. USDOS 

29.2.2020). 
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3. Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2019). Die afghanische Regierung behält 

die Kontrolle über Kabul, die wichtigsten Bevölkerungszentren und Transitrouten sowie Provinzhauptstädte und 

die meisten Distriktzentren. Nichtsdestotrotz, hat die afghanische Regierung wichtige Transitrouten verloren 

(USDOD 12.2019). 

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer "strategischen Pattsituation", die nur durch 

Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gelöst werden kann (SIGAR 30.1.2020). Die 

afghanische Regierung führte zum ersten Mal persönliche Gespräche mit den Taliban, inhaltlich wurde über den 

Austausch tausender Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten sich nur per Videokonferenz 

unterhalten (BBC 1.4.2020). Ein erster Schritt Richtung inner-afghanischer Verhandlungen, welcher Teil eines 

zwischen Taliban und US-Amerikanern unterzeichneten Abkommens ist (TD 2.4.2020). Die Gespräche fanden vor 

dem Hintergrund anhaltender Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020). 
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Für den Berichtszeitraum 8.11.2019-6.2.2020 verzeichnete die UNAMA 4.907 sicherheitsrelevante Vorfälle – 

ähnlich dem Vorjahreswert. Die Sicherheitslage blieb nach wie vor volatil. Die höchste Anzahl 

sicherheitsrelevanter Vorfälle wurden in der südlichen Region, gefolgt von den nördlichen und östlichen 

Regionen, registriert, die alle samt 68% der Zwischenfälle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen waren in 

den Provinzen Kandahar, Helmand, Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gingen die 

Kämpfe in den Wintermonaten – Ende 2019 und Anfang 2020 – zurück (UNGASC 17.3.2020). 

Die Sicherheitslage im Jahr 2019 

Die geographische Verteilung aufständischer Aktivitäten innerhalb Afghanistans blieb, im Vergleich der beiden 

Jahre 2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch weiterhin im Süden und Westen 

Afghanistans weiterhin schwere Kampfhandlungen statt; feindliche Aktivitäten nahmen zu und breiteten sich in 

größeren Gebieten des Nordens und Ostens aus. Der Resolute Support (RS) Mision (seit 2015 die 

Unterstützungsmission der NATO in Afghanistan) zufolge, waren für das Jahr 2019 29.083 feindlich-initiierte 

Angriffe landesweit zu verzeichnen. Im Gegensatz waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020). Mit einer 

hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen – speziell in den südlichen, nördlichen und östlichen Regionen 

– blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein Zeitraum der Reduzierung der Gewalt registriert werden 

konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan) registrierte für das gesamte Jahr 2019 

10.392 zivile Opfer, was einem Rückgang von 5% gegenüber 2018 entspricht (UNGASC 17.3.2020). 

Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich zugenommen. Im 

September 2019 fanden die afghanischen Präsidentschaftswahlen statt, in diesem Monat wurde auch die 

höchste Anzahl feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats seit Juni 2012 und die höchste Anzahl effektiver 

feindlicher Angriffe seit Beginn der Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses Ausmaß an 

Gewalt setzte sich auch nach den Präsidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die zweithöchste 

Anzahl feindlicher Angriffe in einem Monat seit Juli 2013 dokumentiert. Betrachtet man jedoch das Jahr 2019 in 

dessen Gesamtheit, so waren scheinbar feindliche Angriffe, seit Anfang des Jahres, im Zuge der laufenden 

Friedensgespräche zurückgegangen. Nichtsdestotrotz führte ein turbulentes letztes Halbjahr zu verstärkten 

Angriffen feindlicher Elemente von insgesamt 6% und effektiver Angriffe von 4% im Jahr 2019 im Vergleich zu 

den bereits hohen Werten des Jahres 2018 (SIGAR 30.1.2020). 

Zivile Opfer 

Für das Jahr 2019 registrierte die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) als Folge des 

bewaffneten Konflikts 10.392 zivile Opfer (3.403 Tote und 6.989 Verletzte), was einen Rückgang um 5% 

gegenüber dem Vorjahr, aber auch die niedrigste Anzahl an zivilen Opfern seit dem Jahr 2013 bedeutet. Nachdem 

die Anzahl der durch ISKP verursachten zivilen Opfer zurückgegangen war, konnte ein Rückgang aller zivilen Opfer 

registriert werden, wenngleich die Anzahl ziviler Opfer speziell durch Taliban und internationale Streitkräfte 

zugenommen hatte. Im Laufe des Jahres 2019 war das Gewaltniveau erheblichen Schwankungen unterworfen, 

was auf Erfolge und Misserfolge im Rahmen der Friedensverhandlungen zwischen Taliban und den US-

Amerikanern zurückzuführen war. In der ersten Jahreshälfte 2019 kam es zu intensiven Luftangriffen durch die 

internationalen Streitkräfte und Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte – insbesondere der Spezialkräfte des 

afghanischen Geheimdienstes NDS (National Directorate of Security Special Forces) (UNAMA 2.2020). 
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Aufgrund der Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte, gab es zur Jahresmitte mehr zivile Opfer durch 

regierungsfreundliche Truppen als durch regierungsfeindliche Truppen. Das dritte Quartal des Jahres 2019 

registrierte die höchste Anzahl an zivilen Opfern seit 2009, was hauptsächlich auf verstärkte Anzahl von Angriffen 

durch Selbstmordattentäter und IEDs (improvisierte Sprengsätze) der regierungsfeindlichen Seite – insbesondere 

der Taliban – sowie auf Gewalt in Zusammenhang mit den Präsidentschaftswahlen zurückzuführen ist. Das vierte 

Quartal 2019 verzeichnete, im Vergleich zum Jahr 2018, eine geringere Anzahl an zivilen Opfern; wenngleich sich 

deren Anzahl durch Luftangriffe, Suchoperationen und IEDs seit dem Jahr 2015 auf einem Rekordniveau befand 

(UNAMA 2.2020). 

(UNAMA 2.2020) 

Die RS-Mission sammelt ebenfalls Informationen zu zivilen Opfern in Afghanistan, die sich gegenüber der 

Datensammlung der UNAMA unterscheiden, da die RS-Mission Zugang zu einem breiteren Spektrum an 

forensischen Daten und Quellen hat. Der RS-Mission zufolge, ist im Jahr 2019 die Anzahl ziviler Opfer in den 

meisten Provinzen (19 von 34) im Vergleich zum Jahr 2018 gestiegen; auch haben sich die Schwerpunkte 

verschoben. So verzeichneten die Provinzen Kabul und Nangarhar weiterhin die höchste Anzahl ziviler Opfer. Im 

letzten Quartal schrieb die RS-Mission 91% ziviler Opfer regierungsfeindlichen Kräften zu (29% wurden den 

Taliban zugeschrieben, 11% ISKP, 4% dem Haqqani-Netzwerk und 47% unbekannten Aufständischen). 4% wurden 

regierungsnahen/-freundlichen Kräften zugeschrieben (3% der ANDSF und 1% den Koalitionskräften), während 

5% anderen oder unbekannten Kräften zugeschrieben wurden. Diese Prozentsätze entsprechen in etwa den RS-

Opferzahlen für Anfang 2019. Als Hauptursache für zivile Opfer waren weiterhin improvisierte Sprengsätze 

(43%), gefolgt von direkten (25%) und indirekten Beschüssen (5%) verantwortlich – dies war auch schon zu 

Beginn des Jahres 2019 der Fall (SIGAR 30.1.2020). 

High-Profile Angriffe (HPAs) 

Sowohl in den ersten fünf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 führten Aufständische, Taliban und 

andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf hochrangige 

Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der afghanischen Regierung zu 

untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 12.2019; vgl. 

USDOD 6.2019). Das Haqqani-Netzwerk führte von September bis zum Ende des Berichtszeitraums keine HPA in 
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der Hauptstadtregion durch. Die Gesamtzahl der öffentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch 

im ganzen Land in den letzten anderthalb Jahren stetig zurückgegangen (USDOD 12.2019). Zwischen 1.6.2019 

und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 17) (USDOD 12.2019), landesweit betrug die Zahl 

88 (USDOD 12.2019). 

Öffentlichkeitswirksame Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente setzten sich im Berichtszeitraum 

(8.11.2019-6.2.2020) fort: 8 Selbstmordanschläge wurden verzeichnet; im Berichtszeitraum davor (9.8.-

7.11.2019) wurden 31 und im Vergleichszeitraum des Vorjahres 12 Selbstmordanschläge verzeichnet. Der 

Großteil der Anschläge richtetet sich gegen die ANDSF (afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte) und 

die internationalen Streitkräfte; dazu zählte ein komplexer Angriff der Taliban auf den Militärflughafen Bagram 

im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in Provinz Nangarhar zu einem sogenannten „green-on-blue-attack“: 

der Angreifer trug die Uniform der afghanischen Nationalarmee und eröffnete das Feuer auf internationale 

Streitkräfte, dabei wurden zwei US-Soldaten und ein Soldat der afghanischen Nationalarmee getötet. Zu einem 

weiteren Selbstmordanschlag auf eine Militärakademie kam es ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem 

Angriff wurden mindestens 6 Personen getötet und mehr als 10 verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser 

Großangriff beendete mehrere Monate relativer Ruhe in der afghanischen Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. 

UNGASC 17.3.2020). 

Die Taliban setzten außerdem improvisierte Sprengkörper in Selbstmordfahrzeugen gegen Einrichtungen der 

ANDSF in den Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh ein (UNGASC 17.3.2020). 

Anschläge gegen Gläubige und Kultstätten, religiöse Minderheiten 

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang März 2020 zu 

einem ersten großen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). Der ISKP hatte sich an den 

Verhandlungen nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier eines 

schiitischen Führers; Schätzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getötet und 60 Personen 

verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). 

Am 25.3.2020 kam es zu einem tödlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstätte der Sikh (Dharamshala) in Kabul. 

Dabei starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (NYT 26.3.2020; vgl. TN 26.3.2020; BBC 25.3.2020). 

Regierungsnahe Quellen in Afghanistan machen das Haqqani-Netzwerk für diesen Angriff verantwortlich, sie 

werten dies als Vergeltung für die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 27.3.2020; vgl. TTI 26.3.2020). Die Taliban 

distanzierten sich von dem Angriff (NYT 26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die Gebetsstätte, detonierte 

eine magnetische Bombe beim Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten für die getöteten Sikh-

Mitglieder im Gange waren. Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT 26.3.2020). 

 

Regierungsfeindliche Gruppierungen 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv – insbesondere die Grenzregion 

zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche Gruppierungen, wie  Taliban, Islamischer Staat, al-

Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan 
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(USDOD 12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur für die beiden Länder eine Sicherheitsherausforderung 

dar, sondern eine Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und Stabilität (USDOD 12.2019): 

Taliban 

Der derzeitige Taliban-Führer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. FA 3.1.2018) – 

Stellvertreter sind Mullah Mohammad Yaqub – Sohn des ehemaligen Taliban-Führers Mullah Omar – und 

Serajuddin Haqqani (CTC 1.2018; vgl. TN 26.5.2016) Sohn des Führers des Haqqani-Netzwerkes (TN 13.1.2017). 

Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.). Die Regierungsstruktur und 

das militärische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban definiert (AAN 4.7.2011), 

welche zuletzt 2010 veröffentlicht wurde (AAN 6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische Organisation 

(NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit angesehen, während diese aber eine 

lose Zusammenballung lokaler Stammesführer, unabhängiger Warlords sowie abgekoppelter und abgeschotteter 

Zellen sind (BR 5.3.2020). 

Ein Bericht über die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kämpfer in zwei Kategorien: professionelle 

Vollzeitkämpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kämpfer vor Ort, die gegenüber einem 

lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). Die Gesamtstärke der 

Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf über 200.000 geschätzt, darunter angeblich 150.000 Kämpfer 

(rund 60.000 Vollzeitkämpfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen Milizen). Der Experte schätzte 

jedoch, dass die Zahl der Vollzeitkämpfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv sind, selten 40.000 übersteigt (LI 

23.8.2017). Im Jänner 2018 schätzte ein Beamter des US-Verteidigungsministeriums die Gesamtstärke der Taliban 

in Afghanistan auf 60.000 (NBC 30.1.2018). Laut dem oben genannten Experten werden die Kämpfe hauptsächlich 

von den Vollzeitkämpfern der mobilen Einheiten ausgetragen (LI 23.8.2017; vgl. AAN 3.1.2017; AAN 17.3.2017). 

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon öffentlich zur Schau gestellt. 

Das Khalid bin Walid-Camp soll12 Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, Ghazni, Ghor, Saripul, 

Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militärtrainer und Gelehrte sind dort tätig und es soll möglich sein, in 

diesem Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.8.2019). 

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken, 

Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschließlich Schiiten) gibt (LI 23.8.2017). In einigen 

nördlichen Gebieten sollen die Taliban bereits überwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen 

Bevölkerung rekrutieren (LI 23.8.2017). 

Haqqani-Netzwerk 

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen 

Taliban und Verbündeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019). Benannt nach dessen Begründer, Jalaluddin Haqqani (AAN 

1.7.2010; vgl. USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem führenden Mitglied des antisowjetischen Jihad (1979-

1989) und einer wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 verlautbart. Der 

derzeitige Leiter ist dessen Sohn Serajuddin Haqqani, der seit 2015, als stellvertretender Leiter galt (CTC 1.2018). 
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Als gefährlichster Arm der Taliban, hat das Haqqani-Netzwerk, seit Jahren Angriffe in den städtischen Bereichen 

ausgeführt (NYT 20.8.2019) und wird für einige der tödlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich gemacht 

(CRS 12.2.2019). 

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) 

Erste Berichte über den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf den 

Sommer 2014 zurück (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Zu den  Kommandanten gehörten zunächst oft 

unzufriedene afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schätzungen zur Stärke 

des ISKP variieren zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.9.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kämpfern (UNSC 

13.6.2019). Nach US-Angaben vom Frühjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische Staat 

vom zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen Kämpfern 

profitieren (BAMF 3.6.2019; vgl. VOA 21.5.2019). 

Der ISKP geriet in dessen Hochburg in Ostafghanistan nachhaltig unter Druck (UNGASC 17.3.2020). Jahrelange 

konzertierten sich Militäroffensiven der US-amerikanischen und afghanischen Streitkräfte auf diese Hochburgen. 

Auch die Taliban intensivierten in jüngster Zeit ihre Angriffe gegen den ISKP in diesen Regionen (NYT 2.12.2020; 

vgl. SIGAR 30.1.2020). So sollen 5.000 Talibankämpfer aus der Provinz Kandahar gekommen sein, um den ISKP in 

Nangarhar zu bekämpfen (DW 26.2.2020; vgl. MT 27.2.2020). Schlussendlich ist im November 2019 die wichtigste 

Hochburg des islamischen Staates in Ostafghanistan zusammengebrochen (NYT 2.12.2020; vgl. SIGAR 30.1.2020). 

Über 1.400 Kämpfer und Anhänger des ISKP, darunter auch Frauen und Kinder, kapitulierten. Zwar wurde der 

ISKP im November 2019 weitgehend aus der Provinz Nangarhar vertrieben, jedoch soll er weiterhin in den 

westlichen Gebieten der Provinz Kunar präsent sein (UNGASC 17.3.2020). Die landesweite Mannstärke des ISKP 

wurde seit Anfang 2019 von 3.000 Kämpfern auf 300 Kämpfer reduziert (NYT 2.12.2020). 

49 Angriffe werden dem ISKP im Zeitraum 8.11.2019-6.2.2020 zugeschrieben, im Vergleichszeitraum des 

Vorjahres wurden 194 Vorfälle registriert. Im Berichtszeitraum davor wurden 68 Angriffe registriert (UNGASC 

17.3.2020). 

Die Macht des ISKP in Afghanistan ist kleiner, als jene der Taliban; auch hat er viel Territorium verloren. Der ISKP 

war bzw. ist nicht Teil der Friedensverhandlungen mit den USA und ist weiterhin in der Lage, tödliche Angriffe 

durchzuführen (BBC 25.3.2020). Aufgrund des Territoriumsverlustes ist die Rekrutierung und Planung des ISKP 

stark eingeschränkt (NYT 2.12.2020). 

Der ISKP verurteilt die Taliban als "Abtrünnige", die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen (CRS 

12.2.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kämpfen die Taliban seit Jahren 

gegen den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 19.8.2019; vgl. AP 

19.8.2019). Während die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und 

internationale Sicherheitskräfte beschränken (AP 19.8.2019), zielt der ISKP darauf ab, konfessionelle Gewalt in 

Afghanistan zu fördern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.8.2019). 

 

Al-Qaida und ihr verbundene Gruppierungen 
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Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstätte für ihre Führung, basierend auf langjährigen 

und engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder öffentlich die Bedeutung ihres 

Bündnisses betont (UNSC 15.1.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-Qaida in den letzten Jahren 

stärker geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschätzt, wobei sich die meisten in den Provinzen 

Badakhshan, Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-Kadettenführer sind oftmals in den Provinzen 

Helmand und Kandahar aktiv (UNSC 13.6.2019). 

Al-Qaida will die Präsenz in der Provinz Badakhshan stärken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der Grenze 

zu Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Präsenz auszubauen. 

Des Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und ihrer 

Familienmitglieder (UNSC 13.6.2019). 

Im Rahmen der Friedensgespräche mit US-Vertretern haben die Taliban angeblich im Jänner 2019 zugestimmt, 

internationale Terrorgruppen wie Al-Qaida aus Afghanistan zu verbannen (TEL 24.1.2019). 
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3.1 Kabul 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans (PAJ o.D.) und grenzt an Parwan und Kapisa im Norden, Laghman 

im Osten, Nangarhar im Südosten, Logar im Süden sowie Wardak im Westen. Provinzhauptstadt ist Kabul-Stadt 

(NPS o.D.). Die Provinz besteht aus den folgenden Distrikten: Bagrami, Chahar Asyab, Dehsabz, Estalef, Farza, 

Guldara, Kabul, Kalakan, Khak-e-Jabar, Mir Bacha Kot, Musahi, Paghman, Qara Bagh, Shakar Dara und 

Surubi/Surobi/Sarobi (CSO 2019; vgl. IEC 2018). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 verzeichnete die Provinz Kabul 2018 eine Zunahme der 

Schlafmohnanbaufläche um 11% gegenüber 2017. Der Schlafmohnanbau beschränkte sich auf das Uzbin-Tal im 

Distrikt Surubi (UNODC/MCN 11.2018). 

Kabul-Stadt – Geographie und Demographie 

Kabul-Stadt ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in der Provinz Kabul. Es ist die 

bevölkerungsreichste Stadt Afghanistans, mit einer geschätzten Einwohnerzahl von 5.029.850 Personen für den 

Zeitraum 2019-20 (CSO 2019). Die Bevölkerungszahl ist jedoch umstritten. Einige Quellen behaupten, dass sie fast 

6 Millionen beträgt (AAN 19.3.2019). Laut einem Bericht, expandierte die Stadt, die vor 2001 zwölf Stadtteile – 

auch Police Distrikts (USIP 4.2017), PDs oder Nahia genannt (AAN 19.3.2019) – zählte, aufgrund ihres signifikanten 

demographischen Wachstums und ihrer horizontalen Expansion auf 22 PDs (USIP 4.2017). Die afghanische 

zentrale Statistikorganisation (Central Statistics Organization, CSO) schätzt die Bevölkerung der Provinz Kabul für 

den Zeitraum 2019-20 auf 5.029.850 Personen (CSO 2019). Sie besteht aus Paschtunen, Tadschiken, Hazara, 

Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Sikhs und Hindus (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 
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Abb.1: Kabul, Police Distrikts (Darstellung der Staatendokumentation) 

(Quelle: BFA 13.2.2019) 

Hauptstraßen verbinden die afghanische Hauptstadt mit dem Rest des Landes (UNOCHA 4.2014).  In Kabul-Stadt 

gibt es einen Flughafen, der mit internationalen und nationalen Passagierflügen bedient wird (BFA 

Staatendokumentation 25.3.2019). 

Die Stadt besteht aus drei konzentrischen Kreisen: Der erste umfasst Shahr-e Kohna, die Altstadt, Shahr-e Naw, 

die neue Stadt, sowie Shash Darak und Wazir Akbar Khan, wo sich viele ausländische Botschaften, ausländische 

Organisationen und Büros befinden. Der zweite Kreis besteht aus Stadtvierteln, die zwischen den 1950er und 

1980er Jahren für die wachsende städtische Bevölkerung gebaut wurden, wie Taimani, Qala-e Fatullah, Karte Se, 

Karte Chahar, Karte Naw und die Microraions (sowjetische Wohngebiete). Schließlich wird der dritte Kreis, der 

nach 2001 entstanden ist, hauptsächlich von den „jüngsten Einwanderern“ (USIP 4.2017) (afghanische 

Einwanderer aus den Provinzen) bevölkert (AAN 19.3.2019), mit Ausnahme einiger hochkarätiger Wohnanlagen 

für VIPs (USIP 4.2017). 

Was die ethnische Verteilung der Stadtbevölkerung betrifft, so ist Kabul Zielort für verschiedene ethnische, 

sprachliche und religiöse Gruppen, und jede von ihnen hat sich an bestimmten Orten angesiedelt, je nach der 

geografischen Lage ihrer Heimatprovinzen: Dies gilt für die Altstadt ebenso wie für weiter entfernte Stadtviertel, 

und sie wird in den ungeplanten Gebieten immer deutlicher (Noori 11.2010). In den zuletzt besiedelten Gebieten 

sind die Bewohner vor allem auf Qawmi-Netzwerke angewiesen, um Schutz und Arbeitsplätze zu finden sowie 

ihre Siedlungsbedingungen gemeinsam zu verbessern. Andererseits ist in den zentralen Bereichen der Stadt die 

Mobilität der Bewohner höher und Wohnsitzwechsel sind häufiger. Dies hat eine disruptive Wirkung auf die 

sozialen Netzwerke, die sich in der oft gehörten Beschwerde manifestiert, dass man „seine Nachbarn nicht mehr 

kenne“ (AAN 19.3.2019). 

Nichtsdestotrotz, ist in den Stadtvierteln, die von neu eingewanderten Menschen mit gleichem regionalen oder 

ethnischen Hintergrund dicht besiedelt sind, eine Art „Dorfgesellschaft“ entstanden, deren Bewohner sich 

kennen und direktere Verbindungen zu ihrer Herkunftsregion haben als zum Zentrum Kabuls (USIP 4.2017). Einige 

Beispiele für die ethnische Verteilung der Kabuler Bevölkerung sind die folgenden: Hazara haben sich 

hauptsächlich im westlichen Viertel Chandawal in der Innenstadt von Kabul und in Dasht-e-Barchi sowie in Karte 

Se am Stadtrand niedergelassen; Tadschiken bevölkern Payan Chawk, Bala Chawk und Ali Mordan in der Altstadt 

und nördliche Teile der Peripherie wie Khairkhana; Paschtunen sind vor allem im östlichen Teil der Innenstadt 

Kabuls, Bala Hisar und weiter östlich und südlich der Peripherie wie in Karte Naw und Binihisar (Noori 11.2010; 

vgl. USIP 4.2017), aber auch in den westlichen Stadtteilen Kota-e-Sangi und Bazaar-e-Company (auch Company) 

ansässig (Noori 11.2010); Hindus und Sikhs leben im Herzen der Stadt in der Hindu-Gozar-Straße (Noori 11.2010; 

vgl. USIP 4.2017). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul. Nichtsdestotrotz, führten Aufständische, Taliban und 

andere militante Gruppierungen, im gesamten Jahr 2018, als auch in den ersten fünf Monaten 2019, 

insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit 
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der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der afghanischen Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung 

einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 6.2019; vgl. USDOD 12.2018). 

Aufgrund eben dieser öffentlichkeitswirksamer Angriffe auf Kabul-Stadt kündigte die afghanische Regierung 

bereits im August 2017 die Entwicklung eines neuen Sicherheitsplans für Kabul an (AAN 25.9.2017). So wurde 

unter anderem das Green Village errichtet, ein stark gesichertes Gelände im Osten der Stadt, in dem unter 

anderem, Hilfsorganisationen und internationale Organisationen (RFERL 2.9.2019; vgl. FAZ 2.9.2019) sowie ein 

Wohngelände für Ausländer untergebracht sind (FAZ 2.9.2019). Die Anlage wird stark von afghanischen 

Sicherheitskräften und privaten Sicherheitsmännern gesichert (AJ 3.9.2019). Die Green Zone hingegen ist ein 

separater Teil, der nicht unweit des Green Villages liegt. Die Green Zone ist ein stark gesicherter Teil Kabuls, in 

dem sich mehrere Botschaften befinden – so z.B. auch die US-amerikanische Botschaft und andere britische 

Einrichtungen (RFERL 2.9.2019). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Kabul mit Ausnahme des 

Distrikts Surubi im Verantwortungsbereich der 111. ANA Capital Division, die unter der Leitung von türkischen 

Truppen und mit Kontingenten anderer Nationen der NATO-Mission Train, Advise and Assist Command – Capital 

(TAAC-C) untersteht. Der Distrikt Surubi fällt in die Zuständigkeit des 201. ANA Corps (USDOD 6.2019). Darüber 

hinaus wurde eine spezielle Krisenreaktionseinheit (Crisis Response Unit) innerhalb der afghanischen Polizei, um 

Angriffe zu verhindern und auf Anschläge zu reagieren (LI 5.9.2018). 

Im Distrikt Surubi wird von der Präsenz von Taliban-Kämpfern berichtet (TN 26.3.2019; vgl. SAS 26.3.2019). 

Aufgrund seiner Nähe zur Stadt Kabul und zum Salang-Pass hat der Distrikt große strategische Bedeutung (WOR 

10.9.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Kabul gemäß 

ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2019 2020 (bis 31.3.2020) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

Bagrami 1 1   

Chahar 

Asyab 

 2   

Dehsabz 3 1   

Estalef     
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Farza     

Guldara     

Kabul 217 62 37 15 

Kalakan     

Khak-e-

Jabar 

    

Mir Bacha 

Kot 

    

Musahi 2 3   

Paghman 5 5   

Qara Bagh 2 4  2 

Shakar 

Dara 

15 1 2  

Surubi 21 6 4  

Insg. 266 85 43 17 

(ACLED 9.4.2020; ACLED 3.4.2020; GIM o.D.) 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 1.563 zivile Opfer (261 Tote und 1.302 Verletzte) in der Provinz Kabul. Dies 

entspricht einem Rückgang von 16% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Selbstmordangriffe, 

gefolgt von improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) und 

gezielten Tötungen (UNAMA 2.2020). 

Die afghanischen Sicherheitskräfte führten insbesondere im Distrikt Surubi militärische Operationen aus der Luft 

und am Boden durch, bei denen Aufständische getötet wurden (KP 27.3.2019; vgl. TN 26.3.2019, SAS 26.3.2019, 

TN 23.10.2018,. KP 23.10.2018, KP 9.7.2018). Dabei kam es unter anderem  zu zivilen Opfern (TN 26.3.2019; vgl. 

SAS 26.3.2019). Außerdem führten NDS-Einheiten Operationen in und um Kabul-Stadt durch (TN 7.8.2019; vgl. 

PAJ 7.7.2019, TN 9.6.2019, PAJ 28.5.2019). Dabei wurden unter anderem Aufständische getötet (TN 7.8.2019) 

und verhaftet (TN 7.8.2019; PAJ 7.7.2019; vgl TN 9.6.2019, PAJ 28.5.2019), sowie Waffen und Sprengsätze 

konfisziert (TN 9.6.2019; vgl. PAJ 28.5.2019). 
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Letzte Änderung: 22.4.2020 

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an Tadschikistan, im Osten 

an Kunduz und Baghlan, im Südosten an Samangan, im Südwesten an Sar-e Pul, im Westen an Jawzjan und im 
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Die Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, Dehdadi, 

Kaldar, Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, Sholgara, Shortepa und Zari (CSO 2019; vgl. IEC 

2018). 

Nach Schätzung der zentralen Statistikorganisation Afghanistan (CSO) für den Zeitraum 2019-20 leben 1.475.649 

Personen in der Provinz Balkh, davon geschätzte 469.247 in der Provinzhauptstadt Mazar-e Sharif (CSO 2019). 

Balkh ist eine ethnisch vielfältige Provinz, welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, 

Aimaq, Belutschen, Arabern und sunnitischen Hazara (Kawshi) bewohnt wird (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein regionales Handelszentrum 

(SH 16.1.2017). Die Autobahn, welche zum usbekischen Grenzübergang Hairatan-Termiz führt, zweigt ca. 40 km 

östlich von Mazar-e Sharif von der Ringstraße ab (TD 5.12.2017). In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit 

Linienverkehr zu nationalen und internationalen Zielen (BFA Staatendokumentation 25.3.2019). Im Januar 2019 

wurde ein Luftkorridor für Warentransporte eröffnet, der Mazar-e Sharif und Europa über die Türkei verbindet 

(PAJ 9.1.2019). 

Laut dem Opium Survey von UNODC für das Jahr 2018 belegt Balkh den 7. Platz unter den zehn größten 

Schlafmohn produzierenden Provinzen Afghanistans. Aufgrund der Dürre sank der Mohnanbau in der Provinz 

2018 um 30% gegenüber 2017 (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Balkh zählt zu den relativ stabilen (TN 1.9.2019) und ruhigen Provinzen Nordafghanistans, in welcher die Taliban 

in der Vergangenheit keinen Fuß fassen konnten (AN 6.5.2019). Die vergleichsweise ruhige Sicherheitslage war 

vor allem auf das Machtmonopol des ehemaligen Kriegsherrn und späteren Gouverneurs von Balkh, Atta 
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Mohammed Noor, zurückzuführen (RFE/RL o.D.; RFE/RL 23.3.2018). In den letzten Monaten versuchen 

Aufständische der Taliban die nördliche Provinz Balkh aus benachbarten Regionen zu infiltrieren. Drei 

Schlüsseldistrikte, Zari, Sholagara und Chahar Kant, zählen zu jenen Distrikten, die in den letzten Monaten von 

Sicherheitsbedrohungen betroffen waren. Die Taliban überrannten keines dieser Gebiete (TN 22.8.2019). Einem 

UN-Bericht zufolge, gibt es eine Gruppe von rund 50 Kämpfern in der Provinz Balkh, welche mit dem Islamischen 

Staat (IS) sympathisiert (UNSC 1.2.2019). Bei einer Militäroperation im Februar 2019 wurden unter anderem in 

Balkh IS-Kämpfer getötet (BAMF 11.2.2019). 

Das Hauptquartier des 209. ANA Shaheen Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 22.4.2018). Es ist für die 

Sicherheit in den Provinzen Balkh, Jawzjan, Faryab, Sar-e-Pul und Samangan zuständig und untersteht der NATO-

Mission Train, Advise, and Assist Command - North (TAAC-N), welche von deutschen Streitkräften geleitet wird 

(USDOD 6.2019). Deutsche Bundeswehrsoldaten sind in Camp Marmal in Mazar-e Sharif stationiert (TS 

22.9.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Balkh gemäß 

ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 
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 2019 2020 (bis 31.3.2020) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

Balkh 128 51 33 14 

Char Bolak 6 54 1 9 

Char Kent  1  1 

Chimtal  63  18 

Dawlat Abad 3 24 4 10 

Dehdadi 5 1   

Kaldar  2   

Khulm 1 2   

Kishindeh  8  5 

Marmul 2  1  

Mazar-e Sharif 7 7 1 3 

Nahri Shahi 9 7 5 2 

Sholgara 36 30 4 4 

Shortepa  4  6 

Zari 7 16 1 9 

Insg. 204 270 50 81 

(ACLED 9.4.2020; ACLED 3.4.2020; GIM o.D.) 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 277 zivile Opfer (108 Tote und 169 Verletzte) in der Provinz Balkh. Dies 

entspricht einer Steigerung von 22% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Kämpfe am Boden, 
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gefolgt von improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) und 

gezielten Tötungen. (UNAMA 2.2020). 

Im Winter 2018/2019 (UNGASC 28.2.2019) und Frühjahr 2019 wurden ANDSF-Operationen in der Provinz Balkh 

durchgeführt (UNGASC 14.6.2019). Die ANDSF führen auch weiterhin regelmäig Operationen in der Provinz 

(RFERL 22.9.2019; vgl KP 29.8.2019, KP 31.8.2019, KP 9.9.2019) unter anderem mit Unterstützung der US-

amerikanischen Luftwaffe durch (BAMF 14.1.2019; vgl. KP 9.9.2019). Taliban-Kämpfer griffen Einheiten der ALP, 

Mitglieder regierungsfreundlicher Milizen und Sicherheitsposten beispielsweise in den Distrikten Chahrbulak (TN 

9.1.2019; vgl. TN 10.1.2019), Chemtal (TN 11.9.2018; vgl. TN 6.7.2018), Dawlatabad (PAJ 3.9.2018; vgl. RFE/RL 

4.9.2018) und Nahri Shahi (ACCORD 30.4.2019) an. 

Berichten zufolge, errichten die Taliban auf wichtigen Verbindungsstraßen, die unterschiedliche Provinzen 

miteinander verbinden, immer wieder Kontrollpunkte. Dadurch wird das Pendeln für Regierungsangestellte 

erschwert (TN 22.8.2019; vgl. 10.8.2019). Insbesondere der Abschnitt zwischen den Provinzen Balkh und Jawjzan 

ist von dieser Unsicherheit betroffen (TN 10.8.2019). 

Quellen: 

 ACCORD – Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and Documentation (30.4.2019): 

Themendossier zu Afghanistan: Sicherheitslage und sozioökonomische Lage in Herat und Masar-e Scharif, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2008143.html, Zugriff 24.5.2019 

 ACLED – Armed Conflict Location and Event Data (9.4.2020): ACLED Data http://www.acleddata.com/data/, 

Zugriff 9.4.2020 

 ACLED – Armed Conflict Location and Event Data (3.4.2020): ACLED Data http://www.acleddata.com/data/, 

Zugriff 3.4.2020 

 AN – Ariana News (6.5.2019): Key Taliban Commander Arrested with Bottles of Alcohol, Weapons in Balkh, 

https://ariananews.af/key-taliban-commander-arrested-with-bottles-of-alcohol-weapons-in-balkh/, Zugriff 

12.8.2019 

 BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (11.2.2019): Briefing Notes, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2003657/Deutschland___Bundesamt_f%C3%Bcr_Migration_und_Fl%C3

%Bcchtlinge%2C_Briefing_Notes%2C_11.02.2019_%28deutsch%29.pdf, Zugriff 24.5.2019 

 BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (14.1.2019): Briefing Notes, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2003648/Deutschland___Bundesamt_f%C3%BCr_Migration_und_Fl%C3

%BCchtlinge%2C_Briefing_Notes%2C_14.01.2019_%28deutsch%29.pdf, Zugriff 24.5.2019 

 BFA - Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (25.3.2019): Airports Map, liegt im 

Archiv der Staatendokumentation auf 

 CSO – Central Statistics Organization (2019): 1398رآورد نفوس کشورد هېواد د و ګړو اټکل [Estimated Population of 

Afghanistan 2019-2020], 

http://cso.gov.af/Content/files/%D8%B1%DB%8C%D8%A7%D8%B3%D8%AA%20%D8%AF%DB%8C%D9%85%
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D9%88%DA%AF%D8%B1%D8%A7%D9%81%DB%8C/population/Estemated%20Population%201398.pdf, 

Zugriff 22.5.2019 

 GADM Global Administrative Areas (2018): Afghanistan [Karte], https://gadm.org/maps/AFG_1.html, Zugriff 

24.5.2019 

 GIM – Globalincidentmap (o.D.): Globalincidentmap displaying Terrorist Acts, Suspicious Activity, and General 

Terrorism News, www.globalincidentmap.com, Zugriff 14.4.2020 

 IEC – Independent Election Commission (2018): 2018 Wolesi Jirga Elections – Results by Polling Stations: 

Province Balkh, 2018, http://www.iec.org.af/results/en/home/preliminaryresult_by_pc/21, Zugriff 24.5.2019 

 KP – Khaama Press (9.9.2019): : 49 Taliban militants killed, wounded; strategic compound destroyed in Balkh, 

https://www.khaama.com/49-taliban-militants-killed-wounded-strategic-compound-destroyed-in-balkh-

03992/, Zugriff 11.09.2019 

 KP – Khaama Press (31.8.2019): : Taliban’s Ezatullah Sabawoon likely killed in Balkh province, 

https://www.khaama.com/talibans-ezatullah-sabawoon-likely-killed-in-balkh-province-03904/, Zugriff 

24.9.2019 

 KP – Khaama Press (29.8.2019): 28 Taliban militants killed, wounded in Balkh operations, 

https://www.khaama.com/28-taliban-militants-killed-wounded-in-balkh-operations-03892/, Zugriff  

24.9.2019 

 MRRD – Ministry of Rural Rehabilitation and Development (o.D.), Balkh Provincial Profile, http://aredp-

mrrd.gov.af/eng/publications/2015-06-10-05-43-48/balkh-profile, Zugriff 24.5.2019 

 NPS – Naval Postgraduate School (o.D.): Balkh Provincial Review, n.d., https://my.nps.edu/web/ccs/balkh, 

Zugriff 24.5.2019 

 PAJ – Pajhwok Afghan News (9.1.2019): Mazar-i-Sharif-Turkey-Europe air corridor formally opens, 

https://www.pajhwok.com/en/2019/01/09/mazar-i-sharif-turkey-europe-air-corridor-formally-opens, Zugriff 

17.7.2019 

 PAJ – Pajhwok Afghan News (3.9.2018): Part of Balkh’s Dawlatabad Distrikt falls to Taliban, 

https://www.pajhwok.com/en/2018/09/03/part-balkh%E2%80%99s-dawlatabad-Distrikt-falls-taliban, Zugriff 

24.5.2019 

 PAJ – Pajhwok Afghan News (o.D.): Background Profile of Balkh, 

http://elections.pajhwok.com/en/content/background-profile-balkh, Zugriff 24.5.2019 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (23.9.2019): Afghan Officials: Taliban Suffer Heavy Casualties In 

Several Provinces, https://gandhara.rferl.org/a/afghan-officials-taliban-suffer-heavy-casualties-in-several-

provinces/30178820.html, Zugriff 24.9.2019 
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 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (22.9.2019): Afghan Officials: Taliban Suffers Heavy Casualties In 

Several Provinces, https://www.rferl.org/a/afghan-officials-taliban-suffers-heavy-casualties-in-several-

provinces/30177823.html, Zugriff 24.9.2019 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (23.3.2018): Powerful Afghan Governor Resigns, Ending Standoff 

With Ghani, https://en.radiofarda.com/a/afghanistan-powerful-governor-resigns-noor-ghani/29116004.html, 

Zugriff 24.5.2019 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (4.9.2018): Afghan Security Forces Retake Northern Distrikt From 

Taliban, https://www.rferl.org/a/afghan-security-forces-retake-northern-Distrikt-from-

taliban/29470021.html, Zugriff 24.5.2019 

 RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (o.D.): Afghanistan's New Northern Flash Points, 

https://www.rferl.org/a/27013992.html, Zugriff 24.5.2019 

 SH – Samuel Hall (16.1.2017): Samuel Hall, Economic Assessment and Labour Market Survey of Mazar-i 

Sharif, Pul-i Khumri, Kandahar City and Kunduz City, https://reliefweb.int/report/afghanistan/economic-

assessment-and-labour-market-survey-mazar-i-sharif-pul-i-khumri-kandahar, Zugriff 24.5.2019 

 TD – The Diplomat (5.12.2017): Kabul's Plan to Realize Afghanistan’s Geographic Dividend, 

https://thediplomat.com/2017/12/kabuls-plan-to-realize-afghanistans-geographic-dividend/, Zugriff 

24.5.2019 

 TN – Tolonews (10.8.2019): Security In Balkh Highway Concerning: Residents, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/security-balkh-highway-concerning-residents, Zugriff 12.8.2019 

 TN – Tolonews (10.1.2019): Key Taliban Commander Killed In Balkh, 

https://www.tolonews.com/index.php/afghanistan/key-taliban-commander-killed-balkh, Zugriff 24.5.2019 

 TN – Tolonews (9.1.2019): Six Security Force Members Killed In Balkh Clash, 

https://www.tolonews.com/index.php/afghanistan/six-security-force-members-killed-balkh-clash, Zugriff 

24.5.2019 

 TN – Tolonews (11.9.2018): Sources Claim Balkh Outposts Fallen To Taliban, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/sources-claim-balkh-outposts-fallen-taliban, Zugriff 24.5.2019 

 TN – Tolonews (6.7.2018): Main Distrikt In Balkh Under Security Threat, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/main-Distrikt-balkh-under-security-threat, Zugriff 24.5.2019 

 TN – Tolonews (22.4.2018): 209 Shaheen Corps: The Base The Taliban Attacked, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/209-shaheen-corps-base-taliban-attacked, Zugriff 24.5.2019 

 TS – Tagesspiegel (22.9.2018): Afghanische Ex-Mitarbeiter der Bundeswehr demonstrieren vor Camp, 

https://www.tagesspiegel.de/politik/masar-i-scharif-afghanische-ex-mitarbeiter-der-bundeswehr-

demonstrieren-vor-camp/23102170.html, Zugriff 24.5.2019 
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 UNAMA – United Nations Assistance Mission in Afghanistan (2.2020): Afghanistan Annual Report On 

Protection Of Civilians In Armed Conflict: 2019, https://unama.unmissions.org/sites/default/files/ 

afghanistan_protection_of_civilians_annual_report_2019_-_22_february.pdf, zugriff 24.2.2020 

 UNAMA – United Nations Assistance Mission for Afghanistan (30.7.2019): Midyear Update on the Protection 

of Civilians in Armed Conflict: 1 January to 30 June 2019, https://unama.unmissions.org/ 

sites/default/files/2019_report_of_the_secretary-general_on_protection_of_civilians_in_armed_ 

conflict.pdf, Zugriff 5.8.2019 

 UNAMA – United Nations Assistance Mission for Afghanistan (24.2.2019): Afghanistan Protection of civilians 

in armed conflict, Annual Report 2018, 

https://unama.unmissions.org/sites/default/files/afghanistan_protection_of_civilians_annual_report_2018_

final_24_feb_2019_v3.pdf, Zugriff 22.5.2019 

 UNGASC – United Nations General Assembly Security Council (14.6.2019): The situation in Afghanistan and 

its implications for international peace and security, https://www.ecoi.net/en/file/local/2012446/ 

S_2019_493_E.pdf, Zugriff 16.7.2019 

 UNGASC – United Nations General Assembly Security Council (28.2.2019): The situation in Afghanistan and 

its implications for international peace and security, https://www.ecoi.net/en/file/local/2004124/ 

S_2019_193_E.pdf, Zugriff 24.5.2019 

 UNOCHA – United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (13.4.2014): Afghanistan 

Northern region Distrikt Atlas, https://www.humanitarianresponse.info/sites/www.humanitarian 

response.info/files/Northern.pdf, Zugriff 24.5.2019 

 UNODC – United Nations Office on Drugs and Crime/MCN – Ministry of Counter Narcotics (11.2018): 

Afghanistan Opium Survey 2018, https://www.unodc.org/documents/crop-monitoring/Afghanistan/ 

Afghanistan_opium_survey_2018.pdf, Zugriff 22.5.2019 

 UNSC – United Nations Security Council (1.2.2019): Eighth report of the Secretary-General on the threat 

posed by ISIL (Da’esh) to international peace and security and the range of United Nations efforts in support 

of Member States in countering the threat, https://www.ecoi.net/en/file/local/2002892/S_2019_103_E.pdf, 

Zugriff 24.5.2019 

 USDOD – United States Department of Defense (6.2019): Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

https://media.defense.gov/2019/Jul/12/2002156816/-1/-1/1/ENHANCING-SECURITY-AND-STABILITY-IN-

AFGHANISTAN.PDF, Zugriff 23.7.2019 

3.3. Herat 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Provinz Herat liegt im Westen Afghanistans und teilt eine internationale Grenze mit dem Iran im Westen und 

Turkmenistan im Norden. Weiters grenzt Herat an die Provinzen Badghis im Nordosten, Ghor im Osten und Farah 

im Süden (UNOCHA 4.2014). Herat ist in 16 Distrikte unterteilt: Adraskan, Chishti Sharif, Fersi, Ghoryan, Gulran, 
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Guzera (Nizam-i-Shahid), Herat, Enjil, Karrukh, Kohsan, Kushk (Rubat-i-Sangi), Kushk-i-Kohna, 

Obe/Awba/Obah/Obeh (AAN 9.12.2018; vgl. PAJ o.D., PAJ 13.6.2019), Pashtun Zarghun, Shindand, Zendahjan. 

Zudem bestehen vier weitere „temporäre“ Distrikte – Poshtko, Koh-e-Zore (Koh-e Zawar), Zawol und Zerko (CSO 

2019; vgl. IEC 2018) –, die zum Zweck einer zielgerichteteren Mittelverteilung aus dem Distrikt Shindand 

herausgelöst wurden (AAN 3.7.2015; vgl. PAJ 1.3.2015). Die Provinzhauptstadt von Herat ist Herat-Stadt (CSO 

2019). Herat ist eine der größten Provinzen Afghanistans (PAJ o.D.). 

Die CSO schätzt die Bevölkerung der Provinz für den Zeitraum 2019-20 auf 2.095.117 Einwohner, 556.205 davon 

in der Provinzhauptstadt (CSO 2019). Die wichtigsten ethnischen Gruppen in der Provinz sind Paschtunen, 

Tadschiken, Hazara, Turkmenen, Usbeken und Aimaqs, wobei Paschtunen in elf Grenzdistrikten die Mehrheit 

stellen (PAJ o.D.). Herat-Stadt war historisch gesehen eine tadschikisch dominierte Enklave in einer 

paschtunischen Mehrheits-Provinz, die beträchtliche Hazara- und Aimaq-Minderheiten umfasst (USIP 2015). 

Umfangreiche Migrationsströme haben die ethnische Zusammensetzung der Stadt verändert. Der Anteil an 

schiitischen Hazara ist seit 2001 besonders gestiegen, da viele aus dem Iran rückgeführt oder aus den Provinzen 

Zentralafghanistans vertrieben wurden (AAN 3.2.2019). Der Grad an ethnischer Segregation ist in Herat heute 

ausgeprägt (USIP 2015; vgl. BFA Staatendokumentation 13.6.2019). 

Die Provinz ist durch die Ring Road mit anderen Großstädten verbunden (TD 5.12.2017). Eine Hauptstraße führt 

von Herat ostwärts nach Ghor und Bamyan und weiter nach Kabul. Andere Autobahn verbinden die 

Provinzhauptstadt mit dem afghanisch-turkmenischen Grenzübergang bei Torghundi sowie mit der afghanisch-

iranischen Grenzüberquerung bei Islam Qala (iMMAP 19.9.2017). Ein Flughafen mit Linienflugbetrieb zu 

internationalen und nationalen Destinationen liegt in der unmittelbaren Nachbarschaft von Herat-Stadt (BFA 

Staatendokumentation 25.3.2019). 

Laut UNODC Opium Survey 2018 gehörte Herat 2018 nicht zu den zehn wichtigsten Schlafmohn anbauenden 

Provinzen Afghanistans. 2018 sank der Schlafmohnanbau in Herat im Vergleich zu 2017 um 46%. Die wichtigsten 

Anbaugebiete für Schlafmohn waren im Jahr 2018 die Distrikte Kushk und Shindand (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Herat gehört zu den relativ ruhigen Provinzen im Westen Afghanistans, jedoch sind Taliban-Kämpfer in einigen 

abgelegenen Distrikten aktiv und versuchen oft terroristische Aktivitäten durchzuführen (KP 19.5.2019; vgl. KP 

17.12.2018). Je mehr man sich von Herat-Stadt (die als „sehr sicher“ gilt) und den angrenzenden Distrikten 

Richtung Norden, Westen und Süden entfernt, desto größer wird der Einfluss der Taliban (BFA 

Staatendokumentation 13.6.2019). 

Auch im Vergleich zu Kabul gilt Herat-Stadt einem Mitarbeiter von IOM-Kabul zufolge zwar als sicherere Stadt, 

doch gleichzeitig wird ein Anstieg der Gesetzlosigkeit und Kriminalität verzeichnet: Raubüberfälle nahmen zu und 

ein Mitarbeiter der Vereinten Nationen wurde beispielsweise überfallen und ausgeraubt. Entführungen finden 

gelegentlich statt, wenn auch in Herat nicht in solch einem Ausmaß wie in Kabul (BFA Staatendokumentation 

13.6.2019). 

Der Distrikt mit den meisten sicherheitsrelevanten Vorfällen ist der an Farah angrenzende Distrikt Shindand, wo 

die Taliban zahlreiche Gebiete kontrollieren. Wegen der großen US-Basis, die in Shindand noch immer operativ 

ist, kontrollieren die Taliban jedoch nicht den gesamten Distrikt. Aufgrund der ganz Afghanistan betreffenden 
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territorialen Expansion der Taliban in den vergangenen Jahren sah sich jedoch auch die Provinz Herat zunehmend 

von Kampfhandlungen betroffen. Dennoch ist das Ausmaß der Gewalt im Vergleich zu einigen Gebieten des 

Ostens, Südostens, Südens und Nordens Afghanistans deutlich niedriger (BFA Staatendokumentation 13.6.2019). 

Innerhalb der Taliban kam es nach der Bekanntmachung des Todes von Taliban-Führer Mullah Omar im Jahr 2015 

zu Friktionen (AAN 11.1.2017; vgl. RUSI 16.3.2016; SAS 2.11.2018). Mullah Rasoul, der eine versöhnlichere 

Haltung gegenüber der Regierung in Kabul einnahm, spaltete sich zusammen mit rund 1.000 Kämpfern von der 

Taliban-Hauptgruppe ab. Die Regierungstruppen kämpfen in Herat angeblich nicht gegen die Rasoul-Gruppe, die 

sich für Friedensgespräche und den Schutz eines großen Pipeline-Projekts der Regierung in der Region einsetzt 

(SAS 2.11.2018). Innerhalb der Taliban-Hauptfraktion wurde der Schattengouverneur von Herat nach dem 

Waffenstillstand mit den Regierungstruppen zum Eid al-Fitr-Fest im Juni 2018 durch einen als Hardliner 

bekannten Taliban aus Kandahar ersetzt (UNSC 13.6.2019). 

Auf Seiten der Regierung ist das 207. Zafar-Corps der ANA für die Sicherheit in der Provinz Herat verantwortlich 

(USDOD 6.2019; vgl. PAJ 2.1.2019), das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - West (TAAC-W) 

untersteht, welche von italienischen Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019; vgl. KP 16.12.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die Provinz Herat gemäß 

ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2019 und das erste Quartal 2020 entnommen werden 

(Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2019 2020 (bis 31.3.2020) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

Adraskan  8  1 

Chishti Sharif 6 8 9 5 

Enjil  2  1 

Fersi 2 6   

Ghoryan 5 13  4 

Gulran 4 11 1 3 

Guzera  7  2 

Herat 89 33 29 10 
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Karrukh  4   

Koh-e-Zore* k.A. k.A. k.A. k.A. 

Kohsan 1 9 1 4 

Kushk 1 11  4 

Kushk-i-Koh  7  3 

Obe  23  7 

Pashtun Zarghun 13 23 1 3 

Poshtko* k.A. k.A. k.A. k.A. 

Shindand 17 61 2 13 

Zawol* k.A. k.A. k.A. k.A. 

Zendahjan 1 3  1 

Zerko* k.A. k.A. k.A. k.A. 

Insg. 139 229 43 61 

*temporäre Distrikte; sicherheitsrelevante Vorfälle in diesen Distrikten werden dem Distrikt Shindand 

zugerechnet. (ACLED 9.4.2020; ACLED 3.4.2020; GIM o.D.) 

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 400 zivile Opfer (144 Tote und 256 Verletzte) in der Provinz Herat. Dies 

entspricht einer Steigerung von 54% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren improvisierte 

Sprengkörper (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordanschläge), gefolgt von Kämpfen am Boden 

und gezielten Tötungen (UNAMA 2.2020). 

In der Provinz Herat kommt es regelmäßig zu militärischen Operationen (KP 16.6.2019; vgl. KP 28.9.2019, KP 

29.6.2019, KP 17.6.2019, 21.5.2019). Unter anderem kam es dabei auch zu Luftangriffen durch die afghanischen 

Sicherheitskräfte (KP 16.6.2019; vgl. AN 23.6.2019). In manchen Fällen wurden bei Drohnenangriffen 

Talibanaufständische und ihre Führer getötet (AN 23.6.2019; vgl. KP 17.12.2018; KP 25.12.2018). Der volatilste 

Distrikt von Herat ist  Shindand. Dort kommt es zu gewalttätigen Zusammenstößen zwischen rivalisierenden 

Taliban-Fraktionen, wie auch zwischen den Taliban und regierungsfreundlichen Kräften (NYTM 12.12.2018; AJ 

7.12.2018; AN 30.11.2018; KP 28.4.2018; VoA 13.4.2018). Regierungskräfte führten beispielsweise im Dezember 

2018 (KP 17.12.2018) und Januar 2019 Operationen in Shindand durch (KP 26.1.2019). Obe ist neben Shindand 
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ein weiterer unsicherer Distrikt in Herat (TN 8.9.2018). Im Dezember 2018 wurde berichtet, dass die Kontrolle 

über Obe derzeit nicht statisch ist, sondern sich täglich ändert und sich in einer Pattsituation befindet (AAN 

9.12.2018). Im Juni 2019 griffen die Aufständischen beispielsweise mehrere Posten der Polizei im Distrikt an (AT 

2.6.2019; vgl. PAJ 13.6.2019) und die Sicherheitskräfte führten zum Beispiel Anfang Juli 2019 in Obe Operationen 

durch (XI 11.7.2019). Außerdem kommt es in unterschiedlichen Distrikten immer wieder zu bewaffneten 

Zusammenstößen zwischen Taliban und Sicherheitskräften (KP 5.7.2019; vgl. PAJ 30.6.2019) wie z.B in den 

Distrikten Adraskan, Fersi, Kushk-i-Kohna, Obe, Rabat Sangi, Shindand und Zawol (PAJ 30.6.2019).   

Auf der Autobahn zwischen Kabul und Herat sowie Herat und Farah werden Reisende immer wieder von Taliban 

angehalten; diese fordern von Händlern und anderen Reisenden Schutzgelder (ST 14.12.2018). 

Anmerkung: Weitere Informationen zu Herat – u.a. zur Sicherheitslage – können der Analyse der 

Staatendokumentation „Afghanistan - Informationen zu sozioökonomischen Faktoren in der Provinz Herat“ vom 

13.6.2019 entnommen werden (BFA 13.6.2019). 
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4. Erreichbarkeit 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor für Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten 

Infrastrukturinvestitionen und -optimierungen (TD 5.12.2017). Seit dem Fall der Taliban wurde das afghanische 

Verkehrswesen in städtischen und ländlichen Gebieten grundlegend erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung 

der „Ring Road“, welche Zentrum und Peripherie des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarländern 

verbindet (TD 26.1.2018). Investitionen in ein integriertes Verkehrsnetzwerk werden systematisch geplant und 

umgesetzt. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im Bereich des Schienenverkehrs und im Straßenbau 

(z.B. Vervollständigung und Instandhaltung der Kabul Ring Road, des Salang-Tunnels, des Lapis Lazuli Korridors 

etc.) (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. TD 5.12.2017), aber auch Investitionen aus dem Ausland zur 

Verbesserung und zum Ausbau des Straßennetzes und der Verkehrswege (BFA Staatendokumentation 4.2018; 

vgl. TN 18.6.2018; SIGAR 15.7.2018, TET 13.12.2018, TD 26.1.2018, TD 8.1.2019, TN 25.5.2019, CWO 26.8.2019). 

Jährlich sterben Hunderte von Menschen bei Verkehrsunfällen auf Autobahnen im ganzen Land – vor allem durch 

unbefestigte Straßen, überhöhte Geschwindigkeit und Unachtsamkeit (KT 17.2.2017; vgl. GIZ 7.2019, IWPR 

26.3.2018). Die Präsenz von Aufständischen, Zusammenstöße zwischen diesen und den afghanischen 

Sicherheitskräften, sowie die Gefahr von Straßenraub und Entführungen entlang einiger Straßenabschnitte 

beeinflussen die Sicherheit auf den afghanischen Straßen. Einige Beispiele dafür sind die Straßenabschnitte 

Kabul-Kandahar (TN 15.8.2018; vgl. ST 24.4.2019), Herat-Kandahar (PAJ News 5.1.2019), Kunduz-Takhhar (KP 

20.8.2018; vgl. CBS News 20.8.2019) und Ghazni-Paktika (AAN 30.12.2019). 
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Ring Road 

 

(TD 5.12.2017) 

Die Ring Road, auch bekannt als Highway One, ist eine Straße, die das Landesinnere ringförmig umgibt (HP 

9.10.2015; vgl. FES 2015). Die afghanische Ring Road ist Teil eines Autobahnprojekts von 3.360 km Länge, das 16 

Provinzen mit den größten Städten Afghanistans, Kabul, Mazar, Herat, Ghazni und Jalalabad, verbinden soll (TN 

9.12.2017). Sie verbindet außerdem Kabul mit den vier bedeutendsten Provinzhauptstädten Herat, Kandahar 

City, Jalalabad und Mazar-e Sharif (USAID 2014; vgl. TG 22.10.2014, BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Trotz der Ankündigung von Präsident Ghani aus dem Jahr 2015, die Ring Road in neun Monaten fertigzustellen, 

sind einzelne Teilstücke weiterhin unbefestigt, darunter ein ca. 150 km langes Teilstück zwischen Badghis und 

Faryab (Sigar 15.7.2018). Die asiatische Entwicklungsbank (Asian Development Bank – ADB, Anm.) genehmigte 

150 Millionen USD, um die Kabul Ring Road fertigzustellen. Die fehlenden 151 Kilometer sollen künftig den 

Distrikt Qaisar (Provinz Faryab, Anm.) mit Dar-e Bum (Provinz Badghis, Anm.) verbinden; dieses Straßenstück ist 

der letzte Teil der 2.200 km langen Straße. Mittlerweile leben mehr als 80% der Afghanen weniger als 50 km von 

der Ring Road entfernt. Die Autobahn wird in diesem Projekt außerdem mit einem Entwässerungssystem 

ausgestattet sowie auch mit weiteren modernen Sicherheitsfunktionen. Durch das Ring Road-Projekt sollen 

regionale Verbindungen erleichtert und die Qualität der Transportdienste verbessert werden (BFA 

Staatendokumentation 4.2018; vgl. PAJ 17.12.2017). 

Autobahnabschnitt Kandahar - Kabul - Herat 

Die afghanische „Ring Road“ verbindet große afghanische Städte wie Herat, Kandahar, Mazar-e Sharif und Kabul 

(TD 12.4.2018). Sie erstreckt sich südlich von Kabul und ist die Hauptverbindung zwischen der Hauptstadt und 

der großen südlichen Stadt Kandahar (REU 13.10.2015). Der Kandahar-Kabul-Teil der Ring Road erstreckt sich 
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vom östlichen und südöstlichen Teil Kandahars über die Provinz Zabul nach Ghazni in Richtung Kabul, während 

die Ring Road westlich von Kandahar nach Gereshk in Helmand und Delaram in Nimroz verläuft (ISW o.D.). 

Der Abschnitt zwischen Kabul und Herat beträgt 1.400 km (IWPR 26.3.2018). Die an die Ring-Road anknüpfende 

218 km lange Zaranj-Dilram-Autobahn (Provinz Nimroz, Anm.), auch „Route 606“ genannt, soll zukünftig 

Afghanistan mit Chabahar im Iran verbinden (AD 15.8.2017; vgl. TET 9.8.2017, TD 24.5.2017). 

Anrainer beschweren sich über den schlechten Zustand des Abschnitts Kandahar-Kabul-Herat (TN 14.3.2018). 

Ursachen dafür sind die mangelnde Instandhaltung und ständige Angriffe durch Aufständische (IWPR 26.3.2018). 

Autobahnabschnitt Baghlan-Balkh 

Die Baghlan-Balkh-Autobahn ist Teil der Ring Road und verbindet den Norden mit dem Westen des Landes. Sie 

gilt als eine unabdingbare Transitroute zwischen der Hauptstadt der Provinz Baghlan, Pul-e Khumri, und den 

nordwestlichen Provinzen Samangan, Balkh, Jawjzan, Sar-e Pul und Faryab (AAN 15.8.2016). 

Salang Tunnel/Salang Korridor 

Der Salang-Korridor gilt als Vorzeigeobjekt des Kalten Krieges und wurde im Jahr 1964 zum ersten Mal eröffnet 

(TD 21.10.2015). Er ist die einzige direkte Verbindung zwischen der Hauptstadt Kabul und dem Norden des 

Landes (WP 22.1.2018; TD 21.10.2015). Der Salang-Tunnel ist 2.7 km (1.7 Meilen) lang und wurde für den 

täglichen Verkehr von 1.000 bis 2.000 Fahrzeugen gebaut. Heute befahren ihn jedoch täglich über 10.000 

Transportmittel, was den Bedarf an Instandhaltungsarbeiten erhöht (WP 22.1.2018). Durch das von der 

Weltbank finanzierte Trans-Hindukush Road Connectivity Project soll bis 2022 u.a. der Salang-Korridor dank einer 

Förderung von 55 Millionen USD renoviert werden (TWB o.D.; vgl. TN 1.9.2018, RW 6.7.2017). In Juni 2018 

kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeiten (Ministry of Public Works – MoPW) an, dass die technischen 

und geologischen Untersuchungen sowie der Entwurf des neuen Salang-Tunnels gegen Ende 2019 abgeschlossen 

sein werden (TN 18.6.2018). Im September kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeit an, dass die Arbeiten 

an den ersten 10 km des Salang-Passes begonnen hätten (TN 1.9.2018). 

Weitere Autobahnen 

Gardez - Khost-Autobahn (NH08) 

Die Gardez-Khost-Autobahn, auch „G-K-Autobahn“ genannt, ist 101,2 km lang (USAID 7.11.2016; vgl. PAJ 

15.12.2015) und verbindet die Provinzhauptstadt der Provinz Paktia, Gardez, mit Khost City, der 

Provinzhauptstadt von Khost (PAJ 15.12.2015). Sie verbindet aber auch Ostafghanistan mit der Ghulam-Khan-

Autobahn in Pakistan. Mitte Dezember 2015 wurde die sanierte Gardez-Khost Autobahn eröffnet. Ebenso 

wurden 410 kleine Brücken und 25 km Schutzwände auf dieser Autobahn errichtet (PAJ 15.12.2015; vgl. USAID 

7.11.2016). 

Grand Trunk Road - Autobahnabschnitt Jalalabad-Peshawar / Pak-Afghan-Highway 

Die Grand Trunk Road, auch bekannt als „G.T. Road“, ist die älteste, längste und bekannteste Straße des indischen 

Subkontinentes (GS o.D.; vgl. Doaks o.D., Dawn 30.12.2018; EIPB 2006). Die über 2.500 km lange Route beginnt 
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in der bangladeschischen Stadt Chittagong, verläuft über Delhi in Indien, Lahore und Peshawar in Pakistan, den 

Khyber Pass an der afghanisch-pakistanischen Grenze und endet in Kabul (Samaa 9.8.2017; vgl. Scroll 4.5.2018, 

EIPB 2006). Der Khyber-Pass erstreckt sich über 53 km durch das Safed-Koh-Gebirge und ist eine der wichtigsten 

Verbindungen zwischen Afghanistan und Pakistan; er verbindet Kabul mit Peshawar (EB 30.3.2017; vgl. BL o.D., 

NG o.D.). 

Die Torkham-Peshawar Autobahn verbindet Jalalabad mit Peshawar in Pakistan, über die afghanische Grenzstadt 

Torkham in der Provinz Nangarhar. Sie ist eine der am stärksten befahrenen Straßen Afghanistans. Der 

afghanische Teil der Straße besteht aus zwei Abschnitten: der 76 km langen Torkham-Jalalabad-Straße und die 

Jalalabad-Kabul-Verbindung, die sich über 155 km erstreckt (ET 27.10.2016). Die Straße, die auch als „Pak-Afghan 

Highway“ bekannt ist, wird als Wirtschaftsroute zwischen Pakistan, Afghanistan, Usbekistan, Tadschikistan und 

den südasiatischen Ländern genutzt (ET 7.3.2016; vgl. PAJ 28.8.2015, PCQ o.D.). 

 

Autobahnabschnitte Kabul-Bamyan und Bamyan-Mazar-e Sharif 

Am 29.8.2016 wurde die Straße Kabul-Bamyan eingeweiht. Das von der italienischen Agentur für Entwicklung 

finanzierte Straßenprojekt sollte die Verbindung zwischen Kabul und Bamyan erleichtern und den 

wirtschaftlichen Aufschwung in der Region fördern. Durch die neu errichtete Straße beträgt die Reisezeit von 

Kabul nach Bamyan zweieinhalb Stunden (Farnesina 29.8.2016). 

Ausgeführt durch ein chinesisches Unternehmen, wurde der Startschuss zur Weiterführung des Projektes „Dare-

e-Sof and Yakawlang Road“ gegeben. In der ersten, bereits beendeten Phase, wurde Mazar-e Sharif mit dem 

Distrikt Yakawlang in der Provinz Bamyan durch eine Straße verbunden. Der zweite Teil dieses Projektes, eine 

178 km lange Straße, die durch mehr als 37 Dörfer verlaufen soll, wird den Distrikt Dare-e-Sof in der Provinz 

Samangan mit dem Distrikt Yakawlang verbinden; angedacht ist eine dritte Phase – dabei sollen die Provinzen 

Bamyan und Kandahar durch eine 550 km lange Straße verbunden werden (XI 9.1.2017). Im September 2018 

wurde ein Projekt zur Instandhaltung von 45 km Straße von Yakawlang nach Sighnan in der Provinz Bamiyan 

unterzeichnet (PAJ 4.9.2018). 

Kabul Ring Road 

Mitte September 2017 gewährte die islamische Entwicklungsbank (IDB) der afghanischen Regierung ein 

langfristiges Darlehen im Wert von 74 Millionen USD zum Bau der Kabul-Ring-Road, die sich über eine Strecke 

von 95 km erstrecken wird; die Straße soll innerhalb von fünf Jahren gebaut werden (TKT 25.9.2017). Im August 

2019 kündigte der Saudi Fond für Entwicklung (Saudi Fund for Development – SFD, Anm.) an, 48 Millionen USD 

in ein Projekt betreffend die Ring Road in Kabul zu investieren (CWO 26.8.2019). 

Transportwesen 

Das Transportwesen in Afghanistan gilt als „verhältnismäßig gut“. Es gibt einige regelmäßige Busverbindungen 

innerhalb Kabuls und in die wichtigsten Großstädte Afghanistans (IE o.D.). Die Kernfrage bleibt nach wie vor die 

Sicherheit (IWPR 26.3.2018). Es existieren einige nationale Busunternehmen, welche Mazar-e Sharif, Kabul, 
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Herat, Jalalabad und Bamiyan miteinander verbinden; Beispiele dafür sind Bazarak Panjshir, Herat Bus, Khawak 

Panjshir, Ahmad Shah Baba Abdali (vertrauliche Quelle 14.5.2018; vgl. IWPR 26.3.2018). 

Aus Bequemlichkeit bevorzugen Reisende, die es sich leisten können, die Nutzung von Gemeinschaftstaxis nach 

Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan (vertrauliche Quelle 14.5.2018). Der folgenden Tabelle 

können die Preise für besagte Reiseziele entnommen werden: 

Distanz Preis 

Kabul - Mazar 1.500 AFN – 1.700 AFN 

Mazar – Herat ca. 2.800 AFN (keine direkte Verbindung) 

Kabul - Jalalabad ca. 800 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Beispiele für Busverbindungen 

Kabul-Stadt 

Der Mangel an Bussen insbesondere während der Stoßzeit in Kabul-Stadt ist eine Herausforderung für die 

afghanische Regierung. Im Laufe der Jahre wurde versucht, dieses Problem zu lösen, indem Indien dem 

Transportsystem in Kabul hunderte Busse zur Verfügung stellte (TD 8.1.2019). Auch wird gemäß Aussagen des 

Bürgermeisters von Kabul ein Projekt zur Einrichtung eines Metro-Bus-Dienstes, auch Bus Rapid Transit genannt, 

in Kabul-Stadt geplant. Die erste Strecke soll 8 km abdecken und Deh Afghana mit Sara-e-Shamali verbinden, 

während die zweite Route vom Baraki Platz bis Deh Afghana über Kote Sangi und Deh Mazang verlaufen soll. 

Insgesamt sollen 111 km innerhalb der Stadt durch den Metro-Bus-Dienst abgedeckt werden (KP 12.9.2017; vgl. 

TN 15.6.2017). Im Juli 2018 gab ein Sprecher der Stadt Kabul an, dass die Planungsphase des Projektes bald 

beendet würde und es zu Verzögerungen gekommen sei (TN 8.7.2018). 

Mazar-e Sharif 

Es gibt einige Busverbindungen zwischen Mazar-e Sharif und Kabul. Bis zu 50 unterschiedliche Unternehmen 

bieten 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche, Fahrten von und nach Kabul an. Ausführende 

Busunternehmen sind beispielsweise Bazarak Panjshir Bus, Hesarak Panjshir Bus, Jawid Bus, Khorshid Bus und 

Jabal Seraj Bus. Die Preise pro Passagier liegen zwischen 400 und 1.000 Afghani und hängen stark vom Komfort 

im Bus ab. So kann man zum Beispiel in einem Bus der Marke Mercedes Benz mit Toiletten, Kühlschränken und 

Internet reisen. Busreisen gelten als relativ günstig (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Ahmad Shah Baba Abdali Bus Service 

Gemäß einem Sprecher des Verkehrsministeriums gehörte das Busunternehmen Ahmad Shah Baba Abdali im 

Jahr 2017 zu den führenden Transportunternehmen des Landes. In den letzten Jahren war das Busunternehmen 
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in zahlreiche Verkehrsunfälle auf der Kandahar-Kabul-Herat-Route involviert. Einem Bericht von IWPR zufolge 

wurden von verschiedenen Quellen zu hohe Geschwindigkeit, Drogenkonsum der Fahrer, Angst vor Angriffen 

und die schlechten Straßenbedingungen als Gründe für die hohe Anzahl an Verkehrsunfällen angeführt (IWPR 

26.3.2018). Laut einem offiziellen Vertreter der Firma ist Ahmad Shah Baba Abdali das größte Busunternehmen 

Afghanistans. Die Busse dieser Firma transportieren Passagiere von Kandahar nach Kabul, Helmand, Nimroz, 

Herat und in andere Provinzen (PAJ 18.3.2015). 

Beispiele für Buspreise 

Distanz Preis 

Kabul - Mazar 400 AFN – 600 AFN 

Mazar – Herat 1.500 AFN – 2.000 AFN (keine direkte Verbindung; zuerst Mazar – Kabul und dann 
Kabul – Herat z.B.) 

Kabul - Jalalabad 300 AFN – 600 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.000 AFN – 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Flugverbindungen 

Der folgenden Karte können Informationen über aktive Militär-, Regional- und internationale Flughäfen in den 

verschiedenen Städten Afghanistans entnommen werden. 

Anmerkung der Staatendokumentation: Zu beachten ist, dass es innerhalb von kurzer Zeit zu Änderungen der 

Flugverbindungen kommen kann und in der Karte ausschließlich jene Flughäfen eingetragen sind, die laut Quellen 

am 4.11.2019 Linienverbindungen für Passagiere oder eine geplante Flugbewegung im Zeitraum bis sieben Tage 

nach der Abfrage aufwiesen. 

(BFA Staatendokumentation 20.3.2020, Flughafenkarte; vgl. Migrationsverket 4.5.2018) 

Die im folgenden Abschnitt beispielhaft angeführten Flugverbindungen basieren auf Online-Flugplänen, auf die 

über eine Tracking-Site (Flightradar 24) zugegriffen wurde und betreffen den Zeitraum von 30.8.2019 bis 

4.11.2019. Es ist möglich, dass zu einem späteren Zeitpunkt Destinationen bzw. Flüge hinzukommen oder hier 

angeführte wegfallen. 

Internationale Flughäfen in Afghanistan 

In Afghanistan gibt es insgesamt vier internationale Flughäfen; alle vier werden für militärische und zivile 

Flugdienste genutzt (Migrationsverket 23.1.2018). Trotz jahrelanger Konflikte verzeichnet die afghanische 

Luftfahrtindustrie einen Anstieg in der Zahl ihrer wettbewerbsfähigen Flugrouten. Daraus folgt ein erleichterter 

Zugang zu Flügen für die afghanische Bevölkerung. Die heimischen Flugdienste sehen sich mit einer wachsenden 

Konkurrenz durch verschiedene Flugunternehmen konfrontiert. Flugrouten wie Kabul – Herat und Kabul – 
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Kandahar, die früher ausschließlich von Ariana Afghan Airlines angeboten wurden, werden nun auch von 

internationalen Fluggesellschaften abgedeckt (AG 3.11.2017). 

Internationaler Flughafen Kabul 

Der Flughafen der afghanischen Hauptstadt Kabul ist ein internationaler Flughafen (TN 18.12.2017; vgl. HKA 

o.D.). Ehemals bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde er im Jahr 2014 in „Internationaler Flughafen 

Hamid Karzai“ umbenannt. Er liegt 16 km außerhalb des Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren wurde 

der Flughafen erweitert und modernisiert. Ein neues internationales Terminal wurde hinzugefügt und das alte 

Terminal wird nun für nationale Flüge benutzt (HKA o.D.). 

Folgende internationale Airlines fliegen nach Kabul: Turkish Airlines aus Istanbul, Silk Way Airlines aus Baku, 

Emirates und Flydubai aus Dubai, Air Arabia aus Sharjah, Mahan Air aus Teheran und Emirates aus Hong Kong 

(Flightradar 24 4.11.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Kabul international aus Istanbul, Ankara, Medina, 

Dubai, Urumqi, Dushambe an (Flightradar 24 4.11.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kabul (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den Flughäfen von 

Kandahar, Bost (Helmand, nahe Lashkargah), Zaranj, Farah, Herat, Mazar-e Sharif, Maimana, Bamian, Faizabad, 

Chighcheran und Tarinkot (Flightradar 24 4.11.2019). 

Internationaler Flughafen Mazar-e Sharif 

Im Jahr 2013 wurde der internationale Maulana Jalaluddin Balkhi Flughafen in Mazar-e Sharif, der Hauptstadt 

der Provinz Balkh, eröffnet (PAJ 9.6.2013). Nachdem der Flughafen Mazar-e Sharif derzeit die Anforderungen 

eines erhöhten Personen- und Frachtverkehrsaufkommens nicht erfüllt, ist es notwendig, den Flughafen nach 

internationalen Standards auszubauen, inklusive entsprechender Einrichtungen der Luftraumüberwachung und 

der Flugverkehrskontrolle. Die afghanische Regierung will dieses Projekt gemeinsam mit der deutschen 

Bundesregierung und finanzieller Unterstützung des ADFD (Abu Dhabi Fund for Development) angehen. 

Langfristig soll der Flughafen als internationaler Verkehrsknotenpunkt zwischen Europa und Asien die 

wirtschaftliche Entwicklung der Region entscheidend verbessern (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Folgende internationale Airline fliegt nach Maza-e Sharif: Turkish Airlines aus Istanbul (Flightradar 4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international aus Moskau, Jeddah 

und Medina an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Mazar-e Sharif (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den 

Flughäfen von Kabul und Maimana (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Kandahar 

Der internationale Flughafen Kandahar befindet sich 16 km von Kandahar-Stadt entfernt und ist einer der 

größten Flughäfen des Landes (MB o.D.). Er hat 37 Stellplätze für insgesamt 250 Flugzeuge (PAJ 3.6.2015). Ein 
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Teil des Flughafens steht den internationalen Streitkräften zur Verfügung. Eine separate Militärbasis für einen 

Teil des afghanischen Heeres ist dort ebenso zu finden, wie Gebäude für Firmen (PAJ 3.6.2015; LCA 5.1.2018). 

Folgende internationale Airline fliegt nach Kandahar: Tsaradia aus Delhi (Flightradar 4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international aus Delhi, Jeddah und 

Dubai an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kandahar (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zum Flughafen 

nach Kabul (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Herat 

Der internationale Flughafen Herat befindet sich 10 km von der Provinzhauptstadt Herat entfernt. Der Flughafen 

wird u.a. von den Sicherheitskräften der ISAF benutzt, die einen Stützpunkt neben dem Flughafen haben. 2011 

wurde ein neues Terminal mit Finanzierung der italienischen Regierung errichtet (HIA o.D.; ACAA o.D). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Herat international aus Medina und Delhi an 

(Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Herat (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den Flughäfen 

nach Kabul, Farah und Chighcheran (Flightradar 4.11.10.2019). 

Zugverbindungen 

In Afghanistan existieren insgesamt drei Zugverbindungen: Eine Linie verläuft entlang der nördlichen Grenze zu 

Usbekistan (von Hairatan nach Mazar-e Sharif, Anm.) und zwei kurze Strecken verbinden Serhetabat in 

Turkmenistan mit Torghundi (in der Provinz Herat, Anm.) und Aqina (in der Provinz Faryab, Anm.) in Afghanistan 

(RoA 25.2.2018; vgl. RoA o.D., RFE/RL 29.11.2016; vgl. vertrauliche Quelle 16.5.2018). Alle drei Zugverbindungen 

sind für den Transport von Fracht gedacht, wobei sie prinzipiell auch Passagiere transportieren könnten 

(vertrauliche Quelle 16.5.2018). Die afghanischen Machthaber lehnten lange Zeit den Bau von Eisenbahnen in 

Afghanistan ab, aus Angst, ausländische Mächte könnten ihre Unabhängigkeit gefährden (RoA o.D.). 

Im Laufe der letzten Jahre fanden verschiedene Treffen zwischen Repräsentanten Afghanistans und seiner 

Nachbarstaaten u.a. zur Förderung und Vertiefung bestehender Projekte zur Implementierung von 

Zugverbindungen wie dem Five-Nation Railway Corridor und dem Afghanistan Rail Network statt (TD 26.1.2018). 

Das Five-Nation Railway Corridor Projekt soll China mit dem Iran verbinden und Kirgisistan, Tadschikistan und 

Afghanistan über eine Länge von insgesamt 2.100 km durchqueren. Mehr als 1.000 km des Eisenbahnkorridors 

werden durch die afghanischen Provinzen Herat, Badghis, Faryab, Jawzjan, Balkh und Kunduz verlaufen (TN 

14.2.2018). Der Afghanistan Rail Network Plan (ANRP) hat das Ziel, den Transport in den Bereichen 

Landwirtschaft, Fertigung, Bergbau und anderen Branchen zu fördern. Die Bauarbeiten zur Errichtung einer 

Eisenbahnverbindung zwischen der iranischen Stadt Khaf und dem afghanischen Herat sind im Gange (RoA 

23.1.2018; vgl. ID 11.4.2018). Im November 2017 wurde zwischen Afghanistan und weiteren fünf Staaten das 

sogenannte Lapislazuli-Korridor-Abkommen unterzeichnet, das u.a. den Bau von Eisenbahnverbindungen im 
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Land vorsieht (SIGAR 4.2018). Der Lapis Lazuli Korridor, der Straßen, Eisenbahn- und Seewege umfasst, die von 

Afghanistan nach Turkmenistan, Aserbaidschan und Georgien führen, bevor sie das Schwarze Meer in die Türkei 

und schließlich nach Europa überqueren, wurde im Dezember 2018 eröffnet (CGTN 14.12.2018). 

Ein weiteres Projekt das „China-India-Plus“ hat das Ziel, mithilfe von Indien und China die Eisenbahnverbindung 

zwischen Afghanistan und Usbekistan auszubauen. Das Ziel für Usbekistan ist es hierbei, über Afghanistan und 

Iran Zugang zum persischen Golf zu erhalten (CGTN 10.10.2018; vgl. Indian Today 16.10.2018). 
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5. Sicherheitsbehörden 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Die afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte (ANDSF – Afghan National Defense and 

Security Forces) umfassen militärische, polizeiliche und andere Sicherheitskräfte (CIA 13.5.2019). 

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium (Afghanistan’s 

Ministry of Interior - MoI), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der afghanische 

Geheimdienst (NDS). Das Innenministerium ist primär für die interne Ordnung zuständig, dazu zählt auch die ANP 

(Afghan National Police) und die ALP (Afghan Local Police). Die ANA untersteht dem Verteidigungsministerium 

und ist für die externe Sicherheit zuständig, ihre primäre Aufgabe ist jedoch die Bekämpfung der Aufständischen 

innerhalb Afghanistans. Das National Directorate of Security (NDS) fungiert als Geheimdienst und ist auch für die 

Untersuchung von Kriminalfällen zuständig, welche die nationale Sicherheit betreffen. Die Ermittlungsabteilung 

des NDS betreibt ein Untersuchungsgefängnis in Kabul (USDOS 11.3.2020). Die afghanischen Sicherheitskräfte 

werden teilweise von US-amerikanische bzw. Koalitionskräfte unterstützt (USDOD 12.2018). 

Die autorisierte Truppenstärke der ANDSF wird mit 382.000 beziffert. Die autorisierte Stärke des MoD beträgt 

227.103 Mann, während die autorisierte Stärke des MoI 154.626 beträgt. Die ALP zählt mit einer Stärke von 

30.000 Leuten als eigenständige Einheit (USDOD 12.2019). Die zugewiesene (tatsächliche) Truppenstärke der 

ANDSF soll jedoch nur 272,807 betragen. Die Truppenstärke ist somit seit dem Beginn der RS-Mission im Jänner 

2015 stetig gesunken. Der Rückgang an Personal wird allerdings auf die Einführung eines neuen Systems zur 
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Gehaltsauszahlung zurückgeführt, welches die Zahlung von Gehältern an nichtexistierende Soldaten verhindern 

soll (SIGAR 30.1.2010; vgl. SIGAR 30.7.2019; NYT 12.8.2019). Gewisse Daten wie z.B. die Truppenstärke einzelner 

Einheiten werden teilweise nicht mehr publiziert (USDOD 30.1.2020). 

Die Anzahl der in der ANDSF dienenden Frauen hat sich erhöht (USDOD 12.2019). Nichtsdestotrotz bestehen 

nach wie vor strukturelle und kulturelle Herausforderungen, um Frauen in die ANDSF und die afghanische 

Gesellschaft zu integrieren (USDOD 6.2019). Die derzeitige Anzahl an Frauen, die in der ANA und der ANP dienen, 

beträgt etwa 4.484 sowie 432 Frauen, die in zivilen Bereichen tätig sind (USDOD 12.2019). 

Afghanische Nationalarmee (ANA) 

Die ANA ist für die externe Sicherheit verantwortlich, dennoch besteht ihre Hauptaufgabe darin, den Aufstand im 

Land zu bekämpfen (USDOS 11.3.2020). Das Verteidigungsministerium hat die Stärke der ANA mit 227.103 

autorisiert (USDOD 12.2019). Soldaten, die zu Vertragsende ihren Dienst verlassen, sind etwa für ein Viertel der 

monatlichen Ausfallsquoten verantwortlich; während Verluste durch Gefechte nur einen kleinen Prozentsatz der 

monatlichen Ausfallsquoten ausmachen. Auch glich bei der ANA die Rate der Rekrutierungen die Ausfallsrate aus 

(USDOD 12.2019). 

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP) 

Die ANP gewährleistet die zivile Ordnung und bekämpft Korruption sowie die Produktion und den Schmuggel 

von Drogen. Auch ist sie verantwortlich für die Sicherheit Einzelner und der Gemeinschaft sowie auch dem Schutz 

gesetzlicher Rechte und Freiheiten. Der Fokus der ANP liegt derzeit in der Bekämpfung von Aufständischen 

gemeinsam mit der ANA, jedoch ist es nach wie vor das Langzeitziel der ANP, sich in einen traditionellen 

Polizeiapparat zu verwandeln (USDOD 12.2019). 

Dem Innenministerium (MoI) unterstehen die vier Teileinheiten der ANP: Afghanische Uniformierte Polizei (AUP), 

Polizei für Öffentliche Sicherheit (PSP, beinhaltet Teile der ehemaligen Afghanischen Polizei für Nationale Zivile 

Ordnung, ANCOP), Afghan Border Police (ABP), Kriminalpolizei (AACP), Afghan Local Police (ALP), und Afghan 

Public Protection Force (APPF). Das Innenministerium beaufsichtigt darüber hinaus drei Spezialeinheiten des 

Polizeigeneralkommandanten (GCPSU), sowie die Polizei zur Drogenbekämpfung (CNPA) (USDOD 12.2019). Der 

autorisierte Personalstand der ANP beträgt 124,626 (USDOD 12.2019). 

Die ALP wird ausschließlich durch die USA finanziert (USDOD 12.2019). Die ANP rekrutiert lokal vor Ort in einer 

der 34 Rekrutierungsstationen in den Provinzen. Die neuen Rekruten werden zur Polizeiausbildung in eines der 

zehn regionalen Ausbildungszentren entsandt. Die Polizeiausbildung besteht im Allgemeinen aus einem 8- bis 12-

wöchigen Ausbildungskurs. Neben der elementaren Polizeiausbildung mangelt es der ANP an einem 

institutionalisierten Programm zur Entwicklung von Führungskräften – sowohl auf Distrikt-, als auch auf lokaler 

Ebene (USDOD 12.2019). Die ALP untersteht dem Innenministerium, der Personalstand wird jedoch nicht den 

ANDSF zugerechnet (SIGAR 30.4.2019). Die Stärke der ALP, deren Mitglieder auch als „Guardians“ bezeichnet 

werden, auf rund 30.000 Mann stark geschätzt (USDOD 12.2019). Derzeit dienen etwa 3.077 Frauen (jene, die 

registriert sind und Anspruch auf ein Grundgehalt haben) in der ANP, wobei 8.898 Stellen für Frauen zur 

Verfügung stehen. Eine Rekrutierungskampagne, die sich auf den Zuwachs weiblicher Rekruten konzentrierte, 

führte zu positiven Ergebnissen. Zwischen Juni und September 2019 traten zusätzlich 138 Frauen ihren Dienst bei 

der ANP an (USDOD 12.2019). 
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Resolute Support Mission 

Die „Resolute Support Mission“ ist eine von der NATO geführte Mission, die mit 1.1.2015 ins Leben gerufen 

wurde. Hauptsächlich konzentriert sie sich auf Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstützungsaktivitäten auf 

ministerieller und Behördenebene sowie in höheren Rängen der Armee und Polizei. Die Personalstärke der 

Resolute Support Mission beträgt 16.000 Mann (durch 39 NATO-Mitglieder und andere Partner). Das 

Hauptquartier befindet sich in Kabul/Bagram mit vier weiteren Niederlassungen in Mazar-e-Sharif im Norden, 

Herat im Westen, Kandahar im Süden und Laghman im Osten (NATO 18.7.2018). 
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 AIHRC – Afghanistan Independent Human Rights Commission (9.12.2017): Situation of Women Employed in 
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https://www.nytimes.com/2019/08/12/world/asia/afghanistan-army-taliban.html?te=1&nl=at-

war&emc=edit_war_20190816?campaign_id=88&instance_id=11673&segment_id=16217&user_id=c26467

22e397752b2845daca43e5de3f&regi_id=93379395, Zugriff 10.9.2019 

 OFPRA - Office Français de Protection des Réfugiés et Apatrides(11.1.2018): Le National Directorate of Security 

(NDS), S 6, https://www.ofpra.gouv.fr/sites/default/files/atoms/files/3.didr_afghanistan_le national_ 

directorate_of_security_nds_ofpra_11012018.pdf, Zugriff 23.5.2019 

 SIGAR – Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction (30.4.2019): Quarterly Report to the United 

States Congress, https://www.ecoi.net/en/file/local/2008013/2019-04-30qr.pdf, Zugriff 23.5.2019 

 SIGAR – Special Inspector General for Afghanistan Reconstruction (30.7.2019): Quarterly Report to the United 

States Congress, https://www.sigar.mil/pdf/quarterlyreports/2019-07-30qr.pdf, Zugriff 5.8.2019 

 USDOD – United States Department of Defense (12.2019): Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

https://media.defense.gov/2020/Jan/23/2002238296/-1/-1/1/1225-REPORT-DECEMBER-2019.PDF, Zugriff 

2.4.2020 

 USDOD – US Department of Defense (12.2018): Enhancing security and stability in Afghanistan, 

https://media.defense.gov/2018/Dec/20/2002075158/-1/-1/1/1225-REPORT-DECEMBER-2018.PDF, Zugriff 

23.5.2019 
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 USDOS – US Department of State (11.3.2020): Country Report on Human Rights Practices 2019 – 

Afghanistan, https://www.state.gov/reports/2019-country-reports-on-human-rights-practices/afghanistan/, 

Zugriff 2.4.2020 

6. Wehrdienst und Rekrutierungen durch verschiedene Akteure 

In Afghanistan gibt es keine Wehrpflicht. Das vorgeschriebene Mindestalter für die freiwillige Meldung beträgt 

18 Jahre (CIA 7.5.2019; vgl. AA 2.9.2019). Da die Tätigkeit als Soldat oder Polizist für den großen Teil der jungen 

männlichen Bevölkerung eine der wenigen Verdienstmöglichkeiten darstellt, besteht grundsätzlich kein Anlass 

für Zwangsrekrutierungen zu staatlichen Sicherheitskräften. Soldaten oder Polizisten, die ihre Truppe 

vorübergehend unerlaubt verlassen, um zu ihren Familien zurückzukehren, werden schon aufgrund ihrer sehr 

hohen Zahl nach Rückkehr zu ihrem ursprünglichen Standort wieder in die ANDSF aufgenommen (AA 2.9.2019). 

Gemäß dem afghanischen Militärstrafgesetzbuch (Afghanistan Penal Code on Military Crimes) von 2008 wird eine 

Abwesenheit von mehr als 24 Stunden als unerlaubt definiert (absent without official leave, AWOL) (DFJP/SEM 

31.3.2017). In der Praxis werden Fälle von Desertion in Afghanistan nicht strafrechtlich verfolgt, insbesondere 

wenn die desertierten Personen innerhalb Afghanistans ausgebildet wurden (RA KBL 6.3.2019; vgl. DFJP/SEM 

31.3.2017). Unerlaubtes Fernbleiben vom Dienst, bzw. Desertion wird gemäß Artikel 10 Anhang 1 des 

Militärstrafgesetzbuchs nicht bestraft, wenn die Abwesenheit weniger als ein Jahr dauert. Eine Abwesenheit von 

mehr als einem Jahr kann mit sechs Monaten Freiheitsentzug oder einer Geldstrafe von 20,000 AFN (ca. 237 Euro) 

bestraft werden (RA KBL 6.3.2019). Die permanente Desertion ist mit einer Haftstrafe von zwei bis fünf Jahren 

bedroht. Bei Desertionen während einer Sondermission beträgt die maximale Haftstrafe zwischen fünf und 

fünfzehn Jahren (DFJP/SEM 31.3.2019). 

Für Offiziere, in deren Ausbildung der Staat mehr Ressourcen investiert hat, gelten bei unerlaubter Abwesenheit 

oder Desertion strengere Regeln. Gemäß Artikel 52 des Dienstrechts für Offiziere, Leutnante und Wachtmeister 

werden unerlaubte Abwesenheiten von weniger als 30 Tagen geringfügig bestraft, beispielsweise durch 

Lohnabzug oder andere Disziplinierungsmaßnahmen. Eine unerlaubte Abwesenheit von mehr als 30 Tagen wird 

gemäß dieser Bestimmung strafrechtlich verfolgt (RA KBL 6.3.2019). So müssen Offiziere, die zur Ausbildung ins 

Ausland entsandt wurden und dort verbleiben, mit Strafmaßnahmen rechnen. Die Bestimmungen sehen 

Kompensationszahlungen nach der Rückkehr oder durch einen Bürgen vor (RA KBL 6.3.2019). 

Fahnenflucht kann gemäß Gesetz mit bis zu fünf Jahren Haft, in besonders schweren Fällen mit bis zu 15 Jahren 

Haft bestraft werden. Dem Auswärtigen Amt sind keine Fälle bekannt, in denen es zu einer strafrechtlichen 

Verurteilung oder disziplinarischen Maßnahmen allein wegen Fahnenflucht gekommen ist (AA 2.9.2019). Im Jahr 

2016 wurde ein Soldat wegen Desertion in erster Instanz zu fünfzehn Jahren Haft verurteilt; Berichten zufolge 

wurde dies zu einem Medienfall, was u.a. auf die Seltenheit solcher Verurteilungen hinweist und auf die Absicht 

schließen lässt, ein Exempel zu statuieren (DFJP/SEM 31.3.2017). 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über die asyl- und 

abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 
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 CIA – Central Intelligence Agency (7.5.2019): The World Factbook – Afghanistan, https://www.cia.gov/ 

library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 14.5.2019 https://www.portal-

ito.ro/documents/20181/26954/01_TR_CNRR.IGI+Afghanistan+-+Forced+Recruitment+2016.10_EN.pdf/ 

d373d5e7-56ba-4b1d-86b0-c77419d7fae2?version=1.0, Zugriff 14.5.2019 

 DFJP/SEM - Département fédéral de justice et police / Secrétariat d'État aux migration (31.3.2017): Note 

Afghanistan - Désertion: provisions légales et application, https://www.sem.admin.ch/dam/data/sem/ 

internationales/herkunftslaender/asien-nahost/afg/AFG-desertion-f.pdf, Zugriff 15.5.2019 

 RA KBL – Lokaler Rechtsanwalt in Kabul (6.3.2019): Auskunft per E-Mail 

Rekrutierung durch regierungsfeindliche Gruppierungen 

UNAMA dokumentierte glaubwürdige Vorwürfe über die Rekrutierung von 23 Buben durch regierungsfeindliche 

Gruppen (darunter pakistanische Taliban, afghanische Taliban und IS) im ersten Halbjahr 2018. In einzelnen Fällen 

wurden Kinder insbesondere in den südlichen Provinzen als Selbstmordattentäter, menschliche Schutzschilde 

oder Bombenleger eingesetzt (USDOS 13.3.2019) Obwohl die Taliban eine interne Richtlinie haben, keine Kinder 

zu rekrutieren, gibt es Hinweise auf Kinderrekrutierungen, insbesondere postpubertärer Buben (EASO 6.2018). 

Die Taliban wenden, laut Berichten von NGOs und UN, Täuschung, Geldzusagen, falsche religiöse 

Zusammenhänge oder Zwang an, um Kinder zu Selbstmordattentaten zu bewegen (USDOS 13.3.2019; vgl. EASO 

6.2018, DAI/CNRR 10.2016), teilweise werden die Kinder zum Training nach Pakistan gebracht (EASO 6.2018). 

Taliban 

Es besteht relativer Konsens darüber, wie die Rekrutierung für die Streitkräfte der Taliban erfolgt: sie läuft 

hauptsächlich über bestehende traditionelle Netzwerke und organisierte Aktivitäten im Zusammenhang mit 

religiösen Institutionen. Layha, der Verhaltenskodex der Taliban enthält einige Bestimmungen über verschiedene 

Formen der Einladung sowie Bestimmungen, wie sich die Kader verhalten sollen, um Menschen zu gewinnen und 

Sympathien aufzubauen. Eines der Sonderkomitees der Quetta Schura ist für die Rekrutierung verantwortlich (LI 

29.6.2017). 

In Gebieten, in denen regierungsfeindliche Gruppen Kontrolle ausüben, gibt es eine Vielzahl an Methoden, um 

Kämpfer zu rekrutieren, darunter auch solche, die auf Zwang basieren (DAI/CNRR 10.2016), wobei der Begriff 

Zwangsrekrutierung von Quellen unterschiedlich interpretiert und Informationen zur Rekrutierung 

unterschiedlich kategorisiert werden (LI 29.6.2017). Landinfo versteht Zwang im Zusammenhang mit 

Rekrutierung dahingehend, dass jemand, der sich einer Mobilisierung widersetzt, speziellen Zwangsmaßnahmen 

und Übergriffen (zumeist körperlicher Bestrafung) durch den Rekrutierer ausgesetzt ist. Die Zwangsmaßnahmen 

können auch andere schwerwiegende Maßnahmen beinhalten und gegen Dritte, beispielsweise 

Familienmitglieder, gerichtet sein. Auch wenn jemand keinen Drohungen oder körperlichen Übergriffen 

ausgesetzt ist, können Faktoren wie Armut, kulturelle Gegebenheiten und Ausgrenzung die Unterscheidung 

zwischen freiwilliger und zwangsweiser Beteiligung zum Verschwimmen bringen (LI 29.6.2017). Die Taliban haben 

keinen Mangel an freiwilligen Rekruten und machen nur in Ausnahmefällen von Zwangsrekrutierung Gebrauch. 

Druck und Zwang, den Taliban beizutreten, sind jedoch nicht immer gewalttätig (EASO 6.2018). 
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Sympathisanten der Taliban sind Einzelpersonen und Gruppen, vielfach junge, desillusionierte Männer, deren 

Motive der Wunsch nach Rache und Heldentum gepaart mit religiösen und wirtschaftlichen Gründen sind. Sie 

fühlen sich nicht zwingend den zentralen Werten der Taliban verpflichtet. Die meisten haben das Vertrauen in 

das Staatsbildungsprojekt verloren und glauben nicht länger, dass es möglich ist, ein sicheres und stabiles 

Afghanistan zu schaffen. Viele schließen sich den Aufständischen aus Angst oder Frustration über die Übergriffe 

auf die Zivilbevölkerung an. Armut, Hoffnungslosigkeit und fehlende Zukunftsperspektiven sind die wesentlichen 

Erklärungsgründe (LI 29.6.2017). 

Vor einigen Jahren waren Mittel wie Pamphlete, DVDs und Zeitschriften bis hin zu Radio, Telefon und web-

basierter Verbreitung wichtige Instrumente des Propagandaapparats. Internet und soziale Medien wie Twitter, 

Blogs und Facebook haben sich in den letzten Jahren zu sehr wichtigen Foren und Kanälen für die Verbreitung 

der Botschaft dieser Bewegung entwickelt, sie dienen auch als Instrument für die Anwerbung. Über die sozialen 

Medien können die Taliban mit Sympathisanten und potentiellen Rekruten Kontakt aufnehmen. Die Taliban 

haben verstanden, dass ohne soziale Medien kein Krieg gewonnen werden kann. Sie haben ein umfangreiches 

Kommunikations-und Mediennetzwerk für Propaganda und Rekrutierung aufgebaut. Zusätzlich unternehmen die 

Taliban persönlich und direkt Versuche, die Menschen von ihrer Ideologie und Weltanschauung zu überzeugen, 

damit sie die Bewegung unterstützen. Ein Gutteil dieser Aktivitäten läuft über religiöse Netzwerke (LI 29.6.2017). 

Die Entscheidung, Rekruten zu mobilisieren, wird von den Familienoberhäuptern, Stammesältesten und 

Gemeindevorstehern getroffen. Dadurch wird dies nicht als Zwangsrekrutierung wahrgenommen, da die 

Entscheidungen der Anführer als legitim und akzeptabel gesehen werden. Personen, die sich dem widersetzen, 

gehen ein Risiko ein, dass sie oder ihre Familien bestraft oder getötet werden (DAI/CNRR 10.2016; vgl. EASO 

6.2018), wenngleich die Taliban nachsichtiger als der ISKP seien und lokale Entscheidungen eher akzeptieren 

würden (TST 22.8.2019). 

Quellen haben bestätigt, dass es in Gebieten, die von den Taliban kontrolliert werden oder in denen die Taliban 

stark präsent sind, de facto unmöglich ist, offenen Widerstand gegen die Bewegung zu leisten. Die örtlichen 

Gemeinschaften haben sich der Lokalverwaltung durch die Taliban zu fügen. Oppositionelle sehen sich 

gezwungen, sich äußerst bedeckt zu halten oder das Gebiet zu verlassen. Die Gruppe der Stammesältesten ist 

gezielten Tötungen ausgesetzt. Landinfo vermutet, dass dies vor allem regierungsfreundliche Stammesälteste 

betrifft, die gegen die Taliban oder andere aufständische Gruppen sind (LI 27.6.2017). Eine Quelle verweist hier 

auf Berichte von Übergriffen auf Stämme oder Gemeinschaften, die den Taliban Unterstützung und die 

Versorgung mit Kämpfern verweigert haben. Gleichzeitig sind die militärischen Einheiten der Taliban in den 

Gebieten, in welchen sie operieren, von der Unterstützung durch die Bevölkerung abhängig. Mehrere 

Gesprächspartner von Landinfo, einschließlich einer NGO, die in Taliban-kontrollierten Gebieten arbeitet, 

meinen, dass die Taliban im Gegensatz zu früher heute vermehrt auf die Wünsche und Bedürfnisse der 

Gemeinschaften Rücksicht nehmen. Bei einem Angriff oder drohenden Angriff auf eine örtliche Gemeinschaft 

müssen Kämpfer vor Ort mobilisiert werden. In einem solchen Fall mag es schwierig sein, sich zu entziehen. Die 

erweiterte Familie kann einer Quelle zufolge allerdings auch eine Zahlung leisten, anstatt Rekruten zu stellen. 

Diese Praktiken implizieren, dass es die ärmsten Familien sind, die Kämpfer stellen, da sie keine Mittel haben, um 

sich freizukaufen. Es ist bekannt, dass – wenn Familienmitglieder in den Sicherheitskräften dienen – die Familie 

möglicherweise unter Druck steht, die betreffende Person zu einem Seitenwechsel zu bewegen. Der Grund dafür 

liegt in der Strategie der Taliban, Personen mit militärischem Hintergrund anzuwerben, die Waffen, Uniformen 

und Wissen über den Feind einbringen. Es kann aber auch Personen treffen, die über Knowhow und 
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Qualifikationen verfügen, die die Taliban im Gefechtsfeld benötigen, etwa für die Reparatur von Waffen (LI 

29.6.2017). 

Quellen: 

 DAI/CNRR – Direcţia Azil şi Integrare / Consiliul Naţional Român pentru Refugiaţi (10.2016): Thematic Report: 

Forced Recruitment in Afghanistan, liegt im Archiv der Staatendokumentation auf 

 DW – Deutsche Welle (5.5.2018): Iran recruits Afghan teenagers to fight war in Syria, 

https://www.dw.com/en/iran-recruits-afghan-teenagers-to-fight-war-in-syria/a-43634279, Zugriff 19.7.2019 

 EASO – European Asylum Support Office (6.2018): Country Guidance: Afghanistan - Guidance note and 

common analysis, https://www.easo.europa.eu/sites/default/files/easo-country-guidance-afghanistan-

2018.pdf, Zugriff 14.5.2019 

 LI – Landinfo (29.6.2017): Rekrutierung durch die Taliban (Afghanistan: Rekruttering til Taliban); 

Arbeitsübersetzung BFA, https://www.ecoi.net/en/file/local/1416499/5618_1509111275_afgh-landinfo-

bericht-taliban-zwangsrekrutierung-2017-06-29-ke.PDF, Zugriff 28.8.2019) 

 TST – The Straits Times (22.8.2019): Fears in Afghanistan over ISIS gaining from US-Taleban deal, 

https://www.straitstimes.com/asia/south-asia/fears-in-afghanistan-over-isis-gaining-from-us-taleban-deal, 

Zugriff 29.8.2019 

 TST – The Straits Times (21.8.2019): ISIS could benefit if Taleban splinters follow peace deal with US, 

https://www.straitstimes.com/asia/south-asia/us-nears-deal-with-taliban-as-isis-looms-in-afghanistan, 

Zugriff 29.8.2019 

 USDOS – US Department of State (13.3.2019): Country Report on Human Rights Practices 2018 – Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/document/2004129.html, Zugriff 14.5.2019 

 WP – The Washington Post (20.8.2019): The U.S. is nearing a deal with the Taliban. But another major threat 

looms in Afghanistan: The Islamic State., https://www.washingtonpost.com/world/asia_pacific/the-us-is-

nearing-a-deal-with-the-taliban-but-another-major-threat-looms-in-afghanistan-the-islamic-

state/2019/08/20/ff129358-c35d-11e9-8bf7-cde2d9e09055_story.html?noredirect=on, Zugriff 29.8.2019 

7. Religionsfreiheit 

Etwa 99% der afghanischen Bevölkerung sind Muslime. Die Sunniten werden auf 80 bis 89,7% und die Schiiten 

auf 10 bis 19% der Gesamtbevölkerung geschätzt (CIA 30.4.2019; vgl. AA 2.9.2019). Andere 

Glaubensgemeinschaften wie die der Sikhs, Hindus, Baha´i und Christen machen weniger als ein Prozent der 

Bevölkerung aus (AA 2.9.2019; vgl. CIA 30.4.2019, USDOS 21.6.2019); in Kabul lebt auch weiterhin der einzige 

jüdische Mann in Afghanistan (UP 16.8.2019; vgl. BBC 11.4.2019). Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion 

Afghanistans. Anhänger anderer Religionen sind frei, ihren Glauben im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 

auszuüben (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019, MPI 2004). Die Abkehr vom Islam gilt als Apostasie, die nach der 

Scharia strafbewehrt ist (USODS 21.6.2019; vgl. AA 9.11.2016). Im Laufe des Untersuchungsjahres 2018 gab es 

keine Berichte über staatliche Verfolgungen aufgrund von Blasphemie oder Apostasie (USDOS 21.6.2019). Auch 
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im Berichtszeitraum davor gab es keine Berichte zur staatlichen Strafverfolgung von Apostasie und Blasphemie 

(USDOS 29.5.2018). 

Konvertiten vom Islam zu anderen Religionen berichteten, dass sie weiterhin vor Bestrafung durch Regierung 

sowie Repressalien durch Familie und Gesellschaft fürchteten. Das Gesetz verbietet die Produktion und 

Veröffentlichung von Werken, die gegen die Prinzipien des Islam oder gegen andere Religionen verstoßen (USDOS 

21.6.2019). Das neue Strafgesetzbuch 2017, welches im Februar 2018 in Kraft getreten ist (USDOS 21.6.2019; vgl. 

ICRC o.D.), sieht Strafen für verbale und körperliche Angriffe auf Anhänger jedweder Religion und Strafen für 

Beleidigungen oder Verzerrungen gegen den Islam vor (USDOS 21.6.2019). 

Das Zivil- und Strafrecht basiert auf der Verfassung; laut dieser müssen Gerichte die verfassungsrechtlichen 

Bestimmungen sowie das Gesetz bei ihren Entscheidungen berücksichtigen. In Fällen, in denen weder die 

Verfassung noch das Straf- oder Zivilgesetzbuch einen bestimmten Rahmen vorgeben, können Gerichte laut 

Verfassung die sunnitische Rechtsprechung der hanafitischen Rechtsschule innerhalb des durch die Verfassung 

vorgegeben Rahmens anwenden, um Gerechtigkeit zu erlangen. Die Verfassung erlaubt es den Gerichten auch, 

das schiitische Recht in jenen Fällen anzuwenden, in denen schiitische Personen beteiligt sind. Nicht-Muslime 

dürfen in Angelegenheiten, die die Scharia-Rechtsprechung erfordern, nicht aussagen. Die Verfassung erwähnt 

keine eigenen Gesetze für Nicht-Muslime (USDOS 21.6.2019). 

Anmerkung: Zu Konversion, Apostasie und Blasphemie siehe Unterabschnitt Fehler! Textmarke nicht definiert.. 

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 zwar verbessert, jedoch wird diese noch immer durch Gewalt und 

Drangsalierung gegenüber religiösen Minderheiten und reformerischen Muslimen behindert (FH 4.2.2019; vgl. 

USDOS 21.6.2019). 

Wegen konservativer sozialer Einstellungen und Intoleranz sowie der Unfähigkeit oder Unwilligkeit der 

Sicherheitskräfte, individuelle Freiheiten zu verteidigen, sind Personen, die mutmaßlich gegen religiöse und 

soziale Normen verstoßen, vulnerabel für Misshandlung (FH 4.2.2019). Mitglieder der Taliban und des 

Islamischen Staates (IS) töten und verfolgen weiterhin Mitglieder religiöser Minderheiten aufgrund ihres 

Glaubens oder ihrer Beziehungen zur Regierung (USDOS 21.6.2019; vgl. FH 4.2.2019). Da Religion und Ethnie oft 

eng miteinander verbunden sind, ist es schwierig, einen Vorfall ausschließlich durch die religiöse Zugehörigkeit 

zu begründen (USDOS 21.6.2019). 

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht 

Anhängerin einer anderen abrahamitischen Religion (Christentum oder Judentum) ist. Einer Muslima ist es nicht 

erlaubt, einen nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Konvertiten vom Islam riskieren die Annullierung ihrer Ehe 

(USDOS 21.6.2019). Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind gültig (USE o.D.). Die nationalen Identitätsausweise 

beinhalten Informationen über das Religionsbekenntnis. Das Bekenntnis zum Islam wird für den Erwerb der 

Staatsbürgerschaft nicht benötigt. Religiöse Gemeinschaften sind gesetzlich nicht dazu verpflichtet, sich 

registrieren zu lassen (USDOS 21.6.2019). 

Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Lehrplan, der auf den Bestimmungen des Islam basiert, 

gestalten und umsetzen; auch sollen Religionskurse auf Grundlage der islamischen Strömungen innerhalb des 

Landes entwickelt werden. Der nationale Bildungsplan enthält Inhalte, die für Schulen entwickelt wurden, in 

denen die Mehrheiten entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die Schulbücher auf 
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gewaltfreie islamische Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, nicht aber Kurse 

für andere Religionen. Für Nicht-Muslime an öffentlichen Schulen ist es nicht erforderlich, am Islamunterricht 

teilzunehmen (USDOS 21.6.2019). 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über die asyl- und 

abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%29%2

C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 BBC (11.4.2019): Afghanistan’s one and only Jew, https://www.bbc.com/news/av/world-asia-

47885738/afghanistan-s-one-and-only-jew, Zugriff 2.9.2019 

 CIA – Central Intelligence Agency (30.4.2019): The World Factbook – Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 2.5.2019 

 FH – Freedom House (4.2.2019): Freedom in the World 2019 – Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/document/2004321.html, Zugriff 3.5.2019 

 ICRC – International Committee of the Red Cross (o.D.): National Implementation of IHL, https://ihl-

databases.icrc.org/applic/ihl/ihl-nat.nsf/implementingLaws.xsp?documentId=598034855221CE85C125824 

80054D831&action=openDocument&xp_countrySelected=AF&xp_topicSelected=GVAL-992BU6&from=state 

&SessionID= DNMSXFGMJQ, Zugriff 2.9.2019 

 UP – Urdu Point (16.8.2019): Afghanistan's Only Jew Has No Plans To Emigrate, Says Lives 'Like A Lion Here', 

https://www.urdupoint.com/en/world/afghanistans-only-jew-has-no-plans-to-emigra-691600.html, Zugriff 

2.9.2019 

 USDOS – U.S. Department of State (21.6.2019): 2018 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 

https://www.state.gov/wp-content/uploads/2019/05/AFGHANISTAN-2018-INTERNATIONAL-RELIGIOUS-

FREEDOM-REPORT.pdf, Zugriff 24.6.2019 

 USDOS – U.S. Department of State (29.5.2018): 2017 Report on International Religious Freedom: Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/document/1436774.html, Zugriff 2.9.2019 

 USE – U.S. Embassy in Afghanistan (o.D.): Marriage, https://af.usembassy.gov/u-s-citizen-services/local-

resources-of-u-s-citizens/marriage/, Zugriff 3.5.2019 

8. Relevante ethnische Minderheiten 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

In Afghanistan leben laut Schätzungen zwischen 32 und 35 Millionen Menschen (CIA 30.4.2019; vgl. CSO 2019). 

Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren 
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nicht (BFA 7.2016 ; vgl. CIA 30.4.2019). Schätzungen zufolge, sind: 40 bis 42% Pashtunen, 27 bis 30% Tadschiken, 

9 bis 10% Hazara, 9% Usbeken, ca. 4% Aimaken, 3% Turkmenen und 2% Belutschen. Weiters leben in Afghanistan 

eine große Zahl an kleinen und kleinsten Völkern und Stämmen, die Sprachen aus unterschiedlichsten 

Sprachfamilien sprechen (GIZ 4.2019; vgl. CIA 2012, AA 2.9.2019). 

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: „Die Nation Afghanistans besteht aus den Völkerschaften der 

Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, Kirgisen, 

Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane‘ wird für jeden Staatsbürger der Nation 

Afghanistans verwendet“ (BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt sämtliche ethnischen Minderheiten. 

Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Artikel 16) sechs weiteren 

Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten eingeräumt, wo die Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser 

Sprachen spricht: Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 2.9.2019). Es gibt keine 

Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der 

Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz, beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, 

keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen zu haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 

11.3.2020). 

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung rechtlich verankert, wird allerdings in der 

gesellschaftlichen Praxis immer wieder konterkariert. Soziale Diskriminierung und Ausgrenzung anderer 

ethnischer Gruppen und Religionen im Alltag besteht fort und wird nicht zuverlässig durch staatliche 

Gegenmaßnahmen verhindert (AA 2.9.2019). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen 

resultierten weiterhin in Konflikten und Tötungen (USDOS 11.3.2020). 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über die asyl- und 

abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%29%2

C_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 BFA – Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (7.2016): AfPak - Grundlagen der 

Stammes- & Clanstruktur, https://www.ecoi.net/en/file/local/1236701/90_1470057716_afgh-stammes-und-

clanstruktur-onlineversion-2016-07.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 CIA – Central Intelligence Agency (30.4.2019): The World Factbook – Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 7.5.2019 

 CIA – Central Intelligence Agency (2012): Afghanistan Country Profile (Wall Map), 

https://legacy.lib.utexas.edu/maps/middle_east_and_asia/txu-pclmaps-oclc-814380561-

afghanistan_country_profile_2012-01.jpg, Zugriff 7.5.2019 

 CSO – Central Statistics Organization Islamic Republic of Afghanistan (2019): Estimated Population of 

Afghanistan 2019-20, http://cso.gov.af/Content/files/%D8%B1%DB%8C%D8%A7%D8%B3%D8%AA% 
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20%D8%AF%DB%8C%D9%85%D9%88%DA%AF%D8%B1%D8%A7%D9%81%DB%8C/population/Estemated%2

0Population%201398.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 GIZ – Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (4.2019): Länder-Informations-Portal 

Afghanistan – Gesellschaft, https://www.liportal.de/afghanistan/gesellschaft/, Zugriff 7.5.2019 

 USDOS – US Department of State (11.3.2020): Country Report on Human Rights Practices 2019 – Afghanistan, 

https://www.state.gov/reports/2019-country-reports-on-human-rights-practices/afghanistan/, Zugriff 

2.4.2020 

8.1. Paschtunen 

Ethnische Paschtunen sind mit ca. 40% der Gesamtbevölkerung die größte Ethnie Afghanistans. Sie sprechen 

Paschtu/Pashto; als Verkehrssprache sprechen viele auch Dari. Sie sind sunnitische Muslime (MRG o.D.a). Die 

Paschtunen haben viele Sitze in beiden Häusern des Parlaments – jedoch nicht mehr als 50% der Gesamtsitze 

(USDOS 11.3.2020). Die Paschtunen sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 44% in der Afghan National Army 

(ANA) und der Afghan National Police (ANP) repräsentiert (BI 29.9.2017). 

Paschtunen siedeln in einem halbmondförmigen Gebiet, das sich von Nordwestafghanistan über den gesamten 

Süden und die Gebiete östlich von Kabul bis in den Nordwesten Pakistans erstreckt. Kleinere Gruppen sind über 

das gesamte Land verstreut, auch im Norden des Landes, wo Paschtunen Ende des 19. Jahrhunderts speziell 

angesiedelt wurden und sich seitdem auch selbst angesiedelt haben (BFA 7.2016). 

Grundlage des paschtunischen Selbstverständnisses sind ihre genealogischen Überlieferungen und die darauf 

beruhende Stammesstruktur. Eng mit der Stammesstruktur verbunden ist ein komplexes System von 

Wertvorstellungen und Verhaltensrichtlinien, die häufig unter dem Namen Pashtunwali zusammengefasst 

werden (BFA 7.2016; vgl. NYT 10.6.2019) und die besagen, dass es für einen Paschtunen nicht ausreicht, Paschtu 

zu sprechen, sondern dass man auch die Regeln dieses Ehren- und Verhaltenskodex befolgen muss. Die 

Zugehörigkeit zu einem bestimmten Stammlinienverband bedeutet viele Verpflichtungen, aber auch Rechte, 

weshalb sich solche Verbände als Solidaritätsgruppen verstehen lassen (BFA 7.2016). 

Die Taliban sind eine vorwiegend paschtunische Bewegung (BBC 26.5.2016; vgl. RFE/RL 13.11.2018, EASO 9.2016, 

AAN 4.2011), werden aber nicht als nationalistische Bewegung gesehen (EASO 9.2016). Die Taliban rekrutieren 

auch aus anderen ethnischen Gruppen (RFE/RL 13.11.2018; vgl. AAN 4.2011, EASO 9.2016). Die Unterstützung 

der Taliban durch paschtunische Stämme ist oftmals in der Marginalisierung einzelner Stämme durch die 

Regierung und im Konkurrenzverhalten oder der Rivalität zwischen unterschiedlichen Stämmen begründet (EASO 

9.2016). 

Quellen: 

 AAN – Afghanistan Analysts Network (4.2011): The Insurgents of the Afghan North, https://www.afghanistan-

analysts.org/wp-content/uploads/downloads/2012/10/AAN-2011-Northern-Insurgents-summ.pdf, Zugriff 

7.5.2019 

 BBC – British Broadcasting Corporation (26.5.2016): Who are the Taliban?, https://www.bbc.com/news/world-

south-asia-11451718, Zugriff 7.5.2019 
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 BFA – Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (7.2016): AfPak - Grundlagen der 

Stammes- & Clanstruktur, https://www.ecoi.net/en/file/local/1236701/90_1470057716_afgh-stammes-und-

clanstruktur-onlineversion-2016-07.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 BI – Brookings Institution, the (29.9.2017): Afghanistan Index, https://www.brookings.edu/wp-

content/uploads/2016/07/21csi_20171002_afghanistan_index.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 EASO – European Asylum Support Office (9.2016): EASO Country of Origin Information Report Afghanistan – 

Recruitment by armed groups, https://www.ecoi.net/en/file/local/1131093/90_1474353951_2019-09-easo-

afghanistan-recruitment.pdf, Zugriff 7.5.2019 

 MRG – Minority Rights Group (o.D.a): Afghanistan – Pashtuns, https://minorityrights.org/ 

minorities/pashtuns/, Zugriff 7.5.2019 

 NYT – The New York Times (10.6.2019): Afghan Peace Marchers Meet the Taliban and Find ‘People Just Like 

Us’, https://www.nytimes.com/2019/06/10/world/asia/afghanistan-peace-march-taliban.html, Zugriff 

3.9.2019 

 RFE/RL – Radio Free Europe / Radio Liberty (13.11.2018): Afghan Taliban Wants What It Hasn't Been Able To 

Hold: Hazara Regions, https://www.rferl.org/a/afghan-taliban-wants-what-it-hasn-t-been-able-to-hold-

hazara-regions/29598848.html, Zugriff 7.5.2019 

 USDOS – US Department of State (11.3.2020): Country Report on Human Rights Practices 2019 – Afghanistan, 

https://www.state.gov/reports/2019-country-reports-on-human-rights-practices/afghanistan/, Zugriff 

2.4.2020 

9. IDPs und Flüchtlinge 

Letzte Änderung: 22.4.2020 

Im Jahresverlauf 2019 verstärkten sich Migrationsbewegungen innerhalb des Landes aufgrund des bewaffneten 

Konfliktes und einer historischen Dürre. UNHCR berichtet für den Zeitraum 1.1.-6.11.2019 380.289 Personen, die 

aufgrund des bewaffneten Konfliktes zu Binnenvertriebenen (IDPs, internally displaced persons) wurden (USDOS 

11.3.2020). Mit Stand 29.3.2020 wurden 52.700 Menschen aufgrund des Konflikts zu IDPs – dafür waren 

landesweite Kämpfe zwischen nicht-staatlichen Akteuren und den nationalen afghanischen Sicherheitskräften 

verantwortlich (UNOCHA 29.3.2020). 

Die meisten IDPs stammen aus unsicheren ländlichen Ortschaften und kleinen Städten und suchen nach relativ 

besseren Sicherheitsbedingungen sowie Regierungsdienstleistungen in größeren Gemeinden und Städten 

innerhalb derselben Provinz. In allen 34 Provinzen werden IDPs aufgenommen (USDOS 11.3.2020). 

Die Mehrheit der Binnenflüchtlinge lebt, ähnlich wie Rückkehrer aus Pakistan und Iran, in Flüchtlingslagern, 

angemieteten Unterkünften oder bei Gastfamilien. Die Bedingungen sind prekär. Der Zugang zu 

Gesundheitsversorgung, Bildung und wirtschaftlicher Teilhabe ist stark eingeschränkt. Der hohe Konkurrenzdruck 

führt oft zu Konflikten. Ein Großteil der Binnenflüchtlinge ist auf humanitäre Hilfe angewiesen (AA 2.9.2019). 
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Der begrenzte Zugang zu humanitären Hilfeleistungen führt zu Verzögerungen bei der Identifizierung, 

Einschätzung und zeitnahen Unterstützung von Binnenvertriebenen. Diesen fehlt weiterhin Zugang zu 

grundlegendem Schutz, einschließlich der persönlichen und physischen Sicherheit sowie Unterkunft (USDOS 

11.3.2020). 

IDPs sind in den Möglichkeiten eingeschränkt, ihren Lebensunterhalt zu erwirtschaften. Oft kommt es nach der 

ersten Binnenvertreibung zu einer weiteren Binnenwanderung (USDOS 11.3.2020). Mehr als 80% der 

Binnenvertriebenen benötigen Nahrungsmittelhilfe (USAID 30.4.2018). Vor allem binnenvertriebene Familien mit 

einem weiblichen Haushaltsvorstand haben oft Schwierigkeiten, grundlegende Dienstleistungen zu erhalten, weil 

sie keine Identitätsdokumente besitzen (USDOS 11.3.2020). 

Die afghanische Regierung kooperiert mit dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR), 

IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, Rückkehrern und anderen betroffenen 

Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die Unterstützungsfähigkeit der afghanischen Regierung bezüglich 

vulnerabler Personen – inklusive Rückkehrern aus Pakistan und Iran – ist beschränkt und auf die Hilfe durch die 

internationale Gemeinschaft angewiesen. 

Dürre und Überschwemmungen 

Der Jahresbericht 2018 des Internal Displacement Monitoring Centre (IDMC) nennt eine Zahl von rund 371.000 

neuen IDPs aufgrund der Dürre in Afghanistan im Jahr 2018 (IDMC 5.2019). Durch die Dürre wurden in der ersten 

Hälfte des Jahres 2018 mehr als 260.000 Menschen aus den Provinzen Badghis, Daikundi, Herat und Ghor zu IDPs 

(UNOCHA 20.1.2018), zahlreiche Menschen verließen auch ihre Heimatprovinzen Jawzjan und Farah (BFA 

13.6.2019). Die meisten von ihnen kamen in Lager in den Städten Herat oder Qala-e-Naw (Badghis). Die Lager 

werden täglich mit Wasser und Lebensmitteln beliefert und es werden Zelte, Notunterkünfte, Hygiene-, 

Gesundheits- und Nahrungsdienste zur Verfügung gestellt (UNOCHA 20.1.2018). Im Jahr 2018 sind im Westen 

Afghanistans aufgrund der Dürre ca. 19 Siedlungen für Binnenvertriebene entstanden, der Großteil davon ca. 20-

25 km von Herat-Stadt entfernt. Vertriebene Personen siedelten sich hauptsächlich in Stadtrandgebieten an, um 

sich in der Stadt Zugang zu Dienstleistungen (die in den Siedlungen, welche grundsätzlich auf leeren Feldern 

entstanden, nicht vorhanden sind) und dem Arbeitsmarkt zu verschaffen. In der Stadt kam es zu Demonstrationen 

von Bewohnern, welche die Binnenvertriebenen bezichtigten, ihnen die Arbeitsplätze wegzunehmen. Das 

gestiegene Angebot an billigen Arbeitskräften drückte den Tageslohn von 6-8 USD auf 2-3 USD (BFA 13.6.2019). 

Weiterführende Informationen zu Dürre und Überschwemmungen können Abschnitt 21. 

„Grundversorgung“ entnommen werden. 

Flüchtlinge in Afghanistan 

Die afghanische Regierung hat noch keinen Entwurf für ein nationales Flüchtlings- oder Asylgesetz verabschiedet. 

Die Regierung arbeitet mit UNHCR, der Internationalen Organisation für Migration (IOM) und anderen 

humanitären Organisationen zusammen, um Binnenvertriebenen, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und 

anderen Betroffenen Schutz und Hilfe zu gewähren. Auch registriert und koordiniert UNHCR den Schutz von ca. 

500 Flüchtlingen in Städten. Afghanistan beherbergt etwa 76.000 pakistanische Flüchtlinge, die 2014 aus Pakistan 

geflohen sind; UNHCR registrierte etwa 41.000 Flüchtlinge in der Provinz Khost und verifizierte mehr als 35.000 

Flüchtlinge in der Provinz Paktika (USDOS 11.3.2020; vgl. UNHCR 25.2.2019). 
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10. Grundversorgung 

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt (AA 2.9.2019; AF 2018). Trotz Unterstützung der 

internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der afghanischen Regierung und kontinuierlicher 

Fortschritte belegte Afghanistan 2018 lediglich Platz 168 von 189 des Human Development Index. Die Armutsrate 

hat sich laut Weltbank von 38% (2011) auf 55% (2016) verschlechtert. Dabei bleibt das Gefälle zwischen urbanen 

Zentren und ländlichen Gebieten Afghanistans eklatant: Außerhalb der Hauptstadt Kabul und der 

Provinzhauptstädte gibt es vielerorts nur unzureichende Infrastruktur für Energie, Trinkwasser und Transport (AA 

2.9.2019). 

Die afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhängig. Das Budget zur Entwicklungshilfe 

und Teile des operativen Budgets stammen aus internationalen Hilfsgeldern (AF 2018; vgl. WB 7.2019). Jedoch 

konnte die afghanische Regierung seit der Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen deutlich steigern (USIP 

15.8.2019; vgl. WB 7.2019). 

Die afghanische Wirtschaft stützt sich hauptsächlich auf den informellen Sektor (einschließlich illegaler 

Aktivitäten), der 80 bis 90 % der gesamten Wirtschaftstätigkeit ausmacht und weitgehend das tatsächliche 

Einkommen der afghanischen Haushalte bestimmt (ILO 5.2012; vgl. ACCORD 7.12.2018). Lebensgrundlage für 

rund 80% der Bevölkerung ist die Landwirtschaft (FAO 2018; vgl. Haider/Kumar 2018), wobei der 

landwirtschaftliche Sektor gemäß Prognosen der Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 18,7% am 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat (Industrie: 24,1%, tertiärer Sektor: 53,1%; WB 7.2019). Das BIP Afghanistans 

betrug im Jahr 2018 19,36 Mrd. US-Dollar (WB o.D.). Die Inflation lag im Jahr 2018 durchschnittlich bei 0,6% und 

wird für 2019 auf 3,1% prognostiziert (WB 7.2019). 

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Während die Gewinne dieses 

Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu Fortschritten in den Bereichen Gesundheit 

und Bildung. Seit 2014 verzeichnet die afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im Zeitraum 2014-2017 

durchschnittlich 2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Rückzug der internationalen Sicherheitskräfte, der damit 

einhergehenden Kürzung der internationalen Zuschüsse und einer sich verschlechternden Sicherheitslage in 

Verbindung gebracht wird (WB 8.2018). Im Jahr 2018 betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das langsame Wachstum 

wird auf zwei Faktoren zurückgeführt: einerseits hatte die schwere Dürre im Jahr 2018 negative Auswirkungen 

auf die Landwirtschaft, andererseits verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und Investoren. Es wird 

erwartet, dass sich das Real-BIP in der ersten Hälfte des Jahres 2019 vor allem aufgrund der sich entspannenden 

Situation hinsichtlich der Dürre und einer sich verbessernden landwirtschaftlichen Produktion erhöht (WB 

7.2019). 
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Arbeitsmarkt 

Schätzungen zufolge sind 44% der Bevölkerung unter 15 Jahren und 54% zwischen 15 und 64 Jahren alt (ILO 

2.4.2018). Am Arbeitsmarkt müssten jährlich geschätzte 400.000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden, um 

Neuankömmlinge in den Arbeitsmarkt integrieren zu können (BFA 4.2018). Somit treten jedes Jahr sehr viele 

junge Afghanen in den Arbeitsmarkt ein, während die Beschäftigungsmöglichkeiten aufgrund unzureichender 

Entwicklungsressourcen und mangelnder Sicherheit nicht mit dem Bevölkerungswachstum Schritt halten können 

(WB 8.2018). In Anbetracht von fehlendem Wirtschaftswachstum und eingeschränktem Budget für öffentliche 

Ausgaben, stellt dies eine gewaltige Herausforderung dar. Letzten Schätzungen zufolge sind 1,9 Millionen 

Afghan/innen arbeitslos – Frauen und Jugendliche haben am meisten mit dieser Jobkrise zu kämpfen. 

Jugendarbeitslosigkeit ist ein komplexes Phänomen mit starken Unterschieden im städtischen und ländlichen 

Bereich. Schätzungen zufolge sind 877.000 Jugendliche arbeitslos; zwei Drittel von ihnen sind junge Männer (ca. 

500.000) (BFA 4.2018; vgl. CSO 2018). 

Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke Dominanz des Agrarsektors, eine Unterrepräsentation von 

Frauen und relativ wenigen Möglichkeiten für junge Menschen gekennzeichnet. Es gibt einen großen Anteil an 

Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, was auf das hohe Maß an Informalität des Arbeitsmarktes 

hinweist, welches mit der Bedeutung des Agrarsektors in der Wirtschaft einhergeht (CSO 8.6.2017). Im Rahmen 

einer Befragung an 15.012 Personen, gaben rund 36% der befragten Erwerbstätigen gaben an, in der 

Landwirtschaft tätig zu sein (AF 2018). 

Fähigkeiten, die sich Rückkehrer/innen im Ausland angeeignet haben, können eine wichtige Rolle bei der 

Arbeitsplatzsuche spielen. Bei der Arbeitssuche spielen persönliche Kontakte eine wichtige Rolle. Eine Quelle 

betont jedoch die Wichtigkeit von Netzwerken, ohne die es nicht möglich sei, einen Job zu finden. (BFA 4.2018). 

Bei Ausschreibung einer Stelle in einem Unternehmen gibt es in der Regel eine sehr hohe Anzahl an Bewerbungen 

und durch persönliche Kontakte und Empfehlungen wird mitunter Einfluss und Druck auf den Arbeitgeber 

ausgeübt (BFA 13.6.2019). Eine im Jahr 2012 von der ILO durchgeführte Studie über die 

Beschäftigungsverhältnisse in Afghanistan bestätigt, dass Arbeitgeber persönliche Beziehungen und Netzwerke 

höher bewerten als formelle Qualifikationen. Analysen der norwegischen COI-Einheit Landinfo zufolge, gibt es 

keine Hinweise darüber, dass sich die Situation seit 2012 geändert hätte (BFA 4.2018). 

In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstützung bei Arbeitslosigkeit. Lediglich beratende 

Unterstützung wird vom Ministerium für Arbeit und Soziale Belange (MoLSAMD) und der NGO ACBAR angeboten; 

dabei soll der persönliche Lebenslauf zur Beratung mitgebracht werden. Auch Rückkehrende haben dazu Zugang 

– als Voraussetzung gilt hierfür die afghanische Staatsbürgerschaft. Für das Anmeldeverfahren sind das 

Ministerium für Arbeit und Soziale Belange und die NGO ACBAR zuständig; Rückkehrende sollten auch hier ihren 

Lebenslauf an eine der Organisationen weiterleiten, woraufhin sie informiert werden, inwiefern 

Arbeitsmöglichkeiten zum Bewerbungszeitpunkt zur Verfügung stehen. Unter Leitung des Bildungsministeriums 

bieten staatliche Schulen und private Berufsschulen Ausbildungen an (BFA 4.2018). 

Neben einer mangelnden Arbeitsplatzqualität ist auch die große Anzahl an Personen im wirtschaftlich abhängigen 

Alter (insbes. Kinder) ein wesentlicher Armutsfaktor (CSO 2018; vgl. Haider/Kumar 2018): Die Notwendigkeit, das 

Einkommen von Erwerbstätigen mit einer großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern zu teilen, führt oft dazu, dass 

die Armutsgrenze unterschritten wird, selbst wenn Arbeitsplätze eine angemessene Bezahlung bieten würden. 
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Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit Armut, wobei ein niedriges Bildungsniveau und Analphabetismus 

immer noch weit verbreitet sind (CSO 2018). 

Wirtschaft und Versorgungslage in den Städten Herat, Kabul und Mazar-e Sharif 

Kabul 

Die Wirtschaft der Provinz Kabul hat einen weitgehend städtischen Charakter, wobei die wirtschaftlich aktive 

Bevölkerung in Beschäftigungsfeldern, wie dem Handel, Dienstleistungen oder einfachen Berufen tätig ist (CSO 

8.6.2017). Kabul-Stadt hat einen hohen Anteil an Lohnarbeitern, während Selbstständigkeit im Vergleich zu den 

ländlichen Gebieten Afghanistans weniger verbreitet ist (USIP 10.4.2017). Zu den wichtigsten Arbeitgebern in 

Kabul gehört der Dienstleistungssektor, darunter auch die öffentliche Verwaltung (CSO 8.6.2017). Die Gehälter 

sind in Kabul im Allgemeinen höher als in anderen Provinzen, insbesondere für diejenigen, welche für 

ausländische Organisationen arbeiten (USIP 10.4.2017). Kabul ist das wichtigste Handels- und 

Beschäftigungszentrum Afghanistans und hat ein größeres Einzugsgebiet in den Provinzen Parwan, Logar und 

Wardak. Menschen aus kleinen Dörfern pendeln täglich oder wöchentlich nach Kabul, um landwirtschaftliche 

Produkte zu handeln oder als Wachen, Hausangestellte oder Lohnarbeiter zu arbeiten (USIP 10.4.2017). 

Ergebnisse einer Studie ergaben, dass Kabul unter den untersuchten Provinzen den geringsten Anteil an 

Arbeitsplätzen im Agrarsektor hat, dafür eine dynamischere Wirtschaft mit einem geringeren Anteil an 

Arbeitssuchenden, Selbständigen und Familienarbeitern. Die besten (Arbeits)Möglichkeiten für Junge existieren 

in Kabul. Trotz der niedrigeren Erwerbsquoten ist der Frauenanteil in hoch qualifizierten Berufen in Kabul am 

größten (49,6 Prozent). Im Gegensatz dazu zeigt die Provinz Ghor ist der traditionelle Agrarsektor hier bei weitem 

der größte Arbeitgeber, des weiteren, existieren hier sehr wenige Möglichkeiten (Jobs und Ausbildung) für Kinder, 

Jugendliche und Frauen (CSO 8.6.2019). 

Herat 

Der Einschätzung einer in Afghanistan tätigen internationalen NGO zufolge gehört Herat zu den 

„bessergestellten“ und „sichereren Provinzen“ Afghanistans und weist historisch im Vergleich mit anderen Teilen 

des Landes wirtschaftlich und sicherheitstechnisch relativ gute Bedingungen auf (BFA 13.6.2019). Aufgrund der 

sehr jungen Bevölkerung ist der Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter in Herat – wie auch in anderen 

afghanischen Städten – vergleichsweise klein. Erwerbstätige müssen also eine große Anzahl an von ihnen 

abhängigen Personen versorgen. Hinzu kommt, dass die Hälfte der arbeitstätigen Bevölkerung in Herat 

Tagelöhner sind, welche Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt in besonderem Ausmaß ausgesetzt sind (USIP 

2.4.2015). 

Die Herater Wirtschaft bietet seit langem Arbeitsmöglichkeiten im Handel, darunter den Import und Export von 

Waren mit dem benachbarten Iran (GOIRA 2015; vgl. EASO 4.2019, WB/NSIA 9.2018), wie auch Bergbau und 

Produktion (EASO 4.2019). Die Industrie der kleinen und mittelständischen Unternehmen (KMUs) ist 

insbesondere im Handwerksbereich und in der Seiden- und Teppichproduktion gut entwickelt (GOIRA 2015; vgl. 

EASO 4.2019). Manche alten Handwerksberufe (Teppichknüpfereien, Glasbläsereien, die Herstellung von 

Stickereien) haben es geschafft zu überleben, während sich auch bestimmte moderne Industrien entwickelt 

haben (z.B. Lebensmittelverarbeitung und Verpackung) (EASO 4.2019). Die meisten der in KMUs Beschäftigten 

sind entweder Tagelöhner oder kleine Unternehmer (GOIRA 2015). Die Arbeitsplätze sind allerdings von der 
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volatilen Sicherheitslage bedroht (insbesondere Entführungen von Geschäftsleuten oder deren Angehörigen 

durch kriminelle Netzwerke, im stillen Einverständnis mit der Polizei). Als weitere Probleme werden 

Stromknappheit, bzw. -ausfälle, Schwierigkeiten, mit iranischen oder anderen ausländischen Importen zu 

konkurrieren und eine steigende Arbeitslosigkeit genannt (EASO 4.2019). 

Mazar-e Sharif 

Mazar-e Sharif ist ein regionales Handelszentrum für Nordafghanistan, wie auch ein Industriezentrum mit großen 

Fertigungsbetrieben und einer Vielzahl von kleinen und mittleren Unternehmen, welche Kunsthandwerk und 

Teppiche anbieten (GOIRA 2015). 

Dürre und Überschwemmungen 

Während der Wintersaat von Dezember 2017 bis Februar 2018 gab es in Afghanistan eine ausgedehnte Zeit der 

Trockenheit. Dies verschlechterte die Situation für die von Lebensmittelunsicherheit geprägte Bevölkerung weiter 

und hatte zerstörerische Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Existenzgrundlagen, was wiederum zu 

Binnenflucht führte und es den Binnenvertriebenen mittelfristig erschwert, sich wirtschaftlich zu erholen sowie 

die Grundbedürfnisse selbständig zu decken (FAO 23.11.2018; vgl. AJ 12.8.2018). 

Günstige Regenfälle im Frühling und beinahe normale Temperaturen haben 2019 die Weidebedingungen wieder 

verbessert. Da sich viele Haushalte noch von der Dürre des Jahres 2018 erholen müssen, gilt die Ernährungslage 

für viele Haushalte im Zeitraum 10.2019-1.2020, weiterhin als „angespannt“ bis „krisenhaft“. Es wird erwartet, 

dass viele Haushalte vor allem in den höher gelegenen Regionen ihre Vorräte vor dem Winter aufbrauchen 

werden und bei begrenztem Einkommen und Zugang auf Märkte angewiesen sein werden (FEWS NET 8.2019). 

Im März 2019 fanden in Afghanistan Überschwemmungen statt, welche Schätzungen zufolge, Auswirkungen auf 

mehr als 120.000 Personen in 14 Provinzen hatten. Sturzfluten Ende März 2019 hatten insbesondere für die 

Bevölkerung in den Provinzen Balkh und Herat schlimme Auswirkungen (WHO 3.2019). Unter anderem waren 

von den Überschwemmungen auch Menschen betroffen, die zuvor von der Dürre vertrieben wurden (GN 

6.3.2019). 

Armut und Lebensmittelsicherheit 

Einer Befragung aus dem Jahr 2016/2017 an rund 155.000 Personen zufolge (Afghan Living Condition Survey - 

ALCS), sind rund 45% oder 13 Millionen Menschen in Afghanistan von anhaltender oder vorübergehender 

Lebensmittelunsicherheit betroffen (CSO 2018; vgl. USAID 11.4.2019), wobei der Anteil der Betroffenen im Osten, 

Norden und Nordosten am höchsten ist (CSO 2018). Gegenüber dem Zeitraum 2011-12 ist ihr Anteil bei einem 

Ausgangsniveau von 30% um 15 Prozentpunkte gestiegen (CSO 2018). 

Im Zeitraum 2016-17 lebten dem ALCS zufolge 54,5% der Afghanen unter der Armutsgrenze. Gegenüber früheren 

Erhebungen ist der Anteil an armen Menschen in Afghanistan somit gestiegen (2007-08: 33,7%, 2011-12: 38,3%). 

Im ländlichen Raum war der Anteil an Bewohnern unter der Armutsgrenze mit 58,6% höher als im städtischen 

Bereich (41,6%) (CSO 2018). Es bestehen regionale Unterschiede: In den Provinzen Badghis, Nuristan, Kundus, 

Zabul, Helmand, Samangan, Uruzgan und Ghor betrug der Anteil an Menschen unter der Armutsgrenze gemäß 

offizieller Statistik 70% oder mehr, während er in einer Provinz – Kabul – unter 20% lag (NSIA 2019). Schätzungen 

zufolge, ist beispielsweise der Anteil der Bewohner unter der Armutsgrenze in Kabul-Stadt und Herat-Stadt bei 
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rund 34-35%. Damit ist der Anteil an armen Menschen in den beiden urbanen Zentren zwar geringer als in den 

ländlichen Distrikten der jeweiligen Provinzen, jedoch ist ihre Anzahl aufgrund der Bevölkerungsdichte der Städte 

dennoch vergleichsweise hoch. Rund 1,1 Millionen Bewohner von Kabul-Stadt leben unter der Armutsgrenze. In 

Herat-Stadt beträgt ihre Anzahl rund 327.000 (WB/NSIA 9.2018). 

2018 gaben rund 30% der 15.012 Befragten an, dass sich die Qualität ihrer Ernährung verschlechtert hat, während 

rund 17% von einer Verbesserung sprachen und die Situation für rund 53% gleich blieb. Im Jahr 2018 lag der 

Anteil der Personen, welche angaben, dass sich ihre Ernährungssituation verschlechtert habe, im Westen des 

Landes über dem Anteil in ganz Afghanistan. Beispielsweise die Provinz Badghis war hier von einer Dürre 

betroffen (AF 2018). 

Bank- und Finanzwesen 

Nach einer Zeit mit begrenzten Bankdienstleistungen, entstehen im Finanzsektor in Afghanistan schnell mehr und 

mehr kommerzielle Banken und Leistungen. Die kommerziellen Angebote der Zentralbank gehen mit steigender 

Kapazität des Finanzsektors zurück. Es ist mittlerweile auch relativ einfach, in Afghanistan ein Bankkonto zu 

eröffnen. Die Bank wird dabei nach folgendem fragen: Ausweisdokument (Tazkira), 2 Passfotos und 1.000 bis 

5.000 AFN als Mindestkapital für das Bankkonto. Bis heute sind mehr als ein Dutzend Banken im Land aktiv: unter 

anderem die Afghanistan International Bank, Azizi Bank, Arian Bank, oder The First Microfinance Bank, Ghazanfar 

Bank, Maiwand Bank, Bakhtar Bank (IOM 2018). 

Hawala-System 

Über Jahrhunderte hat sich eine Form des Geldaustausches entwickelt, welche Hawala genannt wird. Dieses 

System, welches auf gegenseitigem Vertrauen basiert, funktioniert schnell, zuverlässig und günstig. Spezielle 

Dokumente sind nicht notwendig und der Geldtransfer ist weltweit möglich. Hawala wird von den 

unterschiedlichsten Kundengruppen in Anspruch genommen: Gastarbeiter, die ihren Lohn in die Heimat 

transferieren wollen, große Unternehmen und Hilfsorganisationen bzw. NGOs, aber auch Terrororganisationen 

(WKO 2.2017; vgl. WB 2003; FA 7.9.2016). 

Das System funktioniert folgendermaßen: Person A übergibt ihrem Hawaladar (X) das Geld, z.B. 10.000 Euro und 

nennt ihm ein Passwort. Daraufhin teilt die Person A der Person B, die das Geld bekommen soll, das Passwort 

mit. Der Hawaladar (X) teilt das Passwort ebenfalls seinem Empfänger-Hawaladar (M) mit. Jetzt kann die Person 

B einfach zu ihrem Hawaladar (M) gehen. Wenn sie ihm das Passwort nennt, bekommt sie das Geld, z.B. in 

Afghani, ausbezahlt (WKO 2.2017; vgl. WB 2003). 

So ist es möglich, auch größere Geldsummen sicher und schnell zu überweisen. Um etwa eine Summe von 

Peshawar, Dubai oder London nach Kabul zu überweisen, benötigt man sechs bis zwölf Stunden. Sind Sender und 

Empfänger bei ihren Hawaladaren anwesend, kann die Transaktion binnen Minuten abgewickelt werden. Kosten 

dafür belaufen sich auf ca. 1-2%, hängen aber sehr stark vom Verhandlungsgeschick, den Währungen, der 

Transaktionssumme, der Vertrauensposition zwischen Kunde und Hawaladar und nicht zuletzt von der 

Sicherheitssituation in Kabul ab. Die meisten Transaktionen gehen in Afghanistan von der Hauptstadt Kabul aus, 

weil es dort auch am meisten Hawaladare gibt. Hawaladare bieten aber nicht nur Überweisungen an, sondern 

eine ganze Auswahl an finanziellen und nicht-finanziellen Leistungen in lokalen, regionalen und internationalen 

Märkten. Beispiele für das finanzielle Angebot sind Geldwechsel, Spendentransfer, Mikro-Kredite, Tradefinance 
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oder die Möglichkeit, Geld anzusparen. Als nichtmonetäre Leistungen können Hawaladare Fax- oder 

Telefondienste oder eine Internetverbindung anbieten (WKO 2.2017; vgl. WB 2003). 
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 WKO – Wirtschaftskammer Österreich (2.2017): Länderreport Afghanistan, per E-Mail erhalten 

10.1. Sozialbeihilfen, wohlfahrtsstaatliche Leistungen und Versicherungen 

Afghanistan ist von einem Wohlfahrtsstaat weit entfernt und Afghanen rechnen in der Regel nicht mit 

Unterstützung durch öffentliche Behörden. Verschiedene Netzwerke ersetzen und kompensieren den schwachen 

staatlichen Apparat. Das gilt besonders für ländliche Gebiete, wo die Regierung in einigen Gebieten völlig 

abwesend ist. So sind zum Beispiel die Netzwerke – und nicht der Staat – von kritischer Bedeutung für die 

Sicherheit, den Schutz, die Unterstützung und Betreuung schutzbedürftiger Menschen (BFA 1.2018). 

Der afghanische Staat gewährt seinen Bürgern kostenfreie Bildung und Gesundheitsleistungen, darüber hinaus 

sind keine Sozialleistungen vorgesehen (BAMF/IOM 2018; vgl. EC 18.5.2019). Ein Sozialversicherungs- oder 

Pensionssystem gibt es, von einigen Ausnahmen abgesehen (z.B. Armee und Polizei), nicht (SEM 20.6.2017; vgl. 

BDA 18.12.2018). Es gibt kein öffentliches Krankenversicherungssystem. Ein eingeschränktes Angebot an privaten 

Krankenversicherungen existiert, jedoch sind die Gebühren für die Mehrheit der afghanischen Bevölkerung zu 

hoch (BDA 18.12.2018). 
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Ein Pensionssystem ist nur im öffentlichen Sektor etabliert (BAMF/IOM 2018). Der/die zu pensionierende 

Staatsbedienstete erhält die Pension jährlich auf ein Bankkonto überwiesen. Die Pension eines 

Regierungsbeamten kann von seinen/ihren Familienmitgliedern geerbt werden (BFA 4.2018). Berichten zufolge 

arbeitet die afghanische Regierung an der Schaffung eines Pensionssystems im Privatsektor (IWPR 6.7.2018). 

Private Unternehmen können für ihre Angestellten Pensionskonten einführen, müssen das aber nicht. Manche 

Arbeitgeber zahlen ihren Angestellten Abfertigungen, welche die Angestellten sich nach einem gewissen 

Zeitraum ausbezahlen lassen können (BFA 4.2018). Die weitgehende Informalität der afghanischen Wirtschaft 

bedeutet, dass die Mehrheit der Arbeitskräfte nicht in den Genuss von Pensionen oder Sozialbeihilfen kommt 

(ILO 5.2012). Die International Labour Organization (ILO) berichtet, dass im Jahr 2010 rund 10% der afghanischen 

Bevölkerung im pensionsfähigen Alter eine Pension erhielten (ILO 2017). 

Für Bedienstete des öffentlichen Sektors gibt es neben einer Alterspension finanzielle Unterstützung im Falle von 

Invalidität aufgrund einer Verletzung während des Dienstes, wie auch Witwenpensionen und Zulagen bei Armut 

oder im Fall von Arbeitslosigkeit (BDA 18.12.2018). 

Das afghanische Arbeits- und Sozialministerium (MoLSAMD) bietet ad hoc Maßnahmen für einzelne Gruppen, wie 

zum Beispiel Familienangehörige von Märtyrern und Kriegsverwundete, oder Lebensmittelhilfe für von Dürre 

betroffene Personen, jedoch keine groß angelegten Programme zur Bekämpfung von Armut (BFA 13.6.2019). 

Unterstützungsprogramm – das Citizens’ Charter Afghanistan Project (CCAP) 

Im Rahmen des zehn Jahre andauernden „Citizens’ Charter National Priority Program“ (TN 18.1.2018) wurde im 

Jahr 2016 das Citizens’ Charter Afghanistan Project ins Leben gerufen. Es zielt darauf ab, die Armut in 

teilnehmenden Gemeinschaften zu reduzieren und den Lebensstandard zu verbessern, indem die 

Kerninfrastruktur und soziale Leistungen durch Community Development Councils (CDCs) gestärkt werden. Das 

CCAP soll Entwicklungsprojekte unterschiedlicher Ministerien umsetzen und zu einem größeren Nutzen für die 

betroffenen Gemeinschaften führen (WB 10.10.2016). Das CCAP ist das erste interministerielle und 

sektorübergreifende Prioritätenprogramm, in dem Ministerien im Rahmen eines strukturierten Ansatzes 

gemeinsam an einem Projekt arbeiten. Folgende Ministerien sind hauptsächlich in dieses Projekt involviert: MRRD 

(Ministry of Rural Rehabilitation and Development), MoE (Ministry of Education), MoPH (Ministry of Public 

Health) und MAIL (Ministry of Agriculture, Irrigation & Livestock) (ARTF o.D.). 

Ziel des Projektes war es von Anfang an, 3,4 Millionen Menschen den Zugang zu sauberem Trinkwasser zu 

ermöglichen, die Qualität von Dienstleistung in den Bereichen Gesundheit, Bildung, ländliche Straßen und 

Elektrizität zu verbessern sowie die Zufriedenheit der Bürger/innen mit der Regierung und das Vertrauen in selbige 

zu steigern. Außerdem sollten vulnerable Personen – Frauen, Binnenvertriebene, behinderte und arme Menschen 

– besser integriert werden (WB 10.10.2016). Alleine im Jahr 2016 konnten 9,3 Millionen Afghan/innen von den 

Projekten profitieren (TN 23.11.2017). 
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11. Medizinische Versorgung 

Seit 2002 hat sich die medizinische Versorgung in Afghanistan stark verbessert, dennoch bleibt sie im regionalen 

Vergleich zurück (AA 2.9.2019). Die Lebenserwartung ist in Afghanistan von 50 Jahren im Jahr 1990 auf 64 im Jahr 

2018 gestiegen (WHO o.D.; vgl. WHO 4.2018). Im Jahr 2018 gab es 3.135 funktionierende 

Gesundheitseinrichtungen in ganz Afghanistan und 87% der Bevölkerung wohnten nicht weiter als zwei Stunden 

von einer Einrichtung entfernt (WHO 12.2018). Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit kam 

es zu erheblichen Verbesserungen (AA 2.9.2019). 

Der afghanischen Verfassung zufolge hat der Staat kostenlos medizinische Vorsorge, ärztliche Behandlung und 

medizinische Einrichtungen für alle Bürger/innen zur Verfügung zu stellen. Außerdem fördert der Staat die 

Errichtung und Ausweitung medizinischer Leistungen und Gesundheitszentren (BFA 4.2018; vgl. MPI 2004, AA 

2.9.2019). Eine begrenzte Anzahl staatlicher Krankenhäuser in Afghanistan bietet kostenfreie medizinische 

Versorgung an. Die Voraussetzung zur kostenfreien Behandlung ist der Nachweis der afghanischen 

Staatsbürgerschaft mittels Personalausweis bzw. Tazkira. Alle Staatsbürger/innen haben dort Zugang zu 

medizinischer Versorgung und Medikamenten (BFA 4.2018). Die Verfügbarkeit und Qualität der 

Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten Ärzten, Ärztinnen und Assistenzpersonal (v.a. 

Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von Medikamenten, schlechtes Management sowie schlechte 

Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke Misstrauen der Bevölkerung in die staatlich finanzierte 

medizinische Versorgung. Die Qualität der Kliniken variiert stark. Es gibt praktisch keine Qualitätskontrollen (AA 

2.9.2019). Die medizinische Versorgung in großen Städten und auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf Ebene von 

Distrikten und in Dörfern sind Einrichtungen hingegen oft weniger gut ausgerüstet und es kann schwer sein, 

Spezialisten zu finden. Vielfach arbeiten dort KrankenpflegerInnen anstelle von ÄrztInnen, um grundlegende 

Versorgung sicherzustellen und in komplizierten Fällen an Provinzkrankenhäuser zu überweisen. 

Operationseingriffe können in der Regel nur auf Provinzlevel oder höher vorgenommen werden; auf 

Distriktebene sind nur erste Hilfe und kleinere Operationen möglich. Auch dies gilt allerdings nicht für das 

gesamte Land, da in Distrikten mit guter Sicherheitslage in der Regel mehr und bessere Leistungen angeboten 

werden können als in unsicheren Gegenden (IOM 2018; vgl. WHO 3.2019, BDA 18.12.2018). Zahlreiche Afghanen 

begeben sich für medizinische Behandlungen – auch bei kleineren Eingriffen – ins Ausland. Dies ist beispielsweise 

in Pakistan vergleichsweise einfach und zumindest für die Mittelklasse erschwinglich (BDA 18.12.2018). 

Die wenigen staatlichen Krankenhäuser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch kommt es manchmal zu 

einem Mangel an Medikamenten. Deshalb werden Patienten an private Apotheken verwiesen, um diverse 

Medikamente selbst zu kaufen. Untersuchungen und Laborleistungen sind in den staatlichen Krankenhäusern 

generell kostenlos (IOM 2018). Gemäß Daten aus dem Jahr 2014 waren 73% der in Afghanistan getätigten 

Gesundheitsausgaben sogenannte „Out-of-pocket“-Zahlungen durch Patienten, nur 5% der Gesamtausgaben im 

Gesundheitsbereich wurden vom Staat geleistet (WHO 12.2018). 

Berichten von UN OCHA zufolge haben rund 10 Millionen Menschen in Afghanistan keinen oder nur 

eingeschränkten Zugang zu medizinischer Grundversorgung. Viele Afghanen suchen, wenn möglich, privat 

geführte Krankenhäuser und Kliniken auf. Die Kosten von Diagnose und Behandlung dort variieren stark und 

müssen von den Patienten selbst getragen werden. Daher ist die Qualität der Gesundheitsbehandlung stark 

einkommensabhängig (AA 2.9.2019). Berichten zufolge können Patient/innen in manchen öffentlichen 

Krankenhäusern aufgefordert werden, für Medikamente, ärztliche Leistungen, Laboruntersuchungen und 
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stationäre Behandlungen zu bezahlen. Medikamente sind auf jedem afghanischen Markt erwerbbar, die Preise 

variieren je nach Marke und Qualität des Produktes. Die Kosten für Medikamente in staatlichen Krankenhäusern 

weichen vom lokalen Marktpreis ab. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren Städten wie Kabul, 

Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen Einrichtungen variieren (BFA 

4.2018). 

90% der medizinischen Versorgung in Afghanistan werden nicht direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, sondern 

von nationalen und internationalen NGOs, die über ein Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses 

Vertragssystem wird sowohl primäre, als auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur Verfügung 

gestellt. Allerdings mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand vieler Kliniken ist 

schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und Kliniken besteht, ist es in den 

ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein Krankenhaus zu erreichen (AA 2.9.2019). 

Beispielsweise um die Gesundheitsversorgung der afghanischen Bevölkerung in den nördlichen Provinzen 

nachhaltig zu verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des zivilen Wiederaufbaus auch auf den Ausbau eines 

adäquaten Gesundheitssystems ab – mit moderner Krankenhausinfrastruktur, 

Krankenhausmanagementsystemen sowie qualifiziertem Personal. Seit dem Jahr 2009 wurden insgesamt 65 

Krankenhäuser und Gesundheitseinrichtungen gebaut oder renoviert. Neben verbesserten diagnostischen 

Methoden kommen auch innovative Technologien wie z.B. Telemedizin zum Einsatz (BFA 4.2018). 

Auch die Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung (AA 2.9.2019; vgl. WHO 

4.2018). 

Medizinische Versorgung in der Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

Kabul: 

Das Rahman Mina Hospital im Kabuler Bezirk Kart-e-Naw (Police District (PD) 8), wurde renoviert. Das 

Krankenhaus versorgt rund 130.000 Personen in seiner Umgebung und verfügt über 30 Betten. Pro Tag wird es 

von rund 900 Patienten besucht. Das Rahman Mina-Krankenhaus ist eines von 47 Einrichtungen in Kabul-Stadt, 

die am Kabul Urban Health Projekt (KUHP) teilnehmen. Im Rahmen des Projektes soll die Gesundheitsversorgung 

der Kabuler Bevölkerung verbessert werden (WB 30.9.2018). 

Der größte Teil der Notfallmedizin in Kabul wird von der italienischen NGO Emergency angeboten. Emergency 

führt spezialisierte Notfallbehandlungen durch, welche die staatlichen allgemeinmedizinischen Einrichtungen 

nicht anbieten können und behandelt sowohl die lokale Bevölkerung, als auch Patienten, welche von außerhalb 

Kabuls kommen (WHO 4.2018). 

Herat: 

Das Jebrael-Gesundheitszentrum im Nordwesten der Stadt Herat bietet für rund 60.000 Menschen im dicht 

besiedelten Gebiet mit durchschnittlich 300 Besuchern pro Tag grundlegende Gesundheitsdienste an, von denen 

die meisten die Impf- und allgemeinen ambulanten Einheiten aufsuchen (WB 1.11.2016). Laut dem 

Provinzdirektor für Gesundheit in Herat verfügte die Stadt im April 2017 über 65 private Gesundheitskliniken. Die 

Anwohner von Herat beklagen jedoch, dass „viele private Gesundheitszentren die Gesundheitsversorgung in ein 

Unternehmen umgewandelt haben.“ Auch wird die geringe Qualität der Medikamente, fehlende 
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Behandlungsmöglichkeiten und die Fähigkeit der Ärzte, Krankheiten richtig zu diagnostizieren, kritisiert. 

Infolgedessen entscheidet sich eine Reihe von Heratis für eine Behandlung im Ausland (TN 7.4.2017). 

Mazar-e Sharif: 

In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es zwischen 10 und 15 Krankenhäuser; dazu zählen sowohl private als auch 

öffentliche Anstalten. In Mazar-e Sharif existieren mehr private als öffentliche Krankenhäuser. Private 

Krankenhäuser sind sehr teuer; jede Nacht ist kostenpflichtig. Zusätzlich existieren etwa 30-50 medizinische 

Gesundheitskliniken; 20% dieser Gesundheitskliniken finanzieren sich selbst, während 80% öffentlich finanziert 

sind (BFA 4.2018). 

Das Regionalkrankenhaus Balkh ist die tragende Säule medizinischer Dienstleistungen in Nordafghanistan; selbst 

aus angrenzenden Provinzen werden Patient/innen in dieses Krankenhaus überwiesen. Für das durch einen Brand 

zerstörte Hauptgebäude des Regionalkrankenhauses Balkh im Zentrum von Mazar-e Sharif wurde ein neuer 

Gebäudekomplex mit 360 Betten, 21 Intensivpflegeplätzen, sieben Operationssälen und Einrichtungen für 

Notaufnahme, Röntgen- und Labordiagnostik sowie telemedizinischer Ausrüstung errichtet. Zusätzlich kommt 

dem Krankenhaus als akademisches Lehrkrankenhaus mit einer angeschlossenen Krankenpflege- und 

Hebammenschule eine Schlüsselrolle bei der Ausbildung des medizinischen und pflegerischen Nachwuchses zu. 

Die Universität Freiburg (Deutschland) und die Mashhad Universität (Iran) sind Ausbildungspartner dieses 

Krankenhauses (BFA 4.2018). Balkh gehörte bei einer Erhebung von 2016/2017 zu den Provinzen mit dem 

höchsten Anteil an Frauen, welche einen Zugang zu Gesundheitseinrichtungen haben (CSO 2018). 

Es folgt eine Liste einiger staatlicher Krankenhäuser: 

 Ali Abad Krankenhaus: Kart-e Sakhi, Jamal Mina, Kabul University Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2510 355 (KUMS 

o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

 Antani Krankenhaus für Infektionskrankheiten: Salan Watt, District 2, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2201 372 (LN o.D.; 

vgl. MoPH 11.2012) 

 Ataturk Kinderkrankenhaus: Behild Aliabaad (in der Nähe von der Kabul University), District 3, Kabul, Tel.: +93 

(0)75 2001893 / +93 (0)20 250 0312 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.a, MoPH 11.2012) 

 Indira Ghandi Children Hospital: Wazir Akbar Khan, Kabul. Tel.: 020-230-2281 (IOM 2018; AT 17.9.2015) 

 Istiqlal/Esteqlal Krankenhaus: District 6, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500674 (LN o.D.; vgl. AB 20.1.2016, MoPH 

11.2012) 

 Ibne Sina Notfallkrankenhaus: Pull Artal, District 1, Kabul, Tel.: +93 (0)202100359 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.b, 

MoPH 11.2012) 

 Jamhoriat Krankenhaus: Ministry of Interior Road, Sidarat Square, District 2, Kabul Tel: +93 (0)20 220 1373/ 

1375 (LN o.D.; HPIC o.D.c, MoPH 11.2012) 

 Karte Sae Mental Hospital: Karte sae Serahi Allaudding, PD-6, Tel.: +93 799 3 190 858 (IOM 2018; IOM 2019) 
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 Malalai Maternity Hospital: Malalai Watt, Shahre Naw, Kabul, Tel.: +93(0)20 2201 377 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.d, 

MoPH 11.2012) 

 Noor Eye Krankenhaus: Cinema Pamir, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2100 446 (LN o.D.; vgl. IAM o.D., MoPH 11.2012) 

 Rabia-i-Balki Maternity Hospital: Frosh Gah, District 2, Kabul, Tel.: +93(0)20 2100439 (LN o.D.; vgl. MoPH 

11.2012) 

 Wazir Akbar Khan Krankenhaus: Wazir Akbar Khan, Kabul, Tel.: +93 (0)78 820 0419 (MoPH 11.2012; vgl. TN 

1.6.2017) 

 Herat Regionalkrankenhaus: Khaja Ali Movafaq Rd, Herat (MoPH 2013; vgl. PAJ 3.8.2017) 

 Mirwais Nika Krankenhaus in Kandahar, Tel.: +93 (0)79 146 4237 (ICRC 28.1.2018; vgl. ICRC 3.2.2017) 

Es gibt zahlreiche private Kliniken, die auf verschiedene medizinische Fachbereiche spezialisiert sind. Es folgt eine 

Liste einiger privater Gesundheitseinrichtungen: 

 Amiri Krankenhaus: Red Crescent, 5 th Phase, Qragha Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 256 3555 (IOM 5.2.2018) 

 Sayed Jamaluding Psychiatric Hospital, Khoshal Mina section 1, Tel.: 93 799 128,737 (IOM 2018; vgl. IOM 2019) 

 Shfakhanh Maljoy Frdos/Ferdows: Chahr Qala-e-Chahardihi Road, Kabul, Tel.: +93 (0)70 017 3124 (Cybo o.D.) 

 Khair Khwa Medical Complex: Qala Najar Ha, Kabul, Tel.: +93 (0)72 988 0850 (KMC o.D.) 

 DK – German Medical Diagnostic Center: Ansari Square, 3d Street, Shahr-e Nau, Kabul, Tel.: +93 (0)70 606 0141 

(MK o.D.) 

 French Medical Institute for Mothers and Children: Hinter der Kabul University, Aliabad, Kabul, Tel.: +93 (0)20 

2500 200 (FMIC o.D.) 

 Luqmah Hakim: Bagh-e Azadi Ave, Herat, Tel.: +93 (0)79 232 5907 (IOM 5.2.2017; vgl. LHH o.D.) 

 Alemi Krankenhaus: Mazar-e Sharif (BFA Staatendokumentation 4.2018) 

Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über die asyl- und 

abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%29%2C

_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 AAN – Afghanistan Analysts Network (2.12.2014): Between Rhetoric and Reality: Access to health care and its 

limitations, https://www.afghanistan-analysts.org/access-to-health-care-and-its-limitations/, Zugriff 

26.9.2019 
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 AB - Afghan-Bios (20.1.2016): Istiqlal Hospital in Kabul, http://www.afghan-bios.info/index.php?option=com_ 

afghanbios&id=3460&task=view&total=3673&start=1452&Itemid=2, Zugriff 1.6.2018 

 AT – Afghanistan Times (17.9.2015): India equips emergency, diagnostic wards of Indira Gandhi Children’s 

Hospital, http://www.afghanistantimes.af/india-equips-emergency-diagnostic-wards-of-indira-gandhi-child 

rens-hospital/, Zugriff 26.9.2018 

 BDA – Belgian Desk on Accessibility (18.12.2018): Country Fact Sheet, Access to Healthcare: Afghanistan, 

https://www.medcoi.eu/Source/DownloadAttachment/14495?RepositoryId=19487, Zugriff 17.5.2019 

 BFA Staatendokumentation (13.6.2019): Afghanistan – Informationen zu sozioökonomischen Faktoren in der 

Provinz Herat auf Basis von Interviews im Zeitraum November 2018 bis Jänner 2019, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2010507/AFGH_ANALYSE_Herat_2019_06_13.pdf, Zugriff 2.7.2019 

 BFA Staatendokumentation (4.2018): Fact Finding Mission Report Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1430912/5818_1524829439_03-onlineversion.pdf, Zugriff 16.5.2019 

 CSO – Central Statistics Organization (2018): Afghanistan Living Conditions Survey 2016-17, 

http://cso.gov.af/Content/files/ALCS/ALCS%202016-17%20Analysis%20report%20-%20Full%20report23% 

20_09%202018-ilovepdf-compressed.pdf, Zugriff 13.5.2019 

 Cybo (o.D.): فردوس معالجوی شفاخانه , https://www.cybo.com/AF-biz/ferdaws-hospital, Zugriff 1.6.2018 

 EASO – European Asylum Support Office (4.2019): Afghanistan, Key socio-economic indicators, Focus on Kabul 

City, Mazar-e Sharif and Herat City, https://www.ecoi.net/en/file/local/2005343/EASO_ 

COI_Afghanistan_KSEI_April_2019.pdf, Zugriff 2.4.2019 

 FMIC – French Medical Institute for Mothers and Children (o.D.): How to Reach Us, 

https://www.fmic.org.af/Pages/Home.aspx, Zugriff 1.6.2018 

 HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.a): Ataturk Children‘s Hospital, 

http://www.hpicanada.ca/hospitals/ataturk-childrens-hospital/, Zugriff 1.6.2018 

 HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.b): Ibn Sina Emergency Hospital and Ibn Sina Cardiac 

Hospital, http://www.hpicanada.ca/hospitals/ibn-sina-emergency-and-cardia-hospital/, Zugriff 1.6.2018 

 HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.c): Jamhuriat Hospital, 

http://www.hpicanada.ca/hospitals/jamhuriat/, Zugriff 1.6.2018 

 HPIC - Health Partners International of Canada (o.D.d): Malalai Maternity Hospital, 

http://www.hpicanada.ca/hospitals/malalai-maternity/, Zugriff 1.6.2018 

 IAM – International Assistance Mission (o.D.): Eye Care, https://iam-afghanistan.org/c/eye-care/, Zugriff 

1.6.2018 
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 ICRC – International Committee of the Red Cross (28.1.2018): Afghanistan: Facts and figures – January to 

December 2017, https://www.icrc.org/en/download/file/65159/facts_and_figures_2017_jan-dec_eng.pdf, 

Zugriff 1.6.2018 

 ICRC – International Committee of the Red Cross (3.2.2017): Afghanistan: New children’s ward at Mirwais 

Hospital already overcapacity, https://www.icrc.org/en/document/mirwais-hospital-afghanistan-health-

children-news, Zugriff 4.6.2018 

 IOM – International Organization for Migration (2019): ZIRF-Counselling, 

https://files.returningfromgermany.de/files/2019-1%20Afghanistan%20Psyche%20Epilepsie.pdf, Zugriff 

26.9.2019 

 IOM – International Organization for Migration (5.2.2018): BMI-BA123001/1127-BFA-B/III/2017, 

Anfragebeantwortung liegt bei der Staatendokumentation auf 

 IOM – International Organization for Migration (2018): Länderinformationsblatt Afghanistan, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698612/18363835/Afghanistan

_%2D_Country_Fact_Sheet_2018%2C_deutsch.pdf?nodeid=20100935&vernum=-2, Zugriff 26.9.2019 

 KMC – Khair Khwa Medical Complex (o.D.): Home, http://kmc.af/index.php, Zugriff 1.6.2018 

 KUMS – Kabul University of Medical Sciences (o.D.): Contact Us Hospital, https://kums.edu.af/en/contact-us-

hospital-0, Zugriff 1.6.2018 

 LHH – Loqman Hakim Hospital (o.D.): Homepage http://www.loqmanhakimhospital.com/language/en/, 

Zugriff 4.6.2018 

 LN – Londonnews (o.D.): Hospitals in Kabul Afghanistan, http://www.londonnews247.com/hospitals-in-kabul-

afghanistan/, Zugriff 1.6.2018 

 MedCOI (12.4.2019): BMA-12294, Anfragebeantwortung liegt in der Staatendokumentation auf 

 MK – Medical Kabul (o.D.): DK – German Medical Diagnostic Center, http://medical-kabul.com/, Zugriff 

1.6.2018 

 MoPH – Islamic Republic of Afghanistan Ministry of Publich Health (2013): Cost Analysis of Afghanistan’s 

Essential Package of Hospital Services (EPHS), http://moph.gov.af/Content/Media/Documents/Cost 

AnalysisofEPHSReportMay2013-English1720139531949553325325.pdf, Zugriff 4.6.2018 

 MoPH – Islamic Republic of Afghanistan Ministry of Public Health (11.2012): Cost Analysis of Kabul’s National 

Hospitals, 

http://moph.gov.af/Content/Media/Documents/CostAnalysisofKabul%E2%80%99sNationalHospitals_FINAL_

December0820122342013101930531553325325.pdf, Zugriff 1.6.2018 

 PAJ – Pajhwok (3.8.2017): Herat Regional Hospital gets emergency support, 

https://www.pajhwok.com/en/2017/08/03/herat-regional-hospital-gets-emergency-support, Zugriff 4.6.2018 
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 TN – Tolonews (1.6.2017): 51 Surgeries Performed In Wazir Khan Akbar Khan Hospital In One Day, 

https://www.tolonews.com/afghanistan/51-surgeries-performed-wazir-akbar-khan-hospital-one-day, Zugriff 

4.6.2018 

 UNHCR – United Nations High Commissioner for Refugees (5.2018): Returnee and Internally Displaced Persons 

Monitoring Report, https://www.ecoi.net/en/file/local/1435672/1930_1529398206_64059.pdf, Zugriff 

5.4.2019 

 UNOCHA – United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (11.2018): 2019 Humanitarian 

Needs Overview – Afghanistan, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/afg_2019_ 

humanitarian_needs_overview.pdf, Zugriff 28.5.2019 

 WB – World Bank (30.9.2018): Kabul's Renovated Hospital Improves Quality of Healthcare for Thousands, 

http://www.worldbank.org/en/news/feature/2018/09/30/hospital-renovation-improves-quality-of-health-

services-for-thousands-in-kabul-city, Zugriff 20.5.2019 

 WHO – World Health Organization (3.2019): Situation Report March 2019, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/COPub_AFG_Situation_rep_Mar_2019_EN.pdf, 

Zugriff 16.5.2019 

 WHO – World Health Organization (12.2018): WHO Afghanistan Country Office 2019, 

http://www.emro.who.int/images/stories/afghanistan/WHO_at_a_Glance_2019_Feb.pdf?ua=1, Zugriff 

17.5.2019 

 WHO – World Health Organization (4.2018): From Trauma to Recovery: Addressing Emergency Care in 

Afghanistan, https://www.who.int/features/2018/emergency-care-afghanistan/en/, Zugriff 17.5.2019 

 WHO – World Health Organization (o.D.): Country Profile Afghanistan, 

https://databank.worldbank.org/views/reports/reportwidget.aspx?Report_Name=CountryProfile&Id=b450fd

57&tbar=y&dd=y&inf=n&zm=n&country=AFG, Zugriff 17.7.2019 

11.1. Psychische Erkrankungen 

Innerhalb der afghanischen Bevölkerung leiden viele Menschen an unterschiedlichen psychischen Erkrankungen. 

Die afghanische Regierung ist sich der Problematik bewusst und hat mentale Gesundheit als Schwerpunkt gesetzt, 

doch der Fortschritt ist schleppend und die Leistungen außerhalb Kabuls dürftig. In der afghanischen Gesellschaft 

werden Menschen mit körperlichen oder psychischen Behinderungen als schutzbedürftig betrachtet. Sie sind Teil 

der Familie und werden – genauso wie Kranke und Alte – gepflegt. Daher müssen körperlich und geistig Behinderte 

sowie Opfer von Missbrauch eine starke familiäre und gesellschaftliche Unterstützung sicherstellen (BFA 4.2018). 

Die Behandlung von psychischen Erkrankungen – insbesondere Kriegstraumata – findet, abgesehen von einzelnen 

Projekten von NGOs, nach wie vor nicht in ausreichendem Maße statt (AA 2.9.2019). Die Infrastruktur für die 

Bedürfnisse mentaler Gesundheit entwickelt sich langsam; so existiert z.B. in Mazar-e Sharif ein privates 

neuropsychiatrisches Krankenhaus (Alemi Hospital) und ein öffentliches psychiatrisches Krankenhaus. In Kabul 

existiert eine weitere psychiatrische Klinik (BFA 4.2018). In der staatlichen Klinik in Kabul existieren 14 Betten zur 

stationären Behandlung (AA 2.9.2019). 
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Zwar sieht das Basic Package of Health Services (BPHS) psychosoziale Beratungsstellen innerhalb der 

Gemeindegesundheitszentren vor, jedoch ist die Versorgung der Bevölkerung mit psychiatrischen oder 

psychosozialen Diensten aufgrund des Mangels an ausgebildeten Psychiatern, Psychologen, psychiatrisch 

ausgebildeten Krankenschwestern und Sozialarbeitern schwierig. Die WHO geht davon aus, dass in ganz 

Afghanistan im öffentlichen, wie auch privaten Sektor insgesamt 320 Spitäler existieren, an welche sich Personen 

mit psychischen Problemen wenden können (BDA 18.12.2018). 

Wie auch in anderen Krankenhäusern Afghanistans ist eine Unterbringung im Kabuler Krankenhaus von Patienten 

grundsätzlich nur möglich, wenn sie durch Familienangehörige oder Bekannte mit Nahrungsmitteln, Kleidung und 

Hygieneartikeln versorgt werden (AA 2.9.2019). So werden Patienten bei stationärer Behandlung in 

psychiatrischen Krankenhäusern in Afghanistan nur in Begleitung eines Verwandten aufgenommen. Der 

Verwandte muss sich um den Patienten kümmern und für diesen beispielsweise Medikamente und 

Nahrungsmittel kaufen. Zudem muss der Angehörige den Patienten gegebenenfalls vor anderen Patienten 

beschützen, oder im umgekehrten Fall bei aggressivem Verhalten des Verwandten die übrigen Patienten 

schützen. Die Begleitung durch ein Familienmitglied ist in allen psychiatrischen Einrichtungen Afghanistans 

aufgrund der allgemeinen Ressourcenknappheit bei der Pflege der Patienten notwendig. Aus diesem Grund 

werden Personen ohne einen Angehörigen selbst in Notfällen in psychiatrischen Krankenhäusern nicht stationär 

aufgenommen (IOM 24.4.2019). 

Landesweit bieten alle Provinzkrankenhäuser kostenfreie psychologische Beratungen an, die in manchen Fällen 

sogar online zur Verfügung stehen. Mental erkrankte Menschen können beim Roten Halbmond, in 

entsprechenden Krankenhäusern und unter anderem bei folgenden Organisationen behandelt werden: bei 

International Psychosocial Organisation (IPSO) Kabul, Medica Afghanistan und PARSA Afghanistan (BFA 4.2018). 

In folgenden Krankenhäusern kann man außerdem Therapien bei Persönlichkeits- und Stressstörungen erhalten: 

Mazar-e -Sharif Regional Hospital: Darwazi Balkh; in Herat das Regional Hospital und in Kabul das Karte Sae 

mental hospital. Wie bereits erwähnt gibt es ein privates psychiatrisches Krankenhaus in Kabul, aber keine 

spezialisierten privaten Krankenhäusern in Herat oder Mazar-e Sharif. Dort gibt es lediglich Neuropsychiater in 

einigen privaten Krankenhäusern (wie dem Luqman Hakim private hospital) die sich um diese Art von Patienten 

tagsüber kümmern (IOM 26.4.2019). In Mazare-e Sharif existiert z.B. ein privates neuropsychiatrisches 

Krankenhaus (Alemi Hospital) und ein öffentliches psychiatrisches Krankenhaus (BFA 4.2018). 

Es gibt keine formelle Aus- oder Weiterbildung zur Behandlung psychischer Erkrankungen. Psychische 

Erkrankungen sind in Afghanistan weiterhin hoch stigmatisiert, obwohl Schätzungen zufolge 50% der Bevölkerung 

psychische Symptome wie Depression, Angststörungen oder posttraumatische Belastungsstörung zeigen (AA 

2.9.2019). 

Neben Problemen beim Zugang zu Behandlungen bei psychischen Erkrankungen, bzw. dem Mangel an 

spezialisierter Gesundheitsversorgung, sind falsche Vorstellungen der Bevölkerung über psychische Erkrankungen 

ein wesentliches Problem (BDA 18.12.2018). Psychisch Erkrankte sind oftmals einer gesellschaftlichen 

Stigmatisierung ausgesetzt (BDA 18.12.2018). 

Anmerkung: Weiterführende Informationen können unter anderem dem FFM Bericht Afghanistan 4.2018 und der 

Analyse Herat 13.6.2019 entnommen werden. 
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Quellen: 

 AA – Auswärtiges Amt der Bundesrepublik Deutschland (2.9.2019): Bericht über die asyl- und 

abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juli 2019), 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2015806/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%29%2C

_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 AA – Auswärtiges Amt (31.5.2018): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen 

Republik Afghanistan, https://www.ecoi.net/en/file/local/1434081/4598_1528111899_auswaertiges-amt-

bericht-asyl-und-abschiebungsrelevante-lage-in-der-islamischen-republik-afghanistan-stand-mai-2018-31-05-

2018.pdf, Zugriff 14.5.2019 

 BDA – Belgian Desk on Accessibility (18.12.2018): Country Fact Sheet, Access to Healthcare: Afghanistan, 

https://www.medcoi.eu/Source/DownloadAttachment/14495?RepositoryId=19487, Zugriff 17.5.2019 

 BFA Staatendokumentation (4.2018): Fact Finding Mission Report Afghanistan, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1430912/5818_1524829439_03-onlineversion.pdf, Zugriff 16.5.2019 

 IOM – International Organization for Migration (26.4.2019): Medizinische Versorgung, 

https://milo.bamf.de/milop/livelink.exe/fetch/2000/702450/698578/704870/698612/20272085/Herat_%2D

_Medizinische_Versorgung%2C_Schizophrenie%2C_26%2E04.2019.pdf?nodeid=20271655&vernum=-2, 

Zugriff 16.9.2019 

 IOM – International Organization for Migration (24.4.2019): IOM-Kabul, Antwortschreiben per Mail 

12. Rückkehr 

Letzte Änderung: 18.5.2020 

Seit 1.1.2020 sind 279.738 undokumentierter Afghan/innen aus dem Iran nach Afghanistan zurückgekehrt. Die 

höchste Anzahl an Rückkehrer/innen ohne Papiere aus dem Iran wurden im März 2020 (159.789) verzeichnet. 

Die Anzahl der seit 1.1.2020 von IOM unterstützten Rückkehrer/innen aus dem Iran beläuft sich auf 29.019. Seit 

Beginn des islamischen Fastenmonats Ramadan (Anm.: 23.4.-24.5.2020) hat sich die Anzahl der Rückkehr/innen 

(undokumentierter, aber auch unterstützter Rückkehr/innen) reduziert. Im gleichen Zeitraum kehrten 1.833 

undokumentierte und 1.662 von IOM unterstütze Personen aus Pakistan nach Afghanistan zurück (IOM 

11.3.2020). Pakistan hat temporär und aufgrund der COVID-19-Krise seine Grenze nach Afghanistan geschlossen 

(VoA 4.4.2020; vgl. IOM 11.5.2020; TN 18.3.2020; TiN 13.3.2020). Durch das sogenannte „Friendship Gate“ in 

Chaman (Anm.: in Balochistan/ Spin Boldak, Kandahar) wurden im April 37.000 afghanische Familien auf 

ausdrücklichen Wunsch der afghanischen Regierung von Pakistan nach Afghanistan gelassen. An einem weiteren 

Tag im Mai 2020 kehrten insgesamt 2.977 afghanische Staatsbürger/innen nach Afghanistan zurück, die zuvor in 

unterschiedlichen Regionen Balochistans gestrandet waren (DA 10.5.2020). 

Im Zeitraum 1.1.2019 – 4.1.2020 kehrten insgesamt 504.977 Personen aus dem Iran und Pakistan nach 

Afghanistan zurück: 485.096 aus dem Iran und 19.881 aus Pakistan (IOM 4.1.2020). Im Jahr 2018 kehrten aus den 

beiden Ländern insgesamt 805.850 nach Afghanistan zurück: 773.125 aus dem Iran und 32.725 aus Pakistan (IOM 
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5.1.2019). Im Jahr 2017 stammten 464.000 Rückkehrer aus dem Iran 464.000 und 154.000 aus Pakistan (AA 

2.9.2019). 

Die Wiedervereinigung mit der Familie wird meist zu Beginn von Rückkehrer als positiv empfunden (MMC 1.2019; 

vgl. IOM KBL 30.4.2020). Jedoch ist der Reintegrationsprozess der Rückkehrer oft durch einen schlechten 

psychosozialen Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind weniger selbsterhaltungsfähig als die meisten 

anderen Afghanen. Rückkehrerinnen sind von diesen Problemen im Besonderen betroffen (MMC 1.2019). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer/innen die 

Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können Personen, 

die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 

Unterstützungsformen in Anspruch nehmen (BFA 4.2018). Für Rückkehrer leisten UNHCR und IOM in der ersten 

Zeit Unterstützung. Bei der Anschlussunterstützung ist die Transition von humanitärer Hilfe hin zu 

Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen der hohen Fluktuation im Land und der 

notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich darauf einzustellen, ist Hilfe nicht immer sofort dort verfügbar, wo 

Rückkehrer sich niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass sich viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die für 

Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht erreichbar sind (AA 2.9.2019). 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich. Der Großteil der nach 

Afghanistan zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres Netzwerk, auf das in der Regel zurückgegriffen 

wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und individuellen 

Faktoren ist diese Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (BFA 13.6.2019). 

Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere wichtige Netzwerke 

zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf Zugehörigkeit zu einer 

Ethnie, Religion oder anderen beruflichen Netzwerken (Kolleg/innen, Mitstudierende etc.) sowie politische 

Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und unterschiedliche Einflüsse 

– auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und städtischen Gebieten. Ein 

Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche Rückkehrer/innen auf soziale Netzwerke 

angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken 

stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrer/innen dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen 

Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer Netzwerke – der Familie, der Freunde und der Bekannten 

– ist für junge Rückkehrer/innen besonders ausschlaggebend, um sich an das Leben in Afghanistan anzupassen. 

Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach ausgeprägt sein, kann die Unterstützung verschiedener 

Organisationen und Institutionen in Afghanistan in Anspruch genommen werden (BFA 4.2018). 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern gelebt haben und zum 

Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, von 

denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder Dari 

(die afghanische Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können fehlende Vertrautheit mit 

kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und Existenzgründung erschweren. Das 

Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch hierbei eine zentrale Rolle ein. Über 

diese können die genannten Integrationshemmnisse abgefedert werden, indem die erforderlichen Fähigkeiten 

etwa im Umgang mit lokalen Behörden sowie sozial erwünschtes Verhalten vermittelt werden und für die 

Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 2.9.2019). UNHCR verzeichnete jedoch nicht viele Fälle 
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von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan aufgrund ihres Status als Rückkehrer. 

Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung besteht aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan 

großteils auf ethnischen und religiösen Faktoren sowie auf dem Konflikt (BFA 13.6.2019). 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft häufig 

misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind jedoch keine Fälle bekannt, in denen 

Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 2.9.2019). 

UNHCR berichtet von Fällen zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen Extremisten bezichtigt 

werden, verwestlicht zu sein; viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, Rückkehrer aus Europa 

wären reich und sie würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Wenn ein Rückkehrer mit im Ausland 

erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, stehen ihm mehr Arbeitsmöglichkeiten zur Verfügung als 

den übrigen Afghanen, was bei der hohen Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der Gemeinschaft führen 

kann (BFA 13.6.2019). 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der gesamten Familie 

Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht mehr existieren oder der Zugang zu 

diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die Reintegration stark erschweren. Der Mangel an Arbeitsplätzen 

stellt für den Großteil der Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt 

maßgeblich von lokalen Netzwerken ab (AA 2.9.2019). Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM 

und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen 

betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung, vulnerable 

Personen einschließlich Rückkehrer/innen aus Pakistan und dem Iran zu unterstützen, bleibt begrenzt und ist 

weiterhin von der Hilfe der internationalen Gemeinschaft abhängig (USDOS 13.3.2019). Moscheen unterstützen 

in der Regel nur besonders vulnerable Personen und für eine begrenzte Zeit. Für Afghanen, die im Iran geboren 

oder aufgewachsen sind und keine Familie in Afghanistan haben, ist die Situation problematisch. Deshalb 

versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in den Iran zurückzukehren (BFA 13.6.2019). 

Viele Rückkehrer, die wieder in Afghanistan sind, werden de-facto IDPs, weil die Konfliktsituation sowie das Fehlen 

an gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in ihre Heimatorte zurückzukehren (UNOCHA 12.2018). 

Trotz offenem Werben für Rückkehr sind essentielle Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in den 

grenznahen Provinzen nicht auf einen Massenzuzug vorbereitet (AAN 31.1.2018). Viele Rückkehrer leben in 

informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder gemieteten Wohnungen. Die meisten Rückkehrer im 

Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften und sind von fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten des 

Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 12.2018). 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene (IDP) in 

Afghanistan zuständig (BFA 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von der afghanischen Regierung, 

den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer (BFA 

4.2018; vgl. Asylos 8.2017). Der Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen aus Europa kehrt 

direkt zu ihren Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück (AAN 19.5.2017). 
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In Kooperation mit Partnerninstitutionen des European Return and Reintegration Network (ERRIN) wird im 

Rahmen des ERRIN Specific Action Program sozioökonomische Reintegrationsunterstützung in Form von Beratung 

und Vermittlung für freiwillige und erzwungene Rückkehrer angeboten (IRARA 9.5.2019). 

Quellen: 
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_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Islamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juli_2019%29%2C

_02.09.2019.pdf, Zugriff 11.9.2019 

 AAN – Afghanistan Analysts Network (31.1.2018): Still Caught in Regional Tensions? The uncertain destiny of 
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uncertain-destiny-of-afghan-refugees-in-pakistan/, Zugriff 28.5.2019 

 AAN – Afghanistan Analysts Network (19.5.2017): Voluntary and Forced Returns to Afghanistan in 2016/17: 

Trends, statistics and experiences, https://www.afghanistan-analysts.org/voluntary-and-forced-returns-to-
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landless/, Zugriff 27.9.2019 

 Asylos (8.2017): Afghanistan: Situation of young male 'Westernised' returnees to Kabul, 

https://www.asylos.eu/Handlers/Download.ashx?IDMF=687d4df7-bf78-4000-8acc-3f2c07c750ef, Zugriff 

24.5.2019 

 BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge der Bundesrepublik Deutschland (20.5.2019): Briefing Notes 

20. Mai 2019, https://www.ecoi.net/en/file/local/2010479/briefingnotes-kw21-2019.pdf, Zugriff 27.9.2019 

 BFA – Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Staatendokumentation (4.2018): Fact Finding Mission Report 

Afghanistan, https://www.ecoi.net/en/file/local/1430912/5818_1524829439_03-onlineversion.pdf, Zugriff 

24.5.2019 

 DA – Dawn (10.5.2020): 3,000 Afghans return home as Pakistan opens border, 

https://www.dawn.com/news/1555936/3000-afghans-return-home-as-pakistan-opens-border, Zugriff 

13.5.2020 

  LI – Landinfo (29.6.2017): Rekrutierung durch die Taliban (Afghanistan: Rekruttering til Taliban); 

Arbeitsübersetzung BFA, https://www.ecoi.net/en/file/local/1416499/5618_1509111275_afgh-landinfo-

bericht-taliban-zwangsrekrutierung-2017-06-29-ke.PDF, Zugriff 28.8.2019 

 IDMC – Internal Displacement Monitoring Centre/NRC Norwegian Refugee Council (2.2014): Still at Risk, 

https://www.nrc.no/globalassets/pdf/reports/still-at-risk---afghanistan.pdf, Zugriff 27.9.2019 
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 IOM – International Organization for Migration (11.5.2020): Return of Undocumented Afghans - Weekly 

Situation Report (03-09 May 2020), https://afghanistan.iom.int/sites/default/files/Reports/iom_afghanistan-

return_of_undocumented_afghans-_situation_report_03-09_may_2020.pdf, Zugriff 13.5.2020 

 IOM – International Organization for Migration (4.1.2020): Return of Undocumented Afghans - Weekly 

Situation Report (29 Dec 2019 - 4 Jan 2020), https://afghanistan.iom.int/sites/default/files/Reports 

/iom_afghanistan-return_of_undocumented_afghans-_situation_report_29_dec_2019-4_jan_2020.pdf, 

Zugriff 13.5.2020 

 IOM – International Organization for Migration (5.1.2019): Return of Undocumented Afghans - Weekly 

Situation Report (1 - 5 January 2019), https://afghanistan.iom.int/sites/default/files/ 

Reports/iom_afghanistan-return_of_undocumented_afghans-_situation_report_30_dec_2018_05_jan_2019 

_-_es_0.pdf, Zugriff 13.5.2020 

 IOM AUT – International Organization for Migration in Austria (18.5.2020): Antwortschreiben per E-Mail. 

 IOM AUT – International Organization for Migration in Austria (27.3.2020): Antwortschreiben per E-Mail. 

 IOM AUT – International Organization for Migration in Austria (23.1.2020): Interview mit Mitarbeiter/innen 
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 IOM – International Organization for Migration (5.11.2019): REINTEGRATION AND DEVELOPMENT 
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Zugriff 25.3.2020 

 UNAMA – United Nations Assistance Mission in Afghanistan (3.2015): The Stolen Lands of Afghanistan and its 

People, https://unama.unmissions.org/sites/default/files/unama_land_report_2_state_land_distribution_ 
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 UNOCHA – United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (12.2018): 2019 Humanitarian 
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 WB – World Bank/UNHCR – United Nations High Commissioner for Refugees (20.9.2017): Afghanistan’s Forced 

Displacement, Legal & Policy Framework Assessment, http://documents.worldbank.org/curated/en/ 
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Beweis wurde erhoben durch Erstbefragung des Beschwerdeführers durch die LPD 

Niederösterreich,  XXXX am 17.12.2015, ein Gutachten der medizinischen Universität Wien, 

Zentrum für Anatomie und Zellbiologie, Abteilung Anatomie, Knochenlabor vom 10.06.2016, 

durch Einvernahme des Beschwerdeführers durch das BFA, RD Wien, am 23.11.2017, 

Einsichtnahme in die Beschwerdeschrift der  XXXX vom 07.05.2018, Befragung des 

Beschwerdeführers in der öffentlichen mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem 

Bundesverwaltungsgericht am 20.06.2020, sowie durch Einsichtnahme in Diverse vom 

Beschwerdeführer bzw. seiner Vertretung vorgelegte Urkunden, insbesondere einer 

Schulbesuchanmeldung und von Schulzeugnissen, sowie einer Vaterschaftsanerkennung. 

2. Beweiswürdigung: 

Die Länderfeststellungen beruhen auf den in das Verfahren eingebrachten Länderberichten, 

insbesondere dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation, das basierend auf 

einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger unbedenklicher Quellen – deren 

Zugrundelegung von Entscheidungen vom Verwaltungsgerichtshof in Vergangenheit in 

zahlreichen Fällen bestätigt wurde – einen in den Kernaussagen schlüssigen Überblick über 

die aktuelle Lage in Afghanistan gewährleistet. 

Angesichts der Seriosität der genannten Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen besteht 

kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen zur 

Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten. 

Das Vorbringen des Beschwerdeführers wird wie folgt gewürdigt: 

Das Vorbringen eines Asylwerbers ist dann glaubhaft, wenn es vier Grunderfordernisse erfüllt 

(diesbezüglich ist auf die Materialien zum Asylgesetz 1991 [RV 270 BlgNR 18. GP; AB 328 BlgNR 

18. GP] zu verweisen, die wiederum der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes [VwGH] 

entnommen wurden). 

1. Das Vorbringen des Asylwerbers ist genügend substantiiert. Dieses Erfordernis ist 

insbesondere dann nicht erfüllt, wenn der Asylwerber den Sachverhalt sehr vage schildert 

oder sich auf Gemeinplätze beschränkt, nicht aber in der Lage ist, konkrete und detaillierte 

Angaben über seine Erlebnisse zu machen. 
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2. Das Vorbringen muss, um als glaubhaft zu gelten, in sich schlüssig sein. Der Asylwerber darf 

sich nicht in wesentlichen Aussagen widersprechen. 

3. Das Vorbringen muss plausibel sein, d.h. mit den Tatsachen oder der allgemeinen Erfahrung 

übereinstimmen. Diese Voraussetzung ist u.a. dann nicht erfüllt, wenn die Darlegungen mit 

den allgemeinen Verhältnissen im Heimatland nicht zu vereinbaren sind oder sonst unmöglich 

erscheinen und 

4. Der Asylwerber muss persönlich glaubwürdig sein. Das wird dann nicht der Fall sein, wenn 

sein Vorbringen auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abgestützt ist, aber auch dann, 

wenn er wichtige Tatsachen verheimlicht oder bewusst falsch darstellt, im Laufe des 

Verfahrens das Vorbringen auswechselt oder unbegründet einsilbig und verspätet erstattet 

oder mangelndes Interesse am Verfahrensablauf zeigt und die nötige Mitwirkung verweigert. 

Der VwGH hat in zahlreichen Erkenntnissen betont, wie wichtig der persönliche Eindruck, den 

das zur Entscheidung berufene Mitglied der Berufungsbehörde im Rahmen der 

Berufungsverhandlung von dem Berufungswerber gewinnt, ist (siehe z.B. VwGH 24.06.1999, 

98/20/0435, VwGH 20.05.1999, 98/20/0505, u.v.a.m.). 

Vorausgeschickt wird, dass im Asylverfahren das Vorbringen des Asylwerbers als zentrales 

Entscheidungskriterium herangezogen werden muss (so schon VwGH 16.01.1987, 

87/01/0230, VwGH 15.03.1989, 88/01/0339, Unabhängiger Bundesasylsenat 12.05.1998, 

203.037-0/IV/29/98 u.v.a.m.) 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit, Herkunft, ethnischen und religiösen Zugehörigkeit 

sowie zu den Aufenthaltsorten, Familienangehörigen, Sprachkenntnissen, der Schulbildung 

und Berufserfahrung des Beschwerdeführers beruhen auf dessen plausiblen, im Wesentlichen 

gleichbleibenden Angaben im Laufe des Asylverfahrens. Die Altersfeststellungen beruhen auf 

das Gutachten der medizinischen Universität Wien, Zentrum für Anatomie und Zellbiologie, 

Abteilung für Anatomie, Knochenlabor vom 10.6.2016. Die Angaben zur Arbeitsfähigkeit sowie 

zum Gesundheitszustand des Beschwerdeführers stütze sich auf dessen plausible Angaben. 

Die Feststellungen zur Einreise, Antragstellung und dem Aufenthalt des Beschwerdeführers in 

Österreich ergeben sich aus dem Inhalt des Verwaltungsaktes und dem damit in Einklang 

stehenden Vorbringen des Beschwerdeführers. 

Betreffend das Privatleben und insbesondere die Integration des Beschwerdeführers in 

Österreich wurden dessen Angaben in der Beschwerdeverhandlung sowie die vorgelegten 

Unterlagen den Feststellungen zugrunde gelegt. 
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Die Feststellung der Unbescholtenheit des Beschwerdeführers ergibt sich aus einer aktuellen 

Abfrage des Strafregisters der Republik Österreich. 

Die Feststellungen hinsichtlich einer nicht bestehenden Gefährdung des Beschwerdeführers 

aufgrund seiner Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit beruhen auf den ins Verfahren 

eingebrachten Länderberichten bzw. wurde auch kein substantiiertes Vorbringen zu einer 

konkreten Gefährdung erstattet. 

Das Fluchtvorbringen ist nicht relevant. Der Beschwerdeführer gab durchwegs im Verfahren 

an, in Pakistan, verfolgt zu werden. Der Beschwerdeführer ist afghanischer Staatsangehöriger, 

bei einer etwaiigen Verfolgung in Pakistan hätte er in seinem Heimatstaat Afghanistan 

Zuflucht suchen können.  

Der Beschwerdeführer ist allerdings während seines Aufenthaltes in Österreich Vater von 

einem mj. Sohn geworden. Er lebt mit der Kindesmutter nicht in einem Haushalt, ist jedoch 

bemüht die Kindesmutter und seinen Sohn so oft wie möglich zu treffen. Er hat auch 

regelmäßig Kontakt zu seinem Bruder und seiner Familie sowie zu seinen Cousins und deren 

Familie, die alle in Österreich aufhältig sind. Er hat keinen Kontakt zu seinen Schwestern, die 

in Afghanistan leben. 

Schließlich ist im Hinblick auf die derzeit bestehende COVID-19-Pandemie festzuhalten, dass 

in Afghanistan aktuell 7072 bestätigte Fälle von COVID-19 (bei 173 Todesfällen) offiziell 

berichtet sind (vgl. https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-

reports/20200518-covid-19-sitrep-119.pdf?sfvrsn=4bd9de25_4, Situation Report 119 vom 

18.05.2020). Es wird zwar nicht verkannt, dass laut öffentlich zugänglichen Quellen 

möglicherweise von (deutlich) höheren Fallzahlen auszugehen ist, und COVID-19 Afghanistan 

aufgrund mangelnder Kapazitäten im Gesundheitssystem besonders hart treffen kann. 

(https://www.zdf.de/nachrichten/politik/coronavirus-iran-afghanistan-100.html; 

https://www.unhcr.org/dach/at/42101-coronavirus-mehr-unterstuetzung-fuer-afghanistan-

und-seine-nachbarlaender-benoetigt.html; https://www.bbc.com/news/world-asia-

52210479; https://www.theguardian.com/world/2020/may/02/afghanistan-in-new-battle-

against-ravages-of-covid-19;). Jedoch ist der Beschwerdeführer erst 20 Jahre alt und leidet an 

keinen schwerwiegenden körperlichen Erkrankungen. Er fällt somit weder in die 

Risikogruppen der älteren Personen noch in jene der Personen mit spezifischen physischen 

Vorerkrankungen, sodass auch keine hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass der 

Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Afghanistan eine COVID-19-Erkrankung mit 
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schwerwiegendem oder tödlichem Verlauf bzw. mit dem Bedarf einer intensivmedizinischen 

Behandlung bzw. einer Behandlung in einem Krankenhaus zu gewärtigen hätte. 

Ein bei einer Überstellung des Beschwerdeführers nach Afghanistan vorliegendes „real risk“ 

einer Verletzung des Art. 3 EMRK ist somit (auch insoweit) nicht erkennbar.  

3. Rechtliche Beurteilung: 

Zu A) 

Zu Spruchpunkt I.: 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 

AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn 

glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK 

droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der 

Statusrichtlinie verweist). 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus der begründeten Furcht vor 

Verfolgung wegen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

sozialen Gruppe oder der politischen Überzeugung außerhalb seines Heimatlandes befindet 

und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses 

Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 

Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, 

in dieses Land zurückzukehren. 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Eine 

wohlbegründete Furcht vor Verfolgung liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen 

Situation des Asylwerbers unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv 

nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer 

konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in 

dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (vgl. VwGH 05.09.2016, Ra 

2016/19/0074 u.v.a.). Verlangt wird eine „Verfolgungsgefahr“, wobei unter Verfolgung ein 

Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu 

verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes 

des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die 
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Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten 

Gründen haben und muss ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person 

außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die 

Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen 

Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern 

bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr (vgl. 

VwGH 10.06.1998, 96/20/0287). Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH kommt einer von 

Privatpersonen bzw. privaten Gruppierungen ausgehenden, auf einem Konventionsgrund 

beruhenden Verfolgung Asylrelevanz zu, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage 

ist, diese Verfolgungshandlungen hintan zu halten (VwGH 24.02.2015, Ra 2014/18/0063); 

auch eine auf keinem Konventionsgrund beruhende Verfolgung durch Private hat aber 

asylrelevanten Charakter, wenn der Heimatstaat des Betroffenen aus den in Art. 1 Abschnitt 

A Z 2 GFK genannten Gründen nicht bereit ist, Schutz zu gewähren (vgl. VwGH 28.01.2015, Ra 

2014/18/0112 mwN). Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 

Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 

Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (vgl. VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256 mwN). 

Die Voraussetzung der „wohlbegründeten Furcht“ vor Verfolgung wird in der Regel aber nur 

erfüllt, wenn zwischen den Umständen, die als Grund für die Ausreise angegeben werden, und 

der Ausreise selbst ein zeitlicher Zusammenhang besteht (vgl. VwGH 17.03.2009, 

2007/19/0459). Relevant kann nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei 

Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente 

Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus 

den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. u.a. VwGH 

20.06.2007, 2006/19/0265 mwN). 

Auch wenn in einem Staat allgemein schlechte Verhältnisse bzw. sogar bürgerkriegsähnliche 

Zustände herrschen sollten, so liegt in diesem Umstand für sich alleine noch keine 

Verfolgungsgefahr im Sinne der Flüchtlingskonvention. Um asylrelevante Verfolgung 

erfolgreich geltend zu machen, bedarf es daher einer zusätzlichen, auf asylrelevante Gründe 

gestützten Gefährdung des Asylwerbers, die über die gleichermaßen die anderen Staatsbürger 

des Heimatstaates treffenden Unbilligkeiten hinausgeht (vgl. hiezu VwGH 21.01.1999, 

98/18/0394; 19.10.2000, 98/20/0233 mwH). Eine allgemeine desolate wirtschaftliche und 

soziale Situation kann nach ständiger Judikatur nicht als hinreichender Grund für eine 

Asylgewährung herangezogen werden (vgl. VwGH 17.06.1993, 92/01/1081; 14.03.1995, 

94/20/0798). 
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Der Beschwerdeführer hat vorgebracht, dass er vor einer Rekrutierung durch die Taliban in 

Pakistan, geflohen ist. Eine Verfolgung, die nicht im Heimatstaat stattfindet, ist nicht 

asylrelevant. 

Dem Beschwerdevorbringen ist weiters zu entgegnen, dass ein Mangel an asylrelevanten 

Fluchtgründen auch nicht durch Länderberichte (und Judikaturzitate) ersetzt werden kann, 

(vgl. auch BVwG vom 28.10.2016, W159 2110938-1/17E). 

Aus der allgemeinen Sicherheitssituation (allein) in Afghanistan lässt sich nicht einmal die 

Gewährung von subsidiärem Schutz begründen (VwGH vom 23.02.2016 Ra2015/01/0134-7), 

umso weniger die Gewährung von Asyl (siehe auch BVwG vom 28.04.2016, W159 2101994-

1/1E). 

Die allgemeine Lage in Afghanistan ist nicht dergestalt, dass bereits jedem, der sich dort 

aufhält, der Status eines Asylberechtigten zuerkannt werden müsste (vgl. etwa AsylGH 

07.06.2011, C1 411.358-1/2010/15E, sowie den diesbezüglichen Beschluss des VfGH 

19.09.2011, U 1500/11-6 u.v.a.). 

Der Beschwerdeführer konnte demnach keine individuell-konkrete Verfolgungsgefahr 

glaubhaft dartun. 

Dem Beschwerdeführer steht überdies eine inländische Fluchtalternative offen. 

§ 11 AsylG lautet: 

„(1) Kann Asylwerbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen 

Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes 

beherrschen, Schutz gewährleistet werden, und kann ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des 

Staatsgebietes zugemutet werden, so ist der Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen 

(Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des 

Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 

Flüchtlingskonvention vorliegen kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status 

des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates 

nicht gegeben sind. 

(2) Bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben ist, ist auf die 

allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der 

Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen.“ 
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Die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative erfordert nämlich im Hinblick auf das 

ihr u.a. innewohnende Zumutbarkeitskalkül insbesondere nähere Feststellungen über die zu 

erwartende konkrete Lage des Asylwerbers in dem in Frage kommenden Gebiet (VwGH 

29.04.2015, Ra 2014/20/0151; 08.09.2016, Ra 2016/20/0063).  

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen 

insoweit auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, 

bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. z.B. VwGH 24.03.1999, 98/01/0352 mwN; 

99/20/0036, 15.03.2001, 99/20/0134). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten 

Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den 

Betroffenen – mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates – im 

gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwGH 09.11.2004, 2003/01/0534). Das 

Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer „inländischen Flucht- oder Schutzalternative“ 

(VwGH 09.11.2004, 2003/01/0534) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort 

nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann 

asylrelevant sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 08.09.1999, 

98/01/0614; 29.03.2001, 2000/20/0539). 

Der VwGH hat in einem „Grundsatzerkenntnis“ wie folgt ausgeführt:  

„Mit dieser Norm macht der österreichische Asylgesetzgeber von der in Art. 8 Abs. 1 der 

Richtlinie 2011/95/EU (Statusrichtlinie) eröffneten Möglichkeit Gebrauch, dem Asylwerber 

keinen internationalen Schutz zu gewähren, sofern er in einem Teil seines Herkunftslandes 

keine begründete Furcht vor Verfolgung hat oder keine tatsächliche Gefahr, einen ernsthaften 

Schaden zu erleiden, besteht (lit. a) oder Zugang zu Schutz vor Verfolgung oder ernsthaftem 

Schaden gemäß Art. 7 Statusrichtlinie hat (lit. b), und er sicher und legal in diesen Landesteil 

reisen kann, dort aufgenommen wird und vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er 

sich dort niederlässt. 

§ 11 AsylG 2005 unterscheidet nach seinem klaren Wortlaut zwei getrennte und selbständig 

zu prüfende Voraussetzungen der innerstaatlichen Fluchtalternative. Zum einen ist zu klären, 

ob in dem als innerstaatliche Fluchtalternative ins Auge gefassten Gebiet Schutz vor 

asylrechtlich relevanter Verfolgung und vor Bedingungen, die nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 die 

Gewährung von subsidiärem Schutz rechtfertigen würden, gegeben ist. Demgemäß verbietet 

sich die Annahme, der Schutz eines Asylwerbers sei innerstaatlich zumindest in einem 

Teilgebiet gewährleistet, jedenfalls dann, wenn in dieser Region Verhältnisse herrschen, die 

Art. 3 EMRK widersprechen. 
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Zum anderen setzt die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative voraus, dass dem 

Asylwerber der Aufenthalt in diesem Gebiet zugemutet werden kann. Die Zumutbarkeit des 

Aufenthaltes ist daher von der Frage der Schutzgewährung in diesem Gebiet zu trennen. Selbst 

wenn in dem betreffenden Gebiet also keine Verhältnisse herrschen, die Art. 3 EMRK 

widersprechen (oder auf Grund derer andere Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 für 

die Zuerkennung von subsidiärem Schutz erfüllt wären), wäre eine innerstaatliche 

Fluchtalternative bei Unzumutbarkeit des Aufenthaltes in diesem Gebiet zu verneinen. 

Im Sinne einer unionsrechtskonformen Auslegung ist das Kriterium der ‚Zumutbarkeit‘ nach § 

11 Abs. 1 AsylG 2005 gleichbedeutend mit dem Erfordernis nach Art. 8 Abs. 1 Statusrichtlinie, 

dass vom Asylwerber vernünftigerweise erwartet werden kann, sich im betreffenden Gebiet 

seines Herkunftslandes niederzulassen. 

In der internationalen Literatur wird zwar am Erfordernis der ‚Zumutbarkeit‘ bei der Prüfung 

des internen Schutzes von Asylwerbern vereinzelt Kritik geübt (vgl. etwa Hathaway/Foster, 

The Law of Refugee Status2 [2014], 350 ff). Das Kriterium der Zumutbarkeit ist ungeachtet 

dessen in der Staatenpraxis vielfach anerkannt, findet sich – wie dargestellt – sowohl im 

einschlägigen Unionsrecht als auch im österreichischen nationalen Recht und wird vom 

UNHCR in seinen Auslegungshilfen zur Genfer Flüchtlingskonvention angeführt (vgl. 

insbesondere die Richtlinien des UNHCR zum internationalen Schutz Nr. 4 ‚Interne Flucht- und 

Neuansiedlungsalternative‘ vom 23. Juli 2003 (im Folgenden: Richtlinien Nr. 4)). 

Nach allgemeiner Auffassung soll die Frage der Zumutbarkeit danach beurteilt werden, ob der 

in einem Teil seines Herkunftslandes verfolgte oder von ernsthaften Schäden (iSd Art. 15 

Statusrichtlinie) bedrohte Asylwerber in einem anderen Teil des Herkunftsstaates ein ‚relativ 

normales Leben‘ ohne unangemessene Härte führen kann (vgl. etwa UNHCR Richtlinien Nr. 4., 

Rz 22 ff; Marx, Handbuch zur Qualifikationsrichtlinie [2009], 226 ff). 

Dabei ist auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen 

Umstände des Asylwerbers zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen (§ 

11 Abs. 2 AsylG 2005; vgl. auch die im Wesentlichen gleichlautenden Vorgaben des Art. 8 Abs. 

2 Statusrichtlinie). 

Marx (a.a.O., 227) argumentiert, die zentrale Frage laute, ob bei Berücksichtigung sämtlicher 

konkreter Umstände des Einzelfalles unter Berücksichtigung der allgemeinen Gegebenheiten 

vom Asylwerber vernünftigerweise verlangt werden könne, einen anderen Ort innerhalb 

seines Herkunftslandes aufzusuchen. Der dort zur Verfügung stehende Schutz müsse 

angemessen und erreichbar sein. Zusätzlich zu konkreten Sicherheitsfragen erfordere dies 

eine Berücksichtigung grundlegender ziviler, politischer und sozioökonomischer Rechte. 

Kontroversen kämen indes auf, wenn es um konkrete Fragen, wie etwa den Zugang zu 

angemessenen Arbeitsmöglichkeiten und um soziale Unterstützung gehe. Insoweit bestehe 
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lediglich Übereinstimmung, dass die soziale und wirtschaftliche Existenz am Ort der 

innerstaatlichen Schutzalternative sichergestellt sein müsse. 

Der UNHCR formuliert in seinen Richtlinien Nr. 4, Rz 24 ff, dass die Beantwortung der Frage, 

ob dem Asylwerber ein Aufenthalt in einem bestimmten Gebiet des Herkunftsstaates 

zugemutet werden kann, von mehreren Faktoren abhängt. Dazu müssten die persönlichen 

Umstände des Betroffenen (einschließlich allfälliger Traumata infolge früherer Verfolgung), 

die Sicherheit, die Achtung der Menschenrechte und die Aussichten auf wirtschaftliches 

Überleben in diesem Gebiet beurteilt werden. Zum Aspekt des wirtschaftlichen Überlebens 

führt der UNHCR u.a. aus, dass ein voraussichtlich niedrigerer Lebensstandard oder eine 

Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation keine ausreichenden Gründe seien, um ein 

vorgeschlagenes Gebiet als unzumutbar abzulehnen. Die Verhältnisse in dem Gebiet müssten 

aber ein für das betreffende Land relativ normales Leben ermöglichen. Wäre eine Person in 

dem Gebiet etwa ohne familiäre Bindungen und ohne informelles soziales Netzwerk, sei eine 

Neuansiedlung möglicherweise nicht zumutbar, wenn es der Person nicht auf andere Weise 

gelingen würde, ein relativ normales Leben mit mehr als dem bloßen Existenzminimum zu 

führen. 

Im Übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner jüngeren Rechtsprechung bereits 

erkannt, dass eine schwierige Lebenssituation (bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche 

sowie in wirtschaftlicher Hinsicht), die ein Asylwerber bei Rückführung in das als 

innerstaatliche Fluchtalternative geprüfte Gebiet vorfinden würde, für sich betrachtet nicht 

ausreicht, um eine innerstaatliche Fluchtalternative zu verneinen. Mit Bezug auf die 

Verhältnisse in Afghanistan wurde ausgeführt, es könne zutreffen, dass ein alleinstehender 

Rückkehrer ohne familiären Rückhalt und ohne finanzielle Unterstützung in der afghanischen 

Hauptstadt Kabul (anfangs) mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert sei. Soweit es 

sich aber um einen jungen und gesunden Mann, der über Schulbildung und Berufserfahrung 

verfüge, handle, sei – auf der Grundlage der allgemeinen Länderfeststellungen zur Lage im 

Herkunftsstaat – nicht zu erkennen, dass eine Neuansiedlung in Kabul nicht zugemutet 

werden könne. Dies stehe auch im Einklang mit der Einschätzung der UNHCR-Richtlinien zur 

Feststellung des Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 19. April 

2016, denen zufolge es alleinstehenden, leistungsfähigen Männern im berufsfähigen Alter 

ohne spezifische Vulnerabilität möglich sei, auch ohne Unterstützung durch die Familie in 

urbaner Umgebung zu leben (vgl. VwGH 08.08.2017, Ra 2017/19/0118). 

Auch der Verfassungsgerichtshof hat in einem ergangenen Erkenntnis vom 12.12.2017, E 

2068/2017, ausgesprochen, dass einem gesunden Asylwerber im erwerbsfähigen Alter, der 

eine der Landessprachen Afghanistans beherrsche, mit den kulturellen Gepflogenheiten 

seines Herkunftsstaates vertraut sei und die Möglichkeit habe, sich durch 
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Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die Inanspruchnahme einer 

innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul zugemutet werden könne, und zwar selbst dann, 

wenn er – wie im entschiedenen Fall – nicht in Afghanistan geboren worden sei, dort nie gelebt 

und keine Angehörigen in Afghanistan habe, sondern im Iran aufgewachsen und dort in die 

Schule gegangen sei.“ (siehe VwGH 23.01.2018, Ra 2018/18/0001; auch VwGH 05.02.2018, Ra 

2018/18/0457, VwGH 22.02.2018, Ra 2017/18/0386) 

Dem ist zu entnehmen, dass in der Judikatur des VwGH nunmehr ein Paradigmenwechsel 

stattgefunden hat und nicht auf das Vorhandensein eines familiären Netzes und eines 

früheren Aufenthaltes in Kabul (und allenfalls anderen relativ sicheren Großstädten 

Afghanistans) abzustellen ist, sondern darauf, dass der Asylwerber gesund ist, erwerbsfähig, 

eine Landessprache beherrscht, mit den kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates 

vertraut ist und die Möglichkeit hat, sich allenfalls durch Gelegenheitstätigkeiten eine 

Existenzgrundlage zu sichern. Alle diese Voraussetzungen liegen bei dem Beschwerdeführer 

vor: Der Beschwerdeführer ist gesund, im erwerbsfähigen Alter, spricht eine der 

Landessprachen, ist mit den kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates vertraut, 

zumal er fast sein ganzes Leben dort verbracht hat, hat eine zweieinhalbjährige 

Schulausbildung genossen und in Afghanistan schon Berufserfahrung in der Landwirtschaft 

erworben; zudem hat er in Österreich Erfahrungen als Lehrling des Berufes 

Einzelhandelskaufmann sammeln können. 

Die Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zu 

gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 

verweist in Art. 10 zur Anforderung an die Prüfung von Anträgen gleichrangig auf die 

Heranziehung von Quellen wie EASO und UNHCR:  

„Artikel 10 

. . . 

3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Asylbehörde ihre Entscheidung über einen 

Antrag auf internationalen Schutz nach angemessener Prüfung trifft. Zu diesem Zweck stellen 

die Mitgliedstaaten sicher, dass  

a) die Anträge einzeln, objektiv und unparteiisch geprüft und entschieden werden;  

b) genaue und aktuelle Informationen aus verschiedenen Quellen, wie etwa EASO und UNHCR 

sowie einschlägigen internationalen Menschenrechtsorganisationen, eingeholt werden, die 

Aufschluss geben über die allgemeine Lage in den Herkunftsstaaten der Antragsteller und 

gegebenenfalls in den Staaten, durch die sie gereist sind, und diese Informationen den für die 

Prüfung und Entscheidung der Anträge zuständigen Bediensteten zur Verfügung stehen; 
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. . . “ 

Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH ist den UNHCR-Richtlinien besondere Beachtung 

zu schenken (s. VwGH 22.11.2016, Ra 2016/20/0259, mwN; 08.08.2017, Ra 2017/19/0118; zur 

„Indizwirkung“ vgl. VwGH 10.12.2014, Ra 2014/18/0103 bis 0106, mwN). Diese 

Rechtsprechung geht auf eine Entscheidung des VwGH zurück, in der dieser erkannte, dass 

Empfehlungen internationaler Organisationen zweifelsohne Gewicht zukommen, wenn es um 

die Beurteilung der allgemeinen Verhältnisse vor Ort geht. Sie ersparen jedoch nicht eine 

nähere Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt (vgl. VwGH 13.11.2001, 2000/01/0453). 

Der UNHCR ist in den Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 

afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016 der Auffassung, dass eine vorgeschlagene 

interne Schutzalternative nur dann zumutbar ist, wenn der Zugang zu Unterkunft, 

grundlegender Versorgung, wie sanitärer Infrastruktur, Gesundheitsdiensten und Bildung und 

zu Erwerbsmöglichkeiten gegeben ist. Ferner ist der UNHCR der Auffassung, dass eine interne 

Schutzalternative nur dann zumutbar sein kann, wenn betroffene Personen Zugang zu einem 

traditionellen Unterstützungsnetzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder 

durch Mitglieder ihrer größeren ethnischen Gruppe im vorgeschlagenen 

Neuansiedlungsgebiet haben und davon ausgegangen werden kann, dass diese willens und in 

der Lage sind, den Antragsteller tatsächlich zu unterstützen. Die einzigen Ausnahmen von 

dieser Anforderung der externen Unterstützung stellen nach Auffassung des UNHCR 

alleinstehende leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im berufsfähigen Alter ohne 

festgestellten besonderen Schutzbedarf dar. Diese Personen können unter bestimmten 

Umständen ohne Unterstützung von Familie und Gemeinschaft in urbanen und semiurbanen 

Umgebungen leben, die die notwendige Infrastruktur sowie Erwerbsmöglichkeiten zur 

Sicherung der Grundversorgung bieten und unter tatsächlicher staatlicher Kontrolle stehen. 

(Auszug aus den UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 

afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016, gleichlautend auch in den UNHCR-RL vom 

30.08.2018, vgl. dort S 110). 

In den aktuellen Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer 

Asylsuchender vom 30.08.2018 äußert UNHCR angesichts der gegenwärtigen Sicherheitslage 

sowie der menschenrechtlichen und humanitären Situation in Kabul die Auffassung, dass eine 

interne Flucht- und Neuansiedlungsalternative in dieser Stadt „generell“ nicht zur Verfügung 

stehe (arg. S 114: „UNHCR considers that given the current security, human rights and 

humanitarian situation in Kabul, an Internal Flight or Relocation Alternative (IFA/IRA) is 

generally not available in the city.“).  
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UNHCR änderte damit in Relation zu den Richtlinien vom 19.04.2016 seine Schlussfolgerung 

zur Relevanz und Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative in der Stadt Kabul, 

dies auf Basis der (sofern nichts Anderes angegeben) dem UNHCR am 31.05.2018 bekannten 

Informationen (vgl. FN 2 auf S. 5 der Richtlinien). 

Nach den aktuellen Richtlinien vom 30.08.2018 ist der UNHCR außerdem vor dem näher 

dargestellten Hintergrund der Ansicht, dass eine vorgeschlagene innerstaatliche Flucht- und 

Neuansiedlungsalternative nur sinnvoll möglich (und zumutbar) ist, wenn die Person Zugang 

zu Unterkünften, grundlegenden Dienstleistungen, wie Sanitärversorgung, 

Gesundheitsversorgung und Bildung sowie Möglichkeiten für den Lebensunterhalt oder 

nachgewiesene und nachhaltige Unterstützung für den Zugang zu einem angemessenen 

Lebensstandard hat. Darüber hinaus hält UNHCR eine innerstaatliche Flucht- und 

Neuansiedlungsalternative nur für zumutbar, wenn die Person Zugang zu einem 

Unterstützungsnetzwerk von Mitgliedern ihrer (erweiterten) Familie oder Mitgliedern ihrer 

größeren ethnischen Gemeinschaft in der Gegend der potenziellen Umsiedlung hat, die 

beurteilt wurden, bereit und in der Lage zu sein, dem Antragsteller in der Praxis echte 

Unterstützung zu leisten. 

UNHCR ist weiters der Ansicht, dass die einzige Ausnahme von der Anforderung der externen 

Unterstützung alleinstehende, leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im 

erwerbsfähigen Alter sind, soweit keine spezifischen Vulnerabilitäten (wie näher beschrieben) 

vorliegen. Unter bestimmten Umständen können diese Personen ohne familiäre und soziale 

Unterstützung in urbaner und semi-urbaner Umgebung leben, soweit diese Umgebung über 

die notwendige Infrastruktur und Lebensgrundlagen verfügt, um die Grundbedürfnisse des 

Lebens zu decken und soweit diese einer wirksamen staatlichen Kontrolle unterliegt (vgl. S. 

109 f.). 

Insofern ergibt sich aus den aktualisierten UNHCR-Richtlinien, ausgenommen der Stadt Kabul, 

keine maßgeblich andere Schlussfolgerung hinsichtlich innerstaatlichen Fluchtalternativen in 

urbanen Gebieten als aus jenen zum Stand 19.04.2016. 

Auch die – zwischenzeitlich verschlechterte – Sicherheitslage in Kabul hat noch nicht ein 

Ausmaß erreicht, dass von einer allgemein unzumutbaren Sicherheitssituation für jegliche 

Person allein aufgrund ihrer Anwesenheit ausgegangen werden kann. Soweit man geneigt ist, 

den jüngsten UNHCR-Guidelines eine solche Situation zu entnehmen, ist festzuhalten, dass 

EASO aus dem gleichen Sachverhalt andere Schlüsse zieht und im Übrigen beide 
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Einschätzungen nicht bindende Wertungen darstellen (siehe das hg. Erkenntnis vom 

14.09.2018, W137 2133840-1/12E). 

Umgelegt durch den vorliegenden Fall schon das Augenmerk darauf zu richten, dass der 

Beschwerdeführer eine lange Zeit in Kabul verbracht hat und dort auch noch über Verwandte 

verfügt und sich die Situation in Kabul nicht so darstellt, dass jeder der dort über 

Verbindungen verfügt automatisch in sehr hohem Maße einer Gefahr ausgesetzt ist, getötet 

oder schwer verletzt zu werden. 

Wenn jedoch der Beschwerdeführer vermeint, in Kabul nicht leben zu können so stünde ihm 

auch eine inländische Fluchtalternative in Mazar-e Sharif oder Herat offen: 

Wie sich aus den Länderfeststellungen ergibt, gilt die Stadt Mazar-e Sharif als eine Art 

„Vorzeigeprojekt“ Afghanistans und die Provinz Balkh wird als einer der friedlichsten und 

sichersten Orte Afghanistans geschätzt, auch wenn es selbst dort zu vereinzelten Anschlägen 

kommt. Es ist daher davon auszugehen, dass Mazar-e Sharif hinreichend sicher ist. Da der 

Beschwerdeführer in Herat oder Mazar-e Sharif erwerbstätig sein und damit selbst seine 

Existenz sichern kann, weshalb insgesamt betrachtet kein ernsthafter Schaden zu erwarten 

ist, sind ihm diese Lebensumstände und damit die Inanspruchnahme einer innerstaatlichen 

Fluchtalternative in der Stadt Herat oder der Stadt Mazar-e Sharif zumutbar. Daran hat sich 

auch durch COVID-19 nichts geändert (VwGH vom 20.08.2020, Ra 2020/19/0239, VwGH vom 

05.08.2020, Ra 2020/14/0183, VwGH vom 27.07.2020, Ra 2020/01/0130). 

Der Antrag auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten wurde daher zu Recht 

abgewiesen. 

Zu Spruchpunkt II.: 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt 

worden ist (Z 2), der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine 

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat 

eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 

oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 

internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde (vgl. zur 

Unzulässigkeit einer teleologischen Reduktion des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 und zur 



- 121 - 

Fortschreibung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch im Lichte der 

Judikatur des EuGH zur Zuerkennung subsidiären Schutzes VwGH 21.05.2019, Ro 

2019/19/0006).  

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder 

der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine 

innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 AsylG 2005offen steht. 

Kann Asylwerbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, 

die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz 

gewährleistet werden, und kann ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes 

zugemutet werden, so ist der Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen (innerstaatliche 

Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des 

Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK vorliegen kann 

und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 

Abs. 1 AsylG 2005) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (§ 11 Abs. 

1 AsylG 2005). 

Bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben ist, ist auf die allgemeinen 

Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der Asylwerber zum 

Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen (§ 11 Abs. 2 AsylG 2005). 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung betreffend die 

Zuerkennung von subsidiärem Schutz eine Einzelfallprüfung vorzunehmen, in deren Rahmen 

konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im 

Fall der Rückkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr („real risk“) einer gegen Art. 3 EMRK 

verstoßenden Behandlung droht. Unter „realer Gefahr“ ist eine ausreichend reale, nicht nur 

auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher Konsequenzen für den Betroffenen („a 

sufficiently real risk“) im Zielstaat zu verstehen. Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte 

Staatsgebiet beziehen und die drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität 

sein sowie ein Mindestmaß an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Art. 3 

EMRK zu fallen (z.B. VwGH 30.05.2001, 97/21/0560). 

Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die 

persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im 
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Zielstaat zu beziehen hat. Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat 

kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine 

Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen 

auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden können. Eine solche Situation ist nur unter 

exzeptionellen Umständen anzunehmen. Die bloße Möglichkeit einer durch die 

Lebensumstände bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK ist nicht ausreichend. Vielmehr ist es 

zur Begründung einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und 

konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen (vgl. VwGH 

25.05.2016, Ra 2016/19/0036, mwN; 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Der Verwaltungsgerichtshof hielt in seiner Rechtsprechung fest, dass die allgemeine Situation 

in Afghanistan nicht so gelagert ist, dass die Ausweisung dorthin automatisch gegen Art. 3 

EMRK verstoßen würde (VwGH 19.06.2017, Ra 2017/19/0095 mwN; so etwa auch in 

inhaltlicher Auseinandersetzung mit dem Gutachten von Friederike Stahlmann vom 

28.03.2018 der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, 11. Senat, 11.04.2018, A 11 S 

1729/17). 

Neben der Prüfung, ob in dem betreffenden Gebiet Verhältnisse herrschen, die Art. 3 EMRK 

widersprechen, setzt die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative voraus, dass dem 

Asylwerber der Aufenthalt in diesem Gebiet zugemutet werden kann (vgl. VwGH 23.01.2018, 

Ra 2018/18/0001). Im Sinne einer unionsrechtskonformen Auslegung ist das Kriterium der 

„Zumutbarkeit“ nach § 11 Abs. 1 AsylG 2005 gleichbedeutend mit dem Erfordernis nach Art. 

8 Abs. 1 Statusrichtlinie, dass vom Asylwerber vernünftigerweise erwartet werden kann, sich 

im betreffenden Gebiet seines Herkunftslandes niederzulassen (vgl. VwGH 23.01.2018, Ra 

2018/18/0001; vgl. auch jüngst VwGH 06.11.2018, Ra 2018/01/0106). 

Nach allgemeiner Auffassung soll die Frage der Zumutbarkeit danach beurteilt werden, ob der 

in einem Teil seines Herkunftslands verfolgte oder von ernsthaften Schäden (iSd Art. 15 

Statusrichtlinie) bedrohte Asylwerber in einem anderen Teil des Herkunftsstaates ein „relativ 

normales Leben“ ohne unangemessene Härte führen kann. Dabei ist auf die allgemeinen 

Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände des Asylwerbers 

zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen (VwGH 23.01.2018, Ra 

2018/18/0001, mwN). 

Es muss dem Beschwerdeführer möglich sein, im Gebiet der innerstaatlichen Fluchtalternative 

nach allfälligen anfänglichen Schwierigkeiten Fuß zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige 

Härten zu führen, wie es auch andere Landsleute führen können. Ob dies der Fall ist, erfordert 
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eine Beurteilung der allgemeinen Gegebenheiten im Herkunftsstaat und der persönlichen 

Umstände des Asylwerbers. Es handelt sich letztlich um eine Entscheidung im Einzelfall, die 

auf der Grundlage ausreichender Feststellungen über die zu erwartende Lage des Asylwerbers 

in dem in Frage kommenden Gebiet sowie dessen sichere und legale Erreichbarkeit getroffen 

werden muss (vgl. VwGH 23.01.2018, Ra 2018/18/0001, mwN). 

Für die zur Prüfung der Notwendigkeit subsidiären Schutzes erforderliche Gefahrenprognose 

ist bei einem nicht landesweiten bewaffneten Konflikt auf den tatsächlichen Zielort des 

Beschwerdeführers bei einer Rückkehr abzustellen. Kommt die Herkunftsregion des 

Beschwerdeführers als Zielort wegen der ihm dort drohenden Gefahr nicht in Betracht, kann 

er nur unter Berücksichtigung der dortigen allgemeinen Gegebenheiten und seiner 

persönlichen Umstände auf eine andere Region des Landes verwiesen werden (VfGH 

12.03.2013; U1674/12; 12.06.2013, U2087/2012; 13.09.2013, U370/2012). 

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Judikatur eine konkrete Auseinandersetzung 

mit den den Asylwerber konkret und individuell betreffenden Umständen, die er bei Annahme 

einer innerstaatlichen Fluchtalternative zu gewärtigen hätte (VwGH 23.02.2016, Ra 

2015/20/0233). Die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative erfordert im Hinblick 

auf das ihr u.a. innewohnende Zumutbarkeitskalkül somit insbesondere nähere 

Feststellungen über die zu erwartende konkrete Lage des Asylwerbers in dem in Frage 

kommenden Gebiet (VwGH 29.04.2015, Ra 2014/20/0151; 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist den UNHCR-Richtlinien 

besondere Beachtung zu schenken (s. VwGH 22.11.2016, Ra 2016/20/0259, mwN; 08.08.2017, 

Ra 2017/19/0118; zur „Indizwirkung“ vgl. VwGH 10.12.2014, Ra 2014/18/0103 bis 0106, 

mwN). Diese Rechtsprechung geht auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes 

zurück, in der dieser erkannte, dass Empfehlungen internationaler Organisationen 

zweifelsohne Gewicht zukommt, wenn es um die Beurteilung der allgemeinen Verhältnisse 

vor Ort geht. Sie ersparen jedoch nicht eine nähere Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt 

(vgl. VwGH 13.11.2001, 2000/01/0453). 

UNHCR äußerte in den Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 

afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016 die Auffassung, dass eine vorgeschlagene 

interne Schutzalternative nur dann zumutbar ist, wenn der Zugang zu Unterkunft, 

grundlegender Versorgung, wie sanitärer Infrastruktur, Gesundheitsdiensten und Bildung und 

zu Erwerbsmöglichkeiten gegeben ist. Zudem kann eine interne Schutzalternative nur dann 

zumutbar sein, wenn betroffene Personen Zugang zu einem traditionellen 
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Unterstützungsnetzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder durch Mitglieder 

ihrer größeren ethnischen Gruppe im vorgeschlagenen Neuansiedlungsgebiet haben und 

davon ausgegangen werden kann, dass diese willens und in der Lage sind, den Antragsteller 

tatsächlich zu unterstützen. Die einzigen Ausnahmen von dieser Anforderung der externen 

Unterstützung stellen nach Auffassung von UNHCR alleinstehende leistungsfähige Männer 

und verheiratete Paare im berufsfähigen Alter ohne festgestellten besonderen Schutzbedarf 

dar. Diese Personen können unter bestimmten Umständen ohne Unterstützung von Familie 

und Gemeinschaft in urbanen und semiurbanen Umgebungen leben, die die notwendige 

Infrastruktur sowie Erwerbsmöglichkeiten zur Sicherung der Grundversorgung bieten und 

unter tatsächlicher staatlicher Kontrolle stehen (vgl. UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des 

internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016). 

In den aktuellen Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer 

Asylsuchender vom 30.08.2018 gelangte UNHCR angesichts der gegenwärtigen 

Sicherheitslage sowie der menschenrechtlichen und humanitären Situation in Kabul zur 

Auffassung, dass eine interne Flucht- und Neuansiedlungsalternative in dieser Stadt 

„grundsätzlich“ nicht zur Verfügung stehe (arg. S 129: „UNHCR ist der Auffassung, dass 

angesichts der gegenwärtigen Sicherheits-, Menschenrechts- und humanitären Lage in Kabul 

eine interne Schutzalternative in der Stadt grundsätzlich nicht verfügbar ist.“). 

UNHCR änderte damit im Vergleich zu seinen Richtlinien vom 19.04.2016 seine Beurteilung 

der Relevanz und Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative in der Stadt Kabul, 

dies auf Basis der dem UNHCR am 31.05.2018 bekannten Informationen (vgl. FN 2 auf S 5 der 

Richtlinien vom 30.08.2018). 

Vor diesem Hintergrund ist UNHCR in seinen Richtlinien vom 30.08.2018 der Auffassung, dass 

eine vorgeschlagene interne Schutzalternative nur dann zumutbar ist, wenn die Person 

Zugang zu Unterkunft, grundlegender Versorgung wie sanitäre Infrastruktur, 

Gesundheitsversorgung und Bildung und Lebensgrundlagen hat oder über erwiesene und 

nachhaltige Unterstützung verfügt, die einen angemessenen Lebensstandard ermöglicht. 

UNHCR ist ferner der Auffassung, dass eine interne Schutzalternative nur dann als zumutbar 

angesehen werden kann, wenn die Person im voraussichtlichen Neuansiedlungsgebiet Zugang 

zu einem Unterstützungsnetzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder durch 

Mitglieder ihrer größeren ethnischen Gemeinschaft hat und man sich vergewissert hat, dass 

diese willens und in der Lage sind, den Antragsteller tatsächlich zu unterstützen. Die einzige 

Ausnahme von diesem Erfordernis der externen Unterstützung stellen nach Auffassung von 

UNHCR alleinstehende, leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im erwerbsfähigen 
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Alter ohne die oben beschriebenen besonderen Gefährdungsfaktoren dar. Diese Personen 

können unter bestimmten Umständen ohne Unterstützung von Familie und Gemeinschaft in 

städtischen und halbstädtischen Gebieten leben, die die notwendige Infrastruktur sowie 

Lebensgrundlagen zur Sicherung der Grundversorgung bieten und die unter der tatsächlichen 

Kontrolle des Staates stehen (vgl. S 124 f. der UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018). 

Insofern ergibt sich aus den aktualisierten UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018 im Vergleich zu 

den Richtlinien vom 19.04.2016 – mit Ausnahme der Stadt Kabul – keine maßgeblich 

geänderte Beurteilung hinsichtlich der Verfügbarkeit innerstaatlicher Fluchtalternativen in 

urbanen und semi-urbanen Gebieten.  

Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhalts 

ergibt sich, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nicht gegeben sind. 

Wie in der Beweiswürdigung dargelegt, vermochte der Beschwerdeführer eine sich auf das 

gesamte afghanische Staatsgebiet beziehende Verfolgungsgefahr nicht glaubhaft zu machen. 

In den Städten Herat und Mazar-e Sharif besteht für den Beschwerdeführer weder 

wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK noch sind in Bezug auf diese Teile des 

Herkunftsstaates die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status eines subsidiär 

Schutzberechtigten gegeben.  

Der Beschwerdeführer kann – vor dem Hintergrund der o.a. höchstgerichtlichen Judikatur 

sowie unter Berücksichtigung der Länderberichte, der vom Beschwerdeführer dargelegten 

persönlichen Lebensumstände und der von UNHCR in seinen Richtlinien vom 30.08.2018 

aufgestellten Kriterien für das Bestehen einer internen Flucht,- Neuansiedlungs- oder 

Schutzalternative in Afghanistan – in zumutbarer Weise auf eine innerstaatliche 

Fluchtalternative in den Städten Herat und Mazar-e Sharif verwiesen werden. Dies aufgrund 

folgender Erwägungen: 

Beim Beschwerdeführer handelt es sich um einen gesunden und arbeitsfähigen Mann, bei 

dem die grundsätzliche Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. 

Er ist mit den kulturellen Gepflogenheiten in Afghanistan vertraut, weil er in Afghanistan den 

Großteil seines Lebens verbracht hat. Er arbeitete in Afghanistan in einer Druckerei. Er spricht 

Dari, eine in Afghanistan weit verbreitete Sprache, auf Muttersprachenniveau. Darüber hinaus 

beherrscht er Paschtu und Englisch. Der Beschwerdeführer hat im Lichte seiner 

Arbeitsfähigkeit, seiner Sprachkenntnisse und seiner Fähigkeiten durchaus passable Chancen, 
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sich am Arbeitsmarkt in Herat oder Mazar-e Sharif zu integrieren und dort eine Unterkunft zu 

finden. 

Der Beschwerdeführer kann durch die Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe zumindest 

übergangsweise in Herat oder Mazar-e Sharif das Auslangen finden. Deshalb ist auch nicht zu 

befürchten, dass er bereits unmittelbar nach seiner Rückkehr und noch bevor er in der Lage 

wäre, selbst für seinen Unterhalt zu sorgen, in eine existenzbedrohende bzw. wirtschaftlich 

ausweglose Lage geraten könnte.  

Für eine existenzielle Gefährdung des Beschwerdeführers im Falle einer Niederlassung in den 

Städten Herat oder Mazar-e Sharif bestehen keine Hinweise. Der Beschwerdeführer war vor 

der Ausreise nie einer existenziellen Notlage ausgesetzt. Es gibt keinen Anhaltspunkt, wieso 

er in Herat oder Mazar-e Sharif nicht in der Lage sein sollte, seine Existenz – etwa auch durch 

Gelegenheits- und Hilfsarbeiten – zu sichern und eine einfache Unterkunft zu finden. 

Zur Sicherheitslage in Herat ist festzuhalten, dass Herat trotz stattfindender Kampfhandlungen 

und Aktivitäten von Aufständischen als eine der relativ friedlichen Provinzen gewertet wird, 

wenngleich Taliban-Kämpfer in einigen abgelegenen Distrikten aktiv sind und ein Anstieg der 

Gesetzlosigkeit und Kriminalität verzeichnet wird Herat-Stadt bleibt – trotz verschiedener 

Kampfhandlungen und Bedrohungen – unter der Kontrolle bzw. dem Einfluss der 

afghanischen Regierung. Auch die Provinz Balkh zählt zu den relativ stabilen und ruhigen 

Provinzen Afghanistans, in welcher die Taliban in der Vergangenheit nicht Fuß fassen konnten. 

Aus dem aktuellen Berichtsmaterial geht hervor, dass die Sicherheitslage in der Stadt Mazar-

e Sharif nach wie vor als ausreichend gut zu bewerten ist. 

In den EASO Country Guidance Afghanistan, Juni 2019 (EASO-Leitlinien 2019), werden die 

Städte Herat und Mazar-e Sharif als jene Gebiete genannt, in denen das Ausmaß willkürlicher 

Gewalt nicht ein derart hohes Niveau erreicht, dass wesentliche Gründe zur Annahme 

bestehen, ein Zivilist hätte – bloß aufgrund seiner Anwesenheit – ein tatsächliches Risiko zu 

gewärtigen, ernsthaften Schaden zu nehmen (EASO-Leitlinien 2019, S 29). Auf Basis der 

getroffenen Feststellungen und der Berichtslage ist nicht davon auszugehen, dass dem 

Beschwerdeführer in Herat oder Mazar-e Sharif Verfolgung oder ein anderer schwerer 

Schaden droht. 

Aus den Berichten geht zwar hervor, dass insbesondere Terroranschläge auch in den Städten 

Herat und Mazar-e Sharif nicht auszuschließen sind. Hierzu ist aber anzuführen, dass die 

Zunahme von Anschlägen für sich alleine betrachtet nicht die Schlussfolgerung zu tragen 

vermag, dass eine Ausweisung in einen von Terroranschlägen betroffenen Staat (bzw. ein 



- 127 - 

bestimmtes Gebiet innerhalb eines Staates) automatisch eine Verletzung des Art. 3 EMRK 

nach sich ziehen würde. Auch wenn in den Städten Herat und Mazar-e Sharif Anschläge auch 

zukünftig nicht auszuschließen sind, sind die Gefährdungsquellen in diesen Städten weiterhin 

nicht in einem solchen Ausmaß anzunehmen, dass die Lage im gesamten Gebiet der Städte 

Herat und Mazar-e Sharif als nicht ausreichend sicher zu bewerten wäre. Es ergeben sich aus 

den Länderberichten keine Hinweise darauf, dass die grundlegenden Menschenrechte in 

Herat und Mazar-e Sharif nicht geachtet werden, wenn auch – wie dargelegt – verhältnismäßig 

geringe Aktivitäten regierungsfeindlicher Gruppierungen auch zukünftig anzunehmen sind. 

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes steht die aktuelle Sicherheitslage einer 

Ansiedelung des Beschwerdeführers in den Städten Herat und Mazar-e Sharif somit nicht 

entgegen. Aufgrund der dargestellten grundsätzlich ruhigen Sicherheitslage in Mazar-e Sharif 

und Herat ist davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer trotz Schwankungen der 

allgemeinen Sicherheitslage dort auch auf Dauer sicher leben können wird. Individuelle, also 

in der Person des Beschwerdeführers gelegene gefahrenerhöhende Elemente, aus denen sich 

eine maßgebliche spezifische Gefährdung des Beschwerdeführers ableiten ließe, liegen im 

vorliegenden Fall nicht vor. 

Sowohl Herat als auch Mazar-e Sharif sind für den Beschwerdeführer auch sicher erreichbar. 

Beide Provinzen verfügen über internationale Flughäfen (s. auch die Ausführungen in Pkt. V. 

der EASO-Leitlinien 2019, S 130) und sind über den Luftweg via Kabul zu erreichen, was vor 

allem die Erreichbarkeit der Städte für den Fall der Unpassierbarkeit der Straßen während der 

Wintermonate gewährleistet. 

Zur Versorgungslage ist festzuhalten, dass die Verwirklichung grundlegender sozialer und 

wirtschaftlicher Bedürfnisse wie etwa der Zugang zu Arbeit, Nahrung, Wohnraum und 

Gesundheitsversorgung in Afghanistan häufig nur sehr eingeschränkt möglich ist. Auch in den 

Städten Herat und Mazar-e Sharif sind die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für 

Rückkehrer schwierig. Der Zugang zu Grundversorgung, medizinischer Versorgung, Arbeits- 

und Wohnungsmarkt ist grundsätzlich gegeben. Die Arbeitslosigkeit ist zwar hoch, jedoch ist 

im Lichte der Berichtslage nicht erkennbar, dass die Grundlage bzw. (Lebens-)Bedingungen für 

die Existenzsicherung bzw. für das Erreichen und Halten eines – auch der übrigen dortigen 

Bevölkerung entsprechenden – angemessenen Lebensstandards nicht vorhanden wären (s. 

dazu auch EASO-Leitlinien 2019, S 34). Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich beim 

Beschwerdeführer um einen arbeitsfähigen Mann im erwerbsfähigen Alter mit grundlegender 

Bildung, Sprachkenntnissen und Berufserfahrungen handelt, sodass zu prognostizieren ist, 



- 128 - 

dass er in Herat oder Mazar-e Sharif in der Lage sein wird, sich durch eigene Tätigkeit ein den 

dortigen Verhältnissen entsprechendes Einkommen zu erwirtschaften. 

Die Wohnsituation in der Stadt Mazar-e Sharif ist angespannt, wobei grundsätzlich Wohnraum 

zur Verfügung steht. Da Stämme in Herat weniger Rolle spielen, ist es für Rückkehrer leichter, 

sich dort niederzulassen. Zudem besteht für den Beschwerdeführer auch in Herat die 

Möglichkeit, vorübergehend in einem „Teehaus“ („tea house“) zu wohnen (EASO-Leitlinien 

2019, S 132 f.). 

Die grundsätzliche Versorgung mit Gütern wurde durch die im Jahr 2018 auch die Provinzen 

Balkh und Herat betreffende Trockenperiode (Dürre) und die darauffolgenden 

Überschwemmungen nicht abgeschnitten, zumal aufgrund dieser Ereignisse umfangreiche 

Hilfe durch NGOs zur Verfügung gestellt wurde bzw. wird (dazu auch die Hinweise der UNHCR-

Richtlinien 2018, S 111). 

Die wirtschaftliche Situation in Afghanistan insgesamt und insbesondere in Mazar-e Sharif und 

Herat erreicht nicht das Prüfungskalkül des Art. 3 EMRK, das für die Annahme einer solchen 

Menschenrechtsverletzung das Vorhandensein einer die Grundbedürfnisse der menschlichen 

Existenz bedrohenden Lebenssituation unter exzeptionellen Umständen fordert (vgl. VwGH 

19.06.2017, Ra 2017/19/0095). Zwar ist die Situation wegen der Zahl der Binnenvertriebenen 

und der im Jahr 2018 aufgetretenen Dürre, auf welche starke Regenfälle gefolgt sind, die mit 

Zerstörungen in einzelnen Distrikten Herats einhergegangen sind, angespannt. Der aktuellen 

Quellenlage ist jedoch nicht zu entnehmen, dass die Grundversorgung der Bevölkerung (mit 

Nahrungsmitteln und Trinkwasser) in Mazar-e Sharif und Herat generell nicht mehr 

gewährleistet oder das Gesundheitsversorgungssystem zusammengebrochen wäre. Die 

Versorgung des Beschwerdeführers ist somit sowohl in Mazar-e Sharif als auch in Herat-Stadt 

jedenfalls grundlegend gewährleistet. 

Zudem gehört der Beschwerdeführer keinem Personenkreis an, von dem anzunehmen ist, 

dass er sich in Bezug auf die individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedürftiger 

darstellt als die übrige Bevölkerung, die ebenfalls in Herat und Mazar-e Sharif für ihre 

Existenzsicherung aufkommen kann. 

Unter der Annahme, dass der Beschwerdeführer keine Unterstützung durch seine Familie 

erhält, ist auf die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes 

hinsichtlich der mangelnden familiären und sozialen Anknüpfungspunkte eines 

Beschwerdeführers in Afghanistan zu verweisen, wonach einem leistungsfähigen Asylwerber 

im erwerbsfähigen Alter, der eine der Landessprachen Afghanistans beherrscht, mit den 
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kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates vertraut ist und die Möglichkeit hat, sich 

durch Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die Inanspruchnahme einer 

innerstaatlichen Fluchtalternative zugemutet werden könne. 

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass eine schwierige Lebenssituation für einen 

Asylwerber im Fall seiner Rückführung in den Herkunftsstaat, vor allem in wirtschaftlicher 

Hinsicht – gestützt auf mangelnde tragfähige Beziehungen und/oder fehlende Ortskenntnisse 

in Großstädten oder eine schwierige Situation bei der Wohnraum- oder Arbeitsplatzsuche – 

nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes explizit nicht ausreicht, um die 

Voraussetzungen zur Erlangung von subsidiärem Schutz zu erfüllen (VwGH 25.04.2017, Ra 

2017/01/0016; 19.06.2017, Ra 2017/19/0095). 

Dafür, dass der Beschwerdeführer in Ansehung der Sicherheitslage und existentieller 

Grundbedürfnisse (z.B. Nahrung, Unterkunft etc.) in Herat oder Mazar-e Sharif einer 

lebensbedrohenden Situation ausgesetzt wäre, gibt es keine hinreichenden Anhaltspunkte. 

Die Prüfung der maßgeblichen Kriterien führt daher im konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass 

der Beschwerdeführer in der Lage ist, nach allfälligen anfänglichen Schwierigkeiten sowohl in 

Herat als auch in Mazar-e Sharif Fuß zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige Härten zu 

führen, wie es auch andere Landsleute führen können. Eine Ansiedelung in Herat oder Mazar-

e Sharif ist dem Beschwerdeführer somit möglich und auch zumutbar. 

Schließlich ist im Hinblick auf die derzeit bestehende COVID-19-Pandemie festzuhalten, dass 

in Afghanistan aktuell 7072 bestätigte Fälle von Corona (bei 173 Todesfällen) offiziell berichtet 

sind (vgl. https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/situation-

reports/20200518-covid-19-sitrep-119.pdf?sfvrsn=4bd9de25_4, Situation Report 119 vom 

18.05.2020). Es wird zwar nicht verkannt, dass laut öffentlich zugänglichen Quellen 

möglicherweise von (deutlich) höheren Fallzahlen auszugehen ist, und COVID-19 Afghanistan 

aufgrund mangelnder Kapazitäten im Gesundheitssystem besonders hart treffen kann. 

(https://www.zdf.de/nachrichten/politik/coronavirus-iran-afghanistan-100.html; 

https://www.unhcr.org/dach/at/42101-coronavirus-mehr-unterstuetzung-fuer-afghanistan-

und-seine-nachbarlaender-benoetigt.html; https://www.bbc.com/news/world-asia-

52210479; https://www.theguardian.com/world/2020/may/02/afghanistan-in-new-battle-

against-ravages-of-covid-19;). Jedoch ist der Beschwerdeführer erst 20 Jahre alt und leidet an 

keinen schwerwiegenden körperlichen Erkrankungen. Er fällt somit weder in die 

Risikogruppen der älteren Personen noch in jene der Personen mit spezifischen physischen 

Vorerkrankungen, sodass auch keine hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass der 

Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Afghanistan eine COVID-19-Erkrankung mit 
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schwerwiegendem oder tödlichem Verlauf bzw. mit dem Bedarf einer intensivmedizinischen 

Behandlung bzw. einer Behandlung in einem Krankenhaus zu gewärtigen hätte. 

Ein bei einer Überstellung des Beschwerdeführers nach Afghanistan vorliegendes „real risk“ 

einer Verletzung des Art. 3 EMRK ist somit (auch insoweit) nicht erkennbar.  

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheids war daher abzuweisen. 

Zu Spruchpunkt III.: 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 

Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird. 

Gemäß § 58 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 hat das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 von Amts wegen zu prüfen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich 

der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 

Im vorliegenden Fall liegen die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 57 AsylG 2005 nicht vor, weil der Aufenthalt des Beschwerdeführers weder seit 

mindestens einem Jahr gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG geduldet ist noch zur 

Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen strafbaren Handlungen notwendig ist und der Beschwerdeführer auch nicht Opfer von 

Gewalt im Sinne des § 57 Abs. 1 Z 3 FPG wurde. Weder hat der Beschwerdeführer das 

Vorliegen eines der Gründe des § 57 FPG behauptet noch kam ein Hinweis auf das Vorliegen 

eines solchen Sachverhaltes im Ermittlungsverfahren hervor. 

Gemäß § 46 Abs. 1 FPG sind Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine Anordnung 

zur Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot durchsetzbar ist, von 

den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Auftrag des Bundesamtes zur Ausreise 

zu verhalten (Abschiebung), wenn 

1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung oder Sicherheit notwendig scheint, 
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2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind, 

3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer Ausreiseverpflichtung 

nicht nachkommen, oder 

4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesgebiet 

zurückgekehrt sind. 

Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter 

einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen 

Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

abgewiesen wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt.  

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG ist mit der Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, ob die 

Abschiebung des Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte 

Staaten zulässig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in den der 

Drittstaatsangehörige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehörigen zu 

vertretenden Gründen nicht möglich ist. 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

„Schutz des Privat- und Familienlebens 

§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 

Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 

eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 

Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 

insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige 

Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, 
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8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, 

in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 

zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 

insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 

abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 

auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 

Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 

insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 

Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 

Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 

Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 

BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre.“ 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und 

Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der 

Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit 

dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 

demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, 

das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 

strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der 

Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens im Sinne von Art. 8 

EMRK vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des EGMR sowie des Verfassungs- 

und Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die 

Regelung erfordert eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen 

Eingriffes; letztere verlangt eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen 

Interessen. In diesem Sinn wird eine Rückkehrentscheidung nicht erlassen werden dürfen, 

wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) schwerer 

wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 

Die Verhältnismäßigkeit einer Rückkehrentscheidung ist dann gegeben, wenn der 

Konventionsstaat bei seiner aufenthaltsbeendenden Maßnahme einen gerechten Ausgleich 

zwischen dem Interesse des Fremden auf Fortsetzung seines Privat- und Familienlebens 

einerseits und dem staatlichen Interesse auf Verteidigung der öffentlichen Ordnung 
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andererseits, also dem Interesse des Einzelnen und jenem der Gemeinschaft als Ganzes 

gefunden hat. Dabei variiert der Ermessensspielraum des Staates je nach den Umständen des 

Einzelfalles und muss in einer nachvollziehbaren Verhältnismäßigkeitsprüfung in Form einer 

Interessenabwägung erfolgen. 

Bei dieser Interessenabwägung sind – wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter Berücksichtigung der 

Judikatur der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts ausdrücklich normiert wird – die oben 

genannten Kriterien zu berücksichtigen (vgl. VfSlg. 18.224/2007; VwGH 26.06.2007, 

2007/01/0479; 26.01.2006, 2002/20/0423). 

Vom Prüfungsumfang des Begriffes des „Familienlebens“ in Art. 8 EMRK ist nicht nur die 

Kernfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern umfasst, sondern beispielsweise auch 

Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und 

zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 

215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensität 

vorliegt. Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen 

Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives 

Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen 

Umständen, von der konkreten Lebenssituation abhängig. Der Begriff des „Familienlebens“ in 

Art. 8 EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; 

die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob 

die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder 

ob sie (finanziell) voneinander abhängig sind (vgl. etwa VwGH 26.01.2006, 2002/20/0423; 

08.06.2006, 2003/01/0600; 26.01.2006, 2002/20/0235, worin der VwGH feststellte, dass das 

Familienleben zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen 

der Volljährigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 

Unter dem „Privatleben“ sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und 

wirtschaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, 

zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg. Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang 

komme dem Grad der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in seiner langjährigen Rechtsprechung 

zu Ausweisungen Fremder wiederholt ausgesprochen, dass die EMRK Fremden nicht das 

Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Land garantiert und die 

Konventionsstaaten im Allgemeinen nicht verpflichtet sind, die Wahl des Aufenthaltslandes 

durch Einwanderer zu respektieren und auf ihrem Territorium die Familienzusammenführung 
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zu gestatten. Dennoch könne in einem Fall, der sowohl die Achtung des Familienlebens, als 

auch Fragen der Einwanderung betrifft, der Umfang der staatlichen Verpflichtung, 

Familienangehörigen von im Staat ansässigen Personen Aufenthalt zu gewähren, – je nach der 

Situation der Betroffenen und dem Allgemeininteresse – variieren (vgl. z.B. EGMR 05.09.2000, 

44328/98, Solomon v. Niederlande; 09.10.2003, 48321/99, Slivenko v. Lettland; 22.04.2004, 

42703/98, Radovanovic v. Österreich; 31.01.2006, 50435/99, da Silva und Hoogkamer v. 

Niederlande; 31.07.2008, 265/07, Darren Omoregie ua v. Norwegen). 

Bei Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen ist auch auf die 

Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, 

zumal etwa das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden 

Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte 

Asylanträge zurückzuführen ist. Dem öffentlichen Interesse, eine über die Dauer des 

Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung von Personen, die sich bisher bloß auf 

Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern, kommt aus der 

Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) 

ein hoher Stellenwert zu (vgl. VwGH 17.12.2007, 2006/01/0216; zum hohen Stellenwert der 

die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften siehe etwa: VwGH 

26.06.2007, 2007/01/0479; VwGH 16.01.2007, 2006/18/0453; vgl. auch EGMR 08.04.2008, 

Fall Nnyanzi, Appl. 21878/06, wonach ein vom Fremden in einem Zeitraum, in dem er sich bloß 

aufgrund eines Asylantrages im Aufnahmestaat aufhalten darf, begründetes Privatleben per 

se nicht geeignet ist, die Unverhältnismäßigkeit des Eingriffes zu begründen). 

Im gegenständlichen Fall ist evident, dass der Beschwerdeführer eine ukrainische Partnerin 

hat. Mit seiner Partnerin hat er einen am  XXXX geborenen Sohn. Er verbringt seine Freizeit 

mit der Partnerin und dem Sohn. Der Beschwerdeführer führt daher (zumindest ansatzweise) 

ein Familienleben. Nach der Rechtsprechung des VfGH vom 25.02.2013, U2241/12 ist es nicht 

zumutbar, dass der Kontakt zwischen Vater und Sohn im Kleinkindalter über moderne 

Kommunikationsmittel stattfindet. Diese können körperliche Nähe sowie nonverbale 

Interaktion nicht ersetzten. Dass der Beschwerdeführer nicht im gemeinsamen Haushalt mit 

seinem Sohn lebt, tut der Vater-Kind-Beziehung keinen Abbruch (VwGH vom 13.11.2018, Ra 

2108/21/0115). Selbst bei fehlender Obsorge misst der VfGH einer Vater-Kind-Beziehung und 

der mit einer Außerlandesbringung einhergehenden endgültigen Trennung besondere 

Bedeutung zu (VfGH vom 11.06.2018, E 435/016). 

Zusätzlich ist zu beachten, dass der Bruder und die Cousins des Beschwerdeführers mit ihren 

Familien in Österreich ansässig sind. Mit seinen Verwandten ist der Beschwerdeführer auch 
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regelmäßig in Kontakt.  

 

Gegenständlich ist von einem Privatleben des Beschwerdeführers in Österreich im Sinne des 

Art. 8 EMRK auszugehen. 

Dem Umstand, dass der Aufenthaltsstatus des Beschwerdeführers stets ein unsicherer war, 

kommt zwar Bedeutung zu, er hat aber nicht zur Konsequenz, dass der während des 

unsicheren Aufenthaltes erlangten Integration überhaupt kein Gewicht beizumessen ist (vgl. 

VwGH 17.10.2016, Ro 2016/22/0005 mwN, jüngst VwGH von 06.04.2020, Ra 2020/20/0055). 

Vielmehr ist dem Beschwerdeführer zu Gute zu halten, dass er sich trotz seines unsicheren 

Aufenthaltsstaus von Beginn an um eine soziale und wirtschaftliche Integration bemüht hat. 

In die Interessenabwägung ist weiteres die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat mit 

einzubeziehen, wobei die bisherige Rechtsprechung grundsätzlich keine Jahresgrenze festlegt, 

sondern eine Interessenabwägung im speziellen Einzelfall vornimmt. Zwar hat der 

Verwaltungsgerichtshof zum Ausdruck gebracht, dass einem inländischen Aufenthalt von 

weniger als fünf Jahren für sich betrachtet in Anbetracht des unsicheren Aufenthaltsstatus 

noch keine maßgebliche Bedeutung hinsichtlich der durchzuführenden Interessenabwägung 

zukommt (vgl. dazu VwGH 30.07.2015, Zl. 2014/22/0055; VwGH 23.06.2015, Zl. 

2015/22/0026; z.B. jüngst VwGH von 23.10.2019, Ra 2019/19/0413). Da es sich bei der 

Aufenthaltsdauer um einen von mehreren im Zuge der Interessenabwägung zu 

berücksichtigenden Umständen handelt, ist die Annahme eines "Automatismus", wonach ein 

Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels bei Vorliegen einer Aufenthaltsdauer von nur drei 

Jahren jedenfalls abzuweisen wäre, jedoch verfehlt (vgl. VwGH 30.07.2015, Ra 2014/22/0055, 

VwGH 28.01.2016, Ra 2015/21/0191-6).  

Der Beschwerdeführer hat die in Österreich verbrachte Zeit jedoch auch genützt hat, um sich 

sozial zu etablieren. Er ist bemüht, eine Basis für das Berufsleben durch eine entsprechende 

Schulbildung zu erlangen. Festzuhalten ist auch, dass der Beschwerdeführer über die gesamte 

Zeit hindurch in Österreich unbescholten geblieben ist, wobei die strafgerichtliche 

Unbescholtenheit allein die persönlichen Interessen eines Fremden am Verbleib in Österreich 

gemäß der verwaltungsgerichtlichen Judikatur nicht entscheidend zu verstärken vermag (vgl. 

VwGH 25.02.2010, 2010/0018/0029). 

Mit dem Beschwerdeführer sind Gespräche in deutscher Sprache möglich. Eine 

Außerlandesbringung des Beschwerdeführers würde vehement in das Gefüge dieses 
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Privatlebens eingreifen, zumal der Beschwerdeführer im österreichischen Bundesgebiet 

bereits beruflich verankert ist. 

Unter Berücksichtigung der Aufenthaltsdauer von nahezu fünf Jahren und des tatsächlichen 

Bestehens eines Familien- und Privatlebens, der positiven und nachhaltigen Integration sowie 

die ernsthaften Absichten sich in den Arbeitsmarkt in Österreich zu integrieren und, dass der 

Beschwerdeführer keinerlei Bindungen mehr zu seinem Heimatstaat hat, erweist sich ein 

Eingriff in das Familen- und Privatleben des Beschwerdeführers in Summe als 

unverhältnismäßig. 

Es wird dabei nicht verkannt, dass dem Schutz der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, 

insbesondere der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden 

Vorschriften grundsätzlich ein hoher Stellenwert zukommt, doch überwiegen nach Ansicht des 

Bundesverwaltungsgerichtes im vorliegenden Fall die familiären und privaten Interessen des 

Beschwerdeführers in ihrer Gesamtheit die öffentlichen Interessen an einer 

Aufenthaltsbeendigung zugunsten eines geordneten Fremdenwesens. 

Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. und IV. des angefochtenen Bescheides war daher 

stattzugeben und festzustellen, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung auf Dauer 

unzulässig ist. 

Zu Spruchpunkt IV.: 

Gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 AsylG 2005 

von Amts wegen zu prüfen, wenn eine Rückkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 

BFA-VG auf Dauer für unzulässig erklärt wird. 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu erteilen, 

wenn 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im 

Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 

Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat oder zum 

Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen 

die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines 

Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955) erreicht wird. 
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Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist gemäß § 55 Abs. 2 AsylG 2005 eine 

„Aufenthaltsberechtigung“ zu erteilen. 

§ 9 Abs. 4 IntG lautet: 

„Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung ist erfüllt, wenn der Drittstaatsangehörige 

1. einen Nachweis des Österreichischen Integrationsfonds über die erfolgreiche 

Absolvierung der Integrationsprüfung gemäß § 11 vorlegt, 

2. einen gleichwertigen Nachweis gemäß § 11 Abs. 4 über die erfolgreiche Absolvierung 

der Integrationsprüfung vorlegt, 

3. über einen Schulabschluss verfügt, der der allgemeinen Universitätsreife im Sinne des 

§ 64 Abs. 1 Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, oder einem Abschluss einer 

berufsbildenden mittleren Schule entspricht, 

4. einen Aufenthaltstitel ‚Rot-Weiß-Rot – Karte‘ gemäß § 41 Abs. 1 oder 2 NAG besitzt 

oder 

5. als Inhaber eines Aufenthaltstitels ‚Niederlassungsbewilligung – Künstler‘ gemäß § 43a 

NAG eine künstlerische Tätigkeit in einer der unter § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 

Kunstförderungsgesetz, BGBl. I Nr. 146/1988, genannten Kunstsparte ausübt; bei 

Zweifeln über das Vorliegen einer solchen Tätigkeit ist eine diesbezügliche 

Stellungnahme des zuständigen Bundesministers einzuholen. 

Die Erfüllung des Moduls 2 (§ 10) beinhaltet das Modul 1.“ 

Im vorliegenden Fall brachte überdies der Beschwerdeführer ein Zertifikat „ÖSD Zertifikat 

Deutsch Österreich B1“ mit bestanden zur Vorlage. Er verfügt auch über den HAK 

Aufbaulehrgang, welcher den Pflichtschullehrgang ersetzt. Der Beschwerdeführer ist Schüler 

der Tourismusschule XXXX .  

Damit ist die Vorraussetzung des § 55 Abs 1 Z2 2. Fall erfüllt und dem Beschwerdeführer eine 

„Aufenthaltsberechtigung Plus“ zu erteilen.  

Das BFA hat dem Beschwerdeführer den Aufenthaltstitel gemäß § 58 Abs. 4 AsylG 2005 

auszufolgen; der Beschwerdeführer hat dabei gemäß § 58 Abs. 11 AsylG 2005 mitzuwirken. 

Der Aufenthaltstitel gilt gemäß § 54 Abs. 2 AsylG 2005 für die Dauer von zwölf Monaten 

beginnend mit dem Ausstellungsdatum. 
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Zu Spruchpunkt V.: 

In dem gegenständlichen Fall ist die Rückkehrentscheidung betreffend den Beschwerdeführer 

auf Dauer unzulässig. Da die gesetzlichen Voraussetzungen für die Abschiebung und die 

Festsetzung der Frist für die freiwillige Ausreise somit nicht mehr vorliegen, waren die 

Spruchpunkte V. und VI. der angefochtenen Bescheide ersatzlos zu beheben (vgl. dazu auch 

VfGH vom 13.09.2013, U 370/2012; VwGH 04.08.2016, Ra 2016/21/0162). 

 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von 

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht 

die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des VwGH ab noch fehlt 

es an einer Rechtsprechung (siehe die oben zitierte Judikatur des VwGH, aber auch des VfGH 

und des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte); weiters ist die vorliegende 

Rechtsprechung des VwGH auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine 

sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


